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Buch-  und  Kunstdruckerei  Rössler  & Herbert. 

1915. 


Referent:  Prof.  Dr.  Oncken. 


Vorwort. 

Vorliegende  Dissertation  bringt,  so  wie  sie  im 
Juni  1914  der  Fakultät  eingereicht  wurde,  die  eine 
Hälfte  einer  beabsichtigten  grösseren  Abhandlung, 
und  befasst  sich  in  diesem  ersten  Abschnitte  vorzugs- 
weise mit  der  rechtlichen  Stellung  der  münster- 
ländischen Bauern  in  den  beiden  ersten  Dezennien 
nach  der  französischen  Fremdherrschaft.  Die  wirt- 
schaftliche Dage  zu  schildern,  soll  im  besonderen  der 
anderen  Hälfte  Vorbehalten  sein,  aus  diesem  Grunde 
änderte  ich  auch  noch  während  des  Druckes  meine 
Absicht  und  Hess  hierfür  den  zweiten  Teil  des  vierten 
Kapitels  (die  Wirkung  der  Gemeinheitsteilungsord- 
nung im  Münsterlande)  zurück.  Wenn  nach  herr- 
lichem Frieden  wieder  Alltage  sind,  hoffe  ich  die 
Fortsetzung  liefern  zu  können. 

Ein  kaum  geahntes,  äusserst  reichhaltiges  und  bis- 
her wohl  auch  unbekanntes  handschriftliches  Material 
bot  sich  mir  dar.  Bestand  daher  anfangs  die  Gefahr, 
weitläufig  zu  werden,  so  darf  ich  mir  jetzt  nach  einst- 
weiligem Abschluss  der  Arbeit  ein  zu  sehr  gewolltes 
Bestreben  nach  Kürze  nicht  verhehlen.  Vor  allem 
mag  vorausgesetztes,  aber  doch  nicht  durchweg  an- 
nehmbares Vertrautsein  mit  der  gedruckten  Literatur 
oftmals  zu  anstrengender  Aufmerksamkeit  zwingen. 

Schwer  ist  es  mir  geworden,  und  für  den  An- 
fänger doppelt  schwer,  dass  ich  mich  bei  Beurteilung 
der  Gesetzesanträge  gerade  an  den  entscheidenden 
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Punkten  gegen  Preussens  grossen  Reorganisator  als 
westfälischen  Ivandtagsmarschall  wenden  musste.  Doch 
ich  bin  gewiss,  dass  der  Deser  mit  mir  hier  voller 
Anerkennung  bei  dem  zielbewussten,  ausdauernden 
Werk  der  ersten  preussischen  Beamtenschaft  in  der 
neuen  Provinz  Westfalen  verweilen  wird, 

Es  liegt  mir  noch  ob,  denen  zu  danken,  die 
meine  Arbeit  ermöglicht  und  gefördert  haben.  Durch 
gern  gewährte  Vermittlung  des  Direktors  des  Kgl. 
Staatsarchives  Münster,  Herrn  Geh.  Regierungsrat 
Philippi,  konnte  ich  alle  für  mich  in  Betracht  kom- 
menden und  noch  nicht  an  das  Archiv  abgegebenen 
Akten  des  Oberpräsidiums,  der  Generalkommission 
und  der  Provinzialverwaltung  entweder  dort  selbst 
einsehen,  oder  diese  wurden  sogar  auswärts  für  mich  in 
Verwahrung  gegeben.  Besonderen  Entgegenkommens 
durfte  ich  mich  von  den  Herren  Geh.  Oberregierungs- 
rat Nobiling  und  Landesrat  Pothmann  zu  Münster 
erfreuen.  Bei  der  Ausführung  empfing  ich  reichste 
Anregung  von  meinem  hochverehrten  Lehrer,  Herrn 
Professor  Dr.  Oncken,  während  Herr  Geh.  Hofrat 
Professor  Dr.  Gothein  mir  bei  Beratung  einiger  volks- 
wirtschaftlicher Fragen  bereitwilligst  Gehör  schenkte. 
Ferner  fühle  ich  mich  den  Herren  Beamten  der  oben- 
genannten Behörden,  der  Grossh.  Universitäts-Biblio- 
thek und  des  Kgl.  Landratsamts  Soest  verbunden,  sei 
es,  dass  sie  mir  in  der  Registratur  beim  langwierigen 
Hervorsuchen  des  Materials  behilflich  waren  oder  ihre 
Arbeitsräume  freundlichst  zur  Verfügung  stellten.  End- 
lich danke  ich  auch  an  dieser  Stelle  meiner  Schwester, 
welche  mir  auf  der  Heidelberger  Bibliothek  manche 
Abschrift  aus  den  oft  schwer  lesbaren  Akten  anfertigte. 


Wilhelm  Keimer. 
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Einleitung. 

Die  Leibeigenschaft  (Eigenbehörigkeit)  im 

Münsterlande. 

Bevor  wir  zu  schildern  versuchen,  was  gewaltsame 
Um-  und  Umwälzungen  eines  Jahrzehnts  der  Haupt- 
masse der  Bevölkerung  im  Münsterlande  brachten, 
und  wie  vor  allem  die  von  überhasteter  Hand  ge- 
schaffenen neuen  Verhältnisse  in  ruhiger  Zeit  konso- 
lidiert oder  eingeengt  wurden,  müssen  wir  einen 
Moment  im  18.  Jahrhundert  verweilen,  und  die  sich 
aufwerfende  Frage  beantworten,  wie  war  die  Lage 
der  Bauern  im  Krummstabländchen? 

Fast  ausnahmslos  waren  diese  Bauern  leibeigen 
oder  gemäss  dem  spezifisch  westfälischen  Ausdruck 
eigenhörig.  Aber  diese  Eigenbehörigkeit,  obschon 
in  unserem  Gebiete  nicht  die  mildeste,  war  doch  bei 
weitem  nicht  der  Leibeigenschaft  jenseits  der  Elbe 
vergleichbar,  nur  im  Rahmen  der  westdeutschen  guts- 
herrlich-bäuerlichen Verhältnisse  kann  sie  betrachtet 
werden,  und  an  die  Spitze  dieser  kurzen  Betrachtung 
möchten  wir  Tocquevilles  Worte  über  den  französischen 
grundherrlichen  Adel  des  14.  Jahrhunderts  setzen,  denn 
sie  gelten  noch  für  unseren  münsterländischen  des 
18.  Jahrhunderts : „Die  Aristokratie  tyrannisierte  zu- 
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weilen  den  Bauern,  aber  sie  Hess  ihn  niemals  hilf- 
los*)“. Hüten  muss  man  sich  aber,  die  schöne  Tugend, 
den  tätigen,  in  seinem  Schweiss  arbeitenden  Laud- 
mann  nicht  hilflos  werden  zu  lassen,  den  beiden 
bodenbesitzendenStänden,  Adel  und  hoher  Geistlichkeit, 
und  somit  wiederum  Adel  zu  hoch  als  Verdienst 
christlicher  Liebe  anzurechnen. 

Wenngleich  sich  auch  die  Bezeichnung  Gutsherr 
oft  im  Westen  findet,  so  darf  dieser  Gutsherr  doch 
nur  gleichbedeutend  mit  Grundherr  aufgefasst  werden. 
Abgeschlossenes  Herrschaftsgebiet  gab  es  hier  nicht 
und  somit  auch  keinen  landwirtschaftlichen  Gross- 
betrieb mit  vielen  fröhnenden  Bauern,  sondern  die 
Münstersche  Grundherrschaft  war,  gleich  der  ganzen 
niedersächsischen,  Streubesitz,  und  erstreckte  sich  in 
einzelnen  Berechtigungen  über  ganze  Aemter^). 

Mochten  auch  die  Berechtigten  im  Münsterlande 

noch  genügend  Gründe  zur  Verfügung  haben,  um  un- 

# 

bequeme  Bauern  loszuwerden,  selbst  die  in  dieser 
Hinsicht  sehr  milde  Eigentumsordnung  von  1770  hatte 
noch  9 Paragraphen  solcher  Abäusserungsursachen,  so 
lag  doch  durchweg  ein  Aufsaugen  von  bäuerlichen 
Stätten,  und  damit  eine  Erweiterung  der  Eigenwirt- 
schaft, die  durch  den  einen  oder  andern  Heimfall 
auch  nicht  wunschgemäss  ausgedehnt  werden  konnte, 

1)  Alexis  de  Tocqueville,  L’ancien  regime  et  la  revolution. 
Paris  1856,  S.  190. 

2)  Wittich,  Die  Qrundherrschaft  in  Nordwestdeutschland. 
Leipzig  1896,  S.  12  ff.,  behandelt  nur  die  Provinz  Hannover. 
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nicht  in  der  Macht  und  im  Interesse  der  Grundherrn. 
Ganz  abgesehen  von  der  Gesetzgebung  hinderte  schon 
die  weitverzweigte  Grundgerechtsamkeit  die  Bauern- 
legung. Denn  obwohl  die  einzelnen  Höfe  arrondiert 
waren,  ruhten  darauf  in  der  Regel  noch  weitere  Ge- 
falle und  Dienste  als  an  den  einen  Hauptherrn,  und  dazu 
kam  als  wichtigstes  Faktum  eben  die  enge  Nachbar- 
schaft, die  sich  die  Obereigentumsherren  auf  ihren 
Bauernhöfen  hielten,  die  vom  Herrengut  oftmals 
meilenweit  entfernt  in  vielen  Kirchspielen  zersplittert 
lagen.  Hierdurch  war  es  gegeben,  dass  das  gutsherr- 
lich-bäuerliche Verhältnis  sich  vorzugsweise  zu  einem 
Rentensystem  ausgebildet  hatte,  und  den  Renten- 
empfängern musste  daran  liegen,  unter  allen  Umstän- 
den den  zahlenden  Kolonen  eine  gewisse  selbständige, 
wenn  auch  keineswegs  glänzende  Existenz  zu  sichern. 

Nicht  dass  nun  alle  Dienste  gleich  den  Gefällen 
in  Fruchtabgaben  oder  in  Geld  geleistet  wurden, 
schon  die  Ablieferung  der  Naturalprästationen  und 
deren  Versand  erforderte  manche  Hand-  und  Spann- 
dienste, und  neben  der  kleinen  Landwirtschaft  des 
Gutshofes  bedurften  Wald  und  Mark  einer  Reihe  der 
reichlich  zu  Gebote  stehenden  Diensttage,  aber  eine 
einsichtsvolle  Berechnung  beschränkte  die  den  Bauern 
nötige  Zeit  zur  Bestellung  ihrer  eigenen  Aecker  und 
zur  Ernte  nicht  übermässig.  Diese  rücksichtsvoll 
oder  gar  nicht  verlangten  Dienste  und  dafür  ein  gern 
bewilligtes,  kein  zu  hohes  Entgelt  machten  sich  bei 
den  sog.  Himmelsgefällen  recht  gut  bezahlt. 
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Der  östliche  Leibeigene,  der  von  früher  Kind- 
heit an  fast  ausnahmslos  die  ganze  Kraft  seinem  Herrn 
widmen  und  für  sich  selbst  mondhelle  Nächte  be- 
nutzen musste  D,  um  mit  dem  müden  Gespann  noch 
seinen  eigenen  dürftigen  Körner-  und  KartofFelbau  zu 
treiben,  wird  nach  dem  Tode  durch  gar  keinen  oder 
n’ir  ganz  minimalen  Nachlass  erfreut  haben.  Der 
Gutsinspektor  des  Junkers  hatte  einzig  sein  Augenmerk 
auf  einen  grossen  Rohertrag  von  der  Ritterdomäne 
zu  richten.  Anders  im  Westen,  im  Münsterlande, 
Rentmeister  hiess  hier  der  adelige  Beamte,  und  in 
stetem  Dispute  mit  den  begreiflicherweise  ihre  Lage 
übertrieben  trostlos  schildernden  Bauern  wurden  Ge- 
falle berechnet,  worunter  aut  jeden  Fall  der  Sterb- 
fall das  schmerzlichste  und  drückendste  war.  Ein 
Glück  wenigstens,  dass  diese  bei  den  Diensten  eine 
gewisse  Liberalität  gestattende  und  am  Ende  die 
halbe  resp.  gesamte  Verlassenschaft  konfiszierende 
Erbschaftssteuer  nie  in  ihrer  ganzen  gesetzlichen 
Strenge  aiigew'andt  werden  konnte,  denn  sonst  hätte 
der  Grundberechtigte  in  der  Regel  darauf  verzichten 
müssen,  seinerseits  das  Gesetz  wahrzumachen,  wonach 
er  verpflichtet  war,  den  auffahrenden  und  schon 
wieder  Erbgewinn  zahlenden  Anerben  aus  der  Kinder- 
zahl des  verstorbenen  Eigenbehörigen  zu  nehmen. 


1)  Georg  Friedrich  Knapp,  Die  Bauernbefreiung  und  der 
Ursprung  der  Landarbeiter  in  den  älteren  Teilen  Preussens. 
Leipzig  1887,  S.  69. 
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Der  Leib-  und  Eigentumsherr  überkam  durch 
Absterben  eines  Eigenbehörigen  dessen  halben,  zu- 
weilen auch  ganzen  Nachlass;  dieser  bestand  aus 
dem  gesamten  Mobiliarvermögen  und  dem  etwa  er- 
worbenen oder  geerbten  Allodialbesitz  (der  sich  na- 
türlich nicht  allzu  häufig  gefunden  haben  wird).  Die 
erste  Halbscheid  wurde  fällig  beim  Tode  des  einen, 
die  zweite  beim  Tode  des  andern  Ehegatten.  Waren 
also  keine  Kinder  vorhanden,  so  hatte  der  Herr  alles, 
das  heimfallende  Gut  und  das  darauf  erworbene  Ver- 
mögen, auf  das  selbst  die  nächsten  Verwandten  nicht 
den  geringsten  Rechtstitel  hatten.  Nur  der  Abzug 
der  Schulden  war  erlaubt.  Im  Falle  jedoch  der  zu- 
letzt versterbende  Gatte  eheliche  Kinder  hinterliess, 
musste  bei  der  zweiten  Halbscheid  der  Grundherr 
sich  eine  Teilung  gefallen  lassen,  „weil  sonst  denen 
Kindern  nichts  übrig  bliebe“. 

Dies  waren  kurz  die  langatmigen  Bestimmungen 
der  Eigentumsordnung  über  die  Sterb-  und  Erbfälle ; 
es  lag  auf  der  Hand,  dass  die  Berechtigten  eng  die 
anempfohlene  Mässigung  und  Bescheidenheit  befolgen, 
ja  weit  mit  milder  Anwendung  über  das  Gesetz 
hinausgehen  mussten,  und  „das  Erbe  von  Horn-,  Zug- 
und  anderem  Viehe  und  Ackergerät  nicht  so  sehr 
zu  entblössen“,  sollte  dem  Anerben  ein  Weiterwirt- 
schaften ermöglicht  werden,  sollte  er  imstande  sein, 
die  jährlichen  Pächte  von  seiner  Stätte  und  dazu  die 
Zehnten  und  die  Staatssteuern,  die  ihm  allein  oblagen, 
leisten  zu  können.  So  begnügte  man  sich  denn  mit 
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Hergabe  einiger  besonders  guter  und  grade  von  der 
Herrschaft  zu  gebrauchender  Häupter  und  Gegen- 
stände, und  verrechnete  im  übrigen  den  Sterbfall 
und  den  Gewinn,  auch  Weiukauf  genannt,  als  auf 
mehrere  Jahre  verteilte  Zuschläge  zu  den  fixierten 
laufenden  Zinsen  vom  Kolonate. 

Keine  anderen  als  diese  ungewissen  und  immer 
veränderlichen  Abgaben  charakterisierten  besser  die 
ganze  Gebundenheit  der  Bauern,  nirgends  sonst  waren 
sie  mehr  jedem  Drucke  des  Adels  und  seines  Be- 
amtentums, das  au  vielen  Orten  den  Gehalt  pro- 
zentualiter den  Einnahmen  des  Herrn  bezog,  bloss- 
gestellt; was  wollten  im  Verhältnis  zu  diesen  Zu- 
schlägen die  anderen  gutsherrlichen  Rechte,  und,  er- 
gänzt dazu,  Gefälle  besagen ! Aber  gute  Rekognitious- 
gebühren  bäuerlicher  Untertänigkeit  waren  auch  sie. 

Der  Auffolger  hatte  sein  künftiges  Weib  in  Vor- 
schlag zu  bringen  und  „wann  die  vorgeschlageue 
Person  au  sich  oder  in  ihrer  Aufführung  nicht  tadel- 
haft oder  nicht  unfähig  war,  dem  Erbe  mit  vorzu- 
stehen“, hatte  der  Gutsherr  innerhalb  einer  Frist 
von  drei  Wochen  seinen  Segen  zu  geben;  die  Ablöse- 
aus  dem  alten  und  die  Aufnahmegelder  in  den  neuen 
Verband  wurden  festgesetzt,  die  Hochzeit  konnte 
stattfinden. 

Das  eigenbehörige  Kind  beiderlei  Geschlechts 
unterstand  dem  Gesindedienstzwang,  auf  ein  halbes 
Jahr  hatte  es  nach  Eintritt  ungefähr  des  16.  Lebens- 
jahres als  Knecht  oder  Magd  im  Gutsbetriebe  ohne 
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weitere  Vergütung  als  gegen  die  Kost  zu  dienen. 
Verwendung  für  so  viele  überschüssige  Arbeit  hatten 
unsere  grundberechtigten  Rentner  natürlich  nicht, 
und  daher  gewährten  sie  denn  auch  bereitwilligst 
au  sie  herantretende  Gesuche  auf  Freilassung  aus 
dem  Leibeigenschaftskonnex  überhaupt.  Nach  der 
für  das  Wiener  Kabinett  verfassten  Denkschrift  des 
Reichsfreiherru  Kerkering  zur  Borg  vom  Jahre  17800 
gaben  die  Standesgenossen  die  Bewilligung  zum 
Studium  und  zur  Erlernung  eines  Handwerks  gar 
so  verschwenderisch,  dass  dadurch  „das  Land  mit 
Idioten  von  Geistlichen  und  Stümpern  in  Hand- 
werkern überhäuft,  die  Agrikultur  vernachlässiget 
und  der  Bauer  zu  Grund  gerichtet  wurde“.  Selbst- 
redend wurden  die  Freibriefe  selten  gratis  erteilt,  • 

während  den  freien  und  erwerbenden  Berufen  sich 
zuwendenden  jungen  Leuten  wohl  langfristige  Kredite 
zu  der  den  ausfallenden  Sterbfall  kompensierenden 
Abgabe  gewährt  werden,  und  sie  sich  später  selbst  mit 
dem  Leibeigentumsherrn  auseinandersetzen  konnten, 
hatten  für  eintretende  Ordensleute  die  Eltern  resp. 
der  Auffolger  die  Freilassungsgebühr  an  die  frommen 
Herren  zu  zahlen^). 

1)  Zur  Informierung  des  Erzh.  Maximilian  Franz,  jüngsten 
Sohnes  Maria  Theresias,  der  in  und  für  Münster  zum  Koadjutor 
des  Kölner  Kurfürsten  gewählt  worden  war.  Die  Denkschrift 
ist  mitgeteilt  von  Georg  Erler  im  69.  Bd.  der  Zeitschr.  f.  v.  Qesch. 
u.  Alt.  Kunde  Westfalens. 

2)  E.  O.,  4.  Teil,  3.  Tit.,  § 2. 
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Weiteren  Beschränkungen,  denen  die  erblichen 
Kolonatsnutzuiesser  unterlagen,  wird  am  besten  bei 
Schilderung  des  ersten  — und  verunglückten  — Ver- 
suches eines  Anerbeugesetzes  für  das  ganze  neue 
Westfalen  zu  gedenken  sein.  Erwähnt  sei  an  dieser 
Stelle  nur  noch,  dass  den  münsterischen  Berechtigten 
im  Gegensatz  zu  denen  des  benachbarten  hannover- 
schen Hoya-Diepholz  ein  Züchtigungsrecht  gegen 
ihre  Eigenbehörigen  zustand,  doch  hat  Philippi^) 
keine  Klagen  über  einen  Missbrauch  gefunden.  Zwar 
erzählt  der  frischgebackene  und  daher  alten  Feudal- 
adel schätzende  napoleonische  Graf  Beugnot  von 
eigens  konstruierten  Strafgestellen  auf  den  Herr- 
schaftshöfen, doch  scheinen  diese  nur  für  unge- 
horsame Diener  „bestimmt“  gewesen  zu  sein. 

1)  Wittich  a.  a.  O.,  S.  259. 

2)  Philippi,  100  Jahre  pr.  Herrschaft  im  Münsterlande,  S.28. 

3)  Memoiresdu  Comte  Beugnot,  ancienministre.  Paris  1866, 
S.  292,  Teil  I. 
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I Kapitel  I. 

Anläufe  der  preussischen  Gesetzgebung.  — Auf- 
; hebung  der  Eigenbehörigkeit  durch  Napoleon. 

^ Am  3.  August  1802  hatte  Blücher  die  Stadt  Münster 

besetzt,  und  am  25.  Februar  des  folgenden  Jahres  er- 
' hieltPreussen  durch  den  Reichsdeputationshauptschluss 

ungefähr  ein  Drittel  vom  Münsterschen  Bischofsstaate. 
In  den  grösseren  Teil  teilten  .sich  Oldenburg  und  kleine 
vom  Rhein  und  aus  Belgien  weggesetzte  Fürsten,  die 
auf  kurze  Zeit  nochmals  mit  der  Suveränität  beglückt 
wurden.  Den  neuen,  aus  behaglicher  Ruhe  aufge- 
weckten Untertanen  Hess  man  Zeit,  sich  zu  gewöhnen. 
Auf  den  ersten  allgemeinen  Bericht,  den  Westfalens 
erster  Oberpräsident,  Freiherr  vom  Stein  an  den  Grafen 
Schulenburg  gerichtet  hatte,  der  von  hohem  Einfluss 
auf  das  Ohr  des  Königs,  in  Hildesheim  die  Ueber- 
nahme  der  sogen.  Entschädigungslande  Preussens 
^ leitete,  antwortete  dieser:  „Achtung  für  die  Verfassung, 

soweit  sie  mit  unserm  System  der  Staatsverwaltung 
; irgend  verträglich  ist,  besonders  in  der  ersten  Zeit, 

1 Zutrauen  zu  der  Nation,  und  unsere  keine  Religions- 

verschiedenheit kennende  tolerante  Grundsätze,  die 
sich  um  die  Verschiedenheiten  des  christlichen  Glau- 
* bens  nicht  kümmern,  wenn  sich  der  Untertan  nur 
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zu  einer  derselben  bekennt  und  ein  redlicher  Staats- 
bürger ist,  diese  Mittel werden  hoffentlich 

am  ehesten  solche  Vorurteile  vertilgen  und  aus  einem 
sonst  guten  Volke  auch  ein  treues  und  anhängliches 
macheni)“.  Und  nicht  wenige  Vorurteile 2)  bei  Adel, 
Geistlichkeit  und  Bürgertum  harrten  der  lutherischen 
Eindringlinge,  die  aber  immerhin  als  Untertanen  des 
grossen  Friedrich  auch  in  unserem  ganz  katholischen 
Lande  „vieleVerehrerundBewunderer3)“gezählt  hatten. 
Zu  dem  Misstrauen  gesellte  sich  der  tiefe  und  be- 
rechtigte Schmerz  über  die  gewaltige  Zersplitterung 
des,  nur  dank  der  hervorragenden  Tätigkeit  Fürsten- 
bergs, verhältnismässig  gut  verwalteten  Fürstbistums. 

Der  geistliche  Staat  von  einer  Ausdehnung  von 
beinahe  10000  qkm  mit  ungefähr  350000  Einwohnern  D, 

1)  Willmanns,  in  Zeitschrift  für  preussische  Geschichte  und 
Landeskultur  10.  1873,  S.  662. 

2)  Berghaus,  Wallfahrt  durchs  Leben,  Sethe  in  Freytag, 
Bilder,  Aus  neuer  Zeit. 

3)  Philippi,  100  Jahre  pr.  Herrschaft  i.  Münsterlande,  S 8. 

4)  In  der  hundertelften  Beilage  zu  den  Protokollen  der 
ausserordentlichen  Reichsdeputation  zu  Regensburg,  Bd.  2 der 
Beilagen,  Regensburg  1803,  heisst  es  in  § 15  und  Beilage  4 P.  M., 
dass  es  unmöglich  sei,  „den  statistischen  Zustand  des  Bistums 
Münster  völlig  zu  kennen“.  Nach  Häusser,  Bd.  2,  ist  genaue 
Angabe  ebenfalls  sehr  schwierig,  auch  Wetzer  und  Weltes, 
„Kirchenlexikon“,  versagt  hier;  ebenso  Below-Meinecke,  Hand- 
buch, Kretschmer,  Hist.  Geogr. 

Nach  Stein  betrug  der  Flächeninhalt  des  preussisch  ge- 
wordenen Teiles  38  Quadratmeilen,  und  die  Zahl  der  Ein- 
wohner 123000,  Schreiben  an  Schulenburg  d.  d.  Münster,  13.  April 
1803.  Max  Lehmann,  Freiherr  vom  Stein  L,  Leipzig  1902,  S.  263. 
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der  in  Friedrich  Christian  von  Plettenberg  den  letzten 
eigenen  Landesherrn  gehabt,  dann  mit  Paderborn  ver- 
einigt und  von  1718  an  ständig  den  Kölner  Kurfürsten 
gegen  gute  Bezahlung  an  die  Domherren  gehört  hatte, 
erhielt  nun  mit  einmal  auf  der  Regensburger  Länder- 
börse sieben  Herren  U geschenkt.  Stein  erkannte  sofort, 
dass  hierdurch  die  Abneigung  der  Eingesessenen  gegen 
die  neue  Regierung  erst  recht  vermehrt  wurde,  zugleich 
aber  musste  er  eiugesteheu,  dass  diese  Zerstückelung 
eine  unvermeidliche  war 2),  denn  der  kommende  geniale 
Reorganisator  wusste  wohl,  dass  nicht  Berlin,  auch 
Wien  nicht,  sondern  Paris  und  St.  Petersburg  die 
Gewinnlose  bestimmt  und  ausgeteilt  hatten. 

Die  Stunde,  wo  ein  neuer  Staat  befreiend  in  die 
bäuerlichen  Zustände  eiiigreifen  sollte  und  konnte, 
war  noch  nicht  gekommen.  Preussen  sah  sich  noch 
vor  die  Riesenaufgabe  gestellt,  das  Befreiungswerk 
seiner  eigenen,  weit  schlimmer  gestellten  Bauern  in 
den  alten  Bestandteilen  in  Angriff  zu  nehmen,  und 
uurere  kleinen  münsterländischen  Potentaten  — 
„Moorgrafeu“  nannte  sie  Steins  Sarkasmus  3)  — wandten 
natürlich,  wie  sie  mussten,  beide  Augen  auf  die 
grossen  freundwilligen  Vettern. 

1)  Es  waren  ausser  Preussen  und  Oldenburg  die  Herzöge 
von  Arenberg,  von  Croy,  von  Looz-Corswarem,  der  Fürst  Salm 
(dazu  noch  in  zwei  Linien,  aber  mit  gemeinschaftlicher  Re- 
gierung) und  der  Rheingraf. 

2)  Pertz,  Das  Leben  des  Ministers  Freiherr  vom  Stein,  Bd.  I, 
S.  232. 

3)  Max  Lehmann,  Freiherr  vom  Stein,  Bd.  I,  S.  249. 

2 
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Getreu  der  Weisung  seines  Ministers  und  der 
eigenenSeele  verfuhr  derOberpräsidentmit  möglichster 
Schonung  bei  der  Ueberleitung  altgewohnter  Verhält- 
nisse in  neue  Bahnen,  ja  sogar  das  direkt  an  den 
neuen  Besitz  stossende  Wesel  hielt  er  als  ungeeignete 
Garnison,  in  der  die  Bauernburschen  preussisch 
exerzieren  lernen  konnten.  Münster  müsse  Garnison- 
ort für  die  Münsterländer  sein,  welche  Stadt  sie  seit 
Jahrhunderten  gewohnt  seien,  als  den  Hauptsitz  ihres 
Vaterlandes  anzusehen,  von  dem  die  Heimat  nicht 
weit  entfernt;  inmitten  von  Landesleuten  von  der- 
selben Sitte  und  Religion  ■ sei  der  Militärdienst  ab- 
zuleisten 1). 

Es  verstand  sich  von  selbst,  dass  diese  Vor- 
schläge in  Berlin  nicht  durchdringen  konnten  und 
durften;  die  junge  Grossmacht,  die  innerhalb  weniger 
Jahre  jetzt  zum  zweiten  Male  starke  katholische  Be- 
standteile ihrem  Körper  einverleibte,  musste  an  eine 
allmähliche  Verschmelzung  der  heterogenen  Be- 
völkerungsmassen denken,  konnte  vor  allem  nicht 
in  der  aus  Mark,  Minden,  Paderborn  und  Münster 
entstandenen  neuen  Provinz  das  Heer,  dessen  Ver- 


fassung ja  zudem  noch  eine  regionale  war,  kon- 
fessionell abschliessen.  Wie  bunt  sollten  bald  unsere 
Bauernsöhne  im  Dienste  des  Welteroberers  durch- 
einander gewürfelt  werden! 

1)  Schreiben  Steins  vom  16.  Februar  1803  an  Schulenburg. 
Staatsarchiv  Münster,  inhaltlich  veröffentlicht  auch  in  Zeitschr. 
f.  preuss.  Gesch.  und  Landesk.,  Bd.  10. 


Die  straffere  Soldatenzeit  war  alles,  was  der  Land- 
mann von  der  ersten  preussischen  Herrschaft  äusser- 
lich  wahrnehmen  konnte.  Das  am  5.  April  1803 
publizierte  und  am  1.  Juni  1804  eingeführte  allgemeine 
preussische  Landrecht  bestimmte  ausdrücklich,  dass 
es  hier  nur  ein  Rechtsbuch  sekundärer  Ordnung  sein 
sollte;  die  alten  eigentümlichen  Rechtsverhältnisse 
der  münsterschen  Eigenhörigen  blieben  in  ihrem 
ganzen  Umfange,  wie  sie  durch  die  fürstliche  Gesetz- 
gebung und  durch  Gewohnheitsrecht  festgelegt  waren, 
bestehen  0.  inklusive  der  von  der  neuen  preus.sischen 
Gerichtsordnung  vollständig  abweichenden  Privat- 
exekution des  Gutsherrn  gegen  den  saumseligen  oder 
widerspenstigen  Pflichtigen. 

Und  dennoch  spürten  die  Bauern,  dass  ein 
frischerer  Windhauch  wehte,  dass  sie  an  der  Schw^elle 
ihrer  Neuzeit  standen.  Klagende  Bittschriften  an 
hohe  Persönlichkeiten,  verfasst  von  den  wohl  in  jedem 
grösseren  Kirehdorf  vorhandenen  Rechtskonsulenten, 
und  von  ungelenker  Bauernhand  unterschrieben 
(dutzendweise  fanden  sich  solche  an  Kronprinz  und 
König  bei  unserem  späteren  Material),  sind  schwache 
Beweismomente;  an  dieser  Stelle  sei  es  aber  einmal 
erlaubt,  auf  eine  aus  dem  Jahre  1805  Bezug  zu  nehmen. 
Die  Bauern  waren  verpflichtet,  hochstämmiges  Holz 
auf  dem  Kolonate  auf  ihre  Kosten  nachzupflanzen, 

1)  Weiter,  Das  gutsherrlich-bäuerliche  Rechtsverhältnis  im 
früheren  Hochstifte  Münster  . . . Ein  Beitrag  zur  Lehre  des 
deutschen  Privatrechts.  Münster  1836,  S.  93. 


f 
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„ohne  sich  daran  bei  schwerer  Strafe  vergreifen  zu 
dürfen“,  nur  Schlagholz  und  unbedingt  nötiges  Bau- 
holz standen  ihnen  zu.  Nun  hatte  unser  Petent  auch 
dem  benachbarten  Kötter  einige  Stämme  überlassen '), 
und  flugs  erhielt  er  als  Strafe  eiue  lange  Reihe  von 
Diensttagen  zudiktiert;  mit  seinem  Viergespann  hatte 
er  von  Bekum  aus  nach  dem  3 Stunden  entfernten 
Herrengut  Fuhren  zu  leisten.  Nach  Gesetz  und  Her- 
kommen war  die  gräfliche  Herrschaft  vollkommen 
im  Recht,  und  an  die  nach  der  Strafverfügung  ein- 
setzenden bekannten  Jeremiaden  über  den  „völligen“ 
Ruin,  dem  der  arme  Bauer  jetzt  entgegenginge,  wird 
sie  gewöhnt  gewesen  sein.  Aber  wie  bestimmt,  wie 
trotzig  und  fast  schadenfroh,  klang  diese  Bittschrift 
aus:  Die  Zeit  sei  eine  andere  geworden,  Dandesherr 
sei  der  König  von  Preussen,  und  dieser  Landesherr 
werde  sich  bei  den  Abgaben  „schon  ins  Mittel  legen“. 
Mussten  nicht  die  ins  Land  gesandten  Beamten  die 
Hoffnung  auf  nahe  Befreiung  bei  den  Bauern  wecken  ? 

Hatte  doch  der  höchste  königliche  Beamte  des 
erworbenen  Gebiets  als  Mindener  Kammerpräsident 
auf  Betreiben  vom  Minister  Heinitz  und  unter  sehr 
fördernder  Mitwirkung  der  wackeren  Hofifbauer  und 
Schräder  die  Befreiung  der  dortigen  Domänenbauern 
durchgeführt,  auch  leise  versucht,  den  gutsherrlichen 

1)  Die  Holzpreise  in  dieser  Zeit  und  Gegend  waren  übrigens 
äusserst  minimal,  der  Transport  oft  teurer  denn  die  Ware.  — 
Der  Brief  befindet  sich  bei  den  Gräflich  Plettenbergschen  Rentei- 
akten zu  Hovestadt  und  ist  datiert  vom  30.  Januar  1805. 
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Eigenbehörigen  dieselbe  Wohltat  zu  bringen  i).  lieber 
den  Antrag  des  Ministers  noch  hinausgehend,  hatte 
das  königliche  Dekret  von  1797  die  aus  der  oranischen 
Erbschaft  stammenden  Grafschaften  ebenfalls  mit  ein- 
geschlosseu,  Tecklenburg  und  Lingen  aber  waren  jetzt 
mit  Münster  zur  Verwaltungseinheit  verschmolzen, 
und  in  dieser  gab  es  für  die  verschwundenen  alten 
Staatseigenbehörigen  neue  auf  dem  Grundbesitz  des 
aufgehobenen  Domkapitels  und  der  Klöster;  wieder 
also  hatte  die  Regierung  zunächst  der  eigenen  zu 
gedenken,  bevor  sie  sich  der  Hauptmasse,  der  privat- 
gutsherrlichen Eigenbehörigen,  annehmen  konnte. 

Welche  enormen  Schwierigkeiten  stellten  sich 
schon  der  Lösung  des  ersten  und  vorausgehenden 
Teiles  entgegen.  Die  Duodezfürsten  hatten  die  auf 
ihre  Ländchen  entfallenden  Güter  des  Domkapitels 
sofort  eingezogen  und  in  Verwaltung  genommen,  und 
begannen  die  verlangten  neun  Zehntel  der  jährlichen 
Einnahmen  davon  an  die  auf  den  Aussterbeetat  ge- 
setzten Domkapitulare  abzuführen.  Preussen  hatte 
mehr  getan;  es  Hess  den  Leidtragenden  des  Reichs- 
deputationhauptschlusses, den  41  tonsierten,  nach- 
geborenen Adelssöhnen  freiwillig  das  restierende  eine 
Zehntel,  Hess  ihnen  überhaupt  neben  dem  ganzen 
Genuss  auch  die  Verwaltung  der  verlustig  gegangenen 
Güter  2),  Sollte  nun  diese  Verwaltungsbeschäftigung, 

1)  Lehmann,  a.  a.  O.  S.  218  und  219. 

2)  V.  Olfers,  Verfassung  und  Zerstückelung  des  Oberstifts 
Münster,  besonders  in  Beziehung  auf  die  Juridiktionsverhält- 
nisse.  Münster  1848. 
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wie  sie  gedacht  war,  ein  Pflaster  auf  eine  schmerzende 
Wunde  sein,  so  konnte  die  Regierung  nicht  gleich 
andern  Tags  den  hochwürden-hohlwohlgeboreneu 
Herren  erklären:  wir  legen  ein  Hauptbuch  an,  Ge- 
falle und  Dienste  unserer  Eigenbehörigen  werden  in 
bestimmte  jährliche  Geldabgabeii  umgerechnet,  und 
ihr  könnt  die  ihren  Anfang  nehmende  Ablösetätigkeit 
für  uns  ausübeu. 

Die  eingeschlageue  Versöhiiungspolitik  schob 
die  Emanzipation  dieser  Bauern  hinaus,  aber  nimmer 
wäre  diese  Politik  so  stark  gewesen,  die  jetzt  westlich 
immer  näher  rückende  Bauernbefreiung  in  ihrem 
Siegesläufe  aufzuhalten;  einmal  war  es  mit  Natur- 
notwendigkeit gegeben,  dass  nicht  lange  Friede  sein 
konnte  zwischen  einem  in  Wirklichkeit  doch  nur 
nutzniessenden  Domkapitel  und  einer  neuen  kraft- 
vollen Regierung,  und  zum  andern  weit  wichtigeren, 
Preussen  dachte  nicht  daran,  sich  den  anstrebenden 
bauernfreundlichen  Ideen  entgegenzustemmen.  Die 
Männer  der  liberalen  Agrargesetzgebung  hatten  ihren 
Einzug  in  den  preussischen  Verwaltungsdienst  schon 
gehalten,  und  der  grösste,  der  bald  die  kurze  Glanz- 
zeit seines  Eebens  betreten  sollte,  der  Reichsritter, 
hatte  gerade  in  Münster  sich  zu  dem  gewaltigen  Ge- 
danken durchgerungen:  „Das  zu  erreichende  Ziel 
muss  die  gänzliche  Freiheit  der  Person  und  des 
Eigentums  sein^).“ 

1)  Lehmann,  a.  a.  O.  S.  301. 


Und  der  gutmütige,  für  ruhige  Zustände  ge- 
schaffene König,  wollte  er  nicht  „lentement  une 
revolution  ä sa  maniere“’)^*  Auch  ohne  Jena  und 
1 ' Auerstädt  wären  die  den  geistlichen  Herren  unter- 

' tänig  gewesenen  Kolonen  ungefähr  zu  der  Zeit  frei 

geworden,  als  die  den  Staat  Friedrichs  des  Grossen 
zerschmetternden  Schlachten  geschlagen  wurden  und 
' ihn  bis  zur  Elbe  zurückwarfeu ; für  den  Haupttross 

unserer  Bauern  aber  war  es  jedenfalls  besser,  dass 
i Preussen  seinen  Leidensweg  durchmachen  musste, 

' ihre  rasche  Befreiung  verdankten  sie  doch  Frankreich, 

das  wild  drauf  los  den  verzwickten  Knoten  des  guts- 
herrlich-bäuer liehen  Verhältnisses  durchhieb,  während 
in  Alt-Preussen  die  Katastrophen  schon  vorher  den 
mit  Land  und  Leuten  vertrauten  Reformern  die  Ell- 
bogenfreiheit gebracht  hatten. 

Einem  der  letzten  der  jetzt  schnell  verschwin- 

I 

I denden  souveränen  münsterischen  Fürsten,  dem  Her- 

zoge von  Arenberg,  wurde  zuerst  von  Paris  das  Signal 
zur  Schaffung  freier  Bauern  in  seinem  „Staatsgebiete“ 
I gegeben;  derweil  ward  dem  mit  besseren  Thron- 

’ kandidaturen  arg  beschäftigten  Grossherzog  Joachim 

■ längere  Zeit  zur  Aufhebung  der  Eigenbehörigkeit  in 

• dem  bis  auf  die  kleinen  Reste  an  Arenberg^)  und 

i 1)  Lefebvre,  Histoire  des  cabinets  de  l’Europe  pendant  le 

i consulat  et  l’Empire.  T.  1,  S.  35. 

2)  Der  Herzog  von  Arenberg  besass  das  ehemalige  kur- 
kölnische Vest  Recklinghausen  und  die  münsterschen  Aemter 
i Meppen  und  Dülmen,  letzteres  hatte  der  eben  mediatisierte 

j Herzog  von  Croy  abtreten  müssen. 


J 
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Salm-Salm»)  in  Berg  aufgegangeneu  Erbfürstentum 
Münster 2)  gewährt.  Prosper  v.  Areubergs  unklares 
und  von  der  hochfeudalen  Regentschaft  in  der  In- 
tension nimmer  satt  werdender  Grundherrn  inter- 
pretiertes Befreiungsmanifest  vom  28.  Januar  1808 
kann  ohne  Schaden  unseres  Zusammenhangs  über- 
gangen werden  3).  Drei  Jahre  später,  und  die  ge- 
drückten und  revolutionierenden  Kolonen  waren 
rechtsrheinisch-französische  Staatsangehörige. 

Napoleon  drängte,  seinen  Eieblingswunsch  über- 
all erfüllt  zu  sehen,  kein  mit  einem  Volksstamm 
gewordenes  Recht  sollte  fürderhin  mehr  herrschen, 
die  Justiz  musste  auch  in  der  ganzen  italienischen, 
deutschen  und  gar  polnischen  Machtsphäre  uniform 
sein.  Für  einen  reinen  Kunststaat,  wie  Berg  nun, 
war  die  Einführung  neuen  französischen  Rechts  wohl 
die  natürlich  gegebene.  Bevor  aber  der  Code  Napoleon 
an  die  Stelle  der  alten  Gesetzbücher  im  bergischen 
Konglomerate  treten  konnte,  galt  es,  die  Hauptmasse 
der  Einwohner  mündig  zu  erklären,  der  Satz:  bei 
Abnahme  der  Kirchspielsrechnungen  erscheinen  Guts- 
herren und  Eigenhörige  ....  die  Bauern  stehen 

1)  Das  gemeinschaftliche  Fürstentum  Salm-Salm  und  Salm- 
Kyrburg  bestand  aus  den  Aemtern  Ahaus  und  Bocholt  nebst 
den  Herrschaften  Anholt  und  Gemen. 

2)  Mit  dem  preussischen  Erbfürstentum  Münster  waren 
auch  Tecklenburg  und  hingen  bergisch  geworden. 

3)  Das  herzogliche  Gesetz  bildet  den  1.  Teil  einer  münster- 
schen  Dissertation,  1906,  von  Arnold  Knops. 

4)  Seite  30  erklärt  diesen  Ausdruck. 
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umher,  haben  aber  kein  Stimmrecht»),  durfte  nicht 
länger  Gültigkeit  haben,  die  Leibeigenschaft  musste 
fort,  Staats-  und  Gutsuntertänigkeit  sollten  sich  nicht 
mehr  vertragen. 

Joachim  Murat  war  inzwischen  als  Majestät  nach 
Neapel  gegangen,  und,  da  dieses  Mal  dem  grossen 
Kronenverteiler  ein  Ersatz  nicht  gleich  einfiel,  wurde 
er  selbst  bergischer  Grossherzog  und  Beugnot  des 
Kaisers  leitender  Minister  in  Düsseldorf.  Der  neue 
Verwaltungschef  durchquerte  zunächst  seine  Departe- 
ments, fand  im  Münsterland,  dass  seines  boshaften 
Landsmannes  Schilderung  den  Bauern  bitteres  Un- 
recht getan  hatte  2),  und  setzte  dann  bei  der  Lektüre 
von  Tacitus  Germania  die  Vorgefundenen  Arbeiten 
über  Abschaffung  der  Leibeigenschaft  fort. 

Am  12.  Dezember  1808  konnte  der  Kaiser-Gross- 
herzog in  Madrid  das  Dekret  unterzeichnen,  das 
Jahrhunderte  alte  Bande  sprengen  sollte! 

Das  darauf  am  24.  Februar  1809  im  Münsterschen 
Intelligenzblatt  veröffentlichte  und  von  da  ab  zu  voll- 
ziehende Gesetz  brachte  den  Kindern  der  Kolonen 
alles,  was  diese  nur  wünschen  mochten,  die  unge- 
sessenen  Eigenbehörigen  nahmen  ohne  Indemnität 
Abschied  von  den  Gutsherren,  Gesindedienstzwang, 
Freikauf  waren  aufgehoben,  und  die  Hagestolzen, 
deren  es  auf  den  einsamen  Bauernhöfen  des  Münster- 

1)  V.  Olfers,  Verfassung  etc.,  S.  5. 

2)  Voltaires  Gedicht:  O detestable  Westphalie  (an  die 
Marquise  du  Chätelet). 
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laudes  sehr  viele  gab,  kouuten  jetzt  durch  ihren 
kleinen  Kindsteil  für  die  junge,  um  sie  herum  auf- 
gewachsene Generation  Erbonkels  werden. 

So  klar  und  einfach  die  selbstverständliche  Be- 
freiung der  Ungesesseuen  war,  desto  schwieriger 
sollte  die  der  Gesessenen  sich  gestalten.  Das  Gesetz 
hatte  auch  sie  persönlich  vollständig  frei  gemacht, 
die  Stätte  eigentümlich  ihnen  verliehen,  und  aus  ihren 
ehemaligen  Herren  waren  blosse  Realberechtigte  ge- 
worden. die  für  die  aus  dem  Kolonate  entspringenden 
Rechte  zu  entschädigen  waren.  Als  solche  wurden 
Sterb-,  Erbgewinn-  und  Heimfälle  angesehen,  und 
die  Entschädigung  hierfür  war  in  Form  einer  Mehr- 
pacht auf  die  unverändert  gelassenen  Pachtpreise  zu 
zahlen.  Die  jährlichen  Abgaben  von  kleinen  Kolo- 
naten  (bis  zur  Grösse  von  50  Morgen)  sollten  um  ein 
Zehntel,  die  von  mittleren  (bis  150  Morgen),  um  ein 
Neuntel  und  endlich  die  von  noch  grösseren  um 
ein  Aehtel  vermehrt  werdeh,  doch  waren  die  Sätze 
erst  auzuwenden,  falls  nicht  nach  Verlauf  von  drei 
Monaten  anderweitige,  gütige  und  gültige  Verein- 
barungen zwischen  den  Parteien  zustande  gekommen 
waren. 

Welcher  Illusion  hatten  sich  die  Gesetzesmacher 
dahingegeben,  als  sie  diesen  frommeu  Wunsch  zu 
einer  friedlichen  Schichtung,  ohne  Dazwischenkunft 
der  Regierung,  ihren  Paragraphen  vorhingen.  Die 
Aufklärung  war  an  Münster  in  weitem  Bogen  vor- 
beigegangen, im  Lande  sa.ssen  keine  Rantzaus,  Ahle- 
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felds,  Stolbergs,  Bernstorfis  i),  «ud  Begeisterung,  Ent- 
gegenkommen waren  füglich  nicht  zu  erwarten,  wenn 
hinter  einem  spontanen  Verzicht  auf  einträgliche 
Rechtsaltertümer  und  deren  zeitgemässer  Umwand- 
lung zu  billigen  Bedingungen  ein  Gesetz  stand,  das 
rücksichtslos  mehr  erzwingen  konnte,  als  ein  jammern- 
der Adel  je  zugeben  mochte.  Die  Unkenntnis  der 
Franzosen  in  deutschen  Dingen  hatte  den  ehemaligen 
Grundherren  übel  mitgespielt,  nicht  die  jährlich 
laufenden,  sondern  die  ungewissen  Abgaben  waren 
die  melkende  Kuh  für  sie  gewesen,  und,  dass 
die  Abfindung  der  letzteren  sich  nach  ersteren  zu 
richten  hatte,  durfte  mit  Recht  als  hart  empfunden 
werden.  Die  Bauernpartei  aber  war  in  der  glück- 
lichen Lage,  die  dreimonatliche  Frist  ruhig  verstreichen 
zu  lassen,  und,  da  die  bäuerliche  Denkungsart  in  der 
Frühzeit  einer  vollen  Geschäftsfähigkeit  sicher  nicht 
schneller  denn  später  pulsierte,  wurde  der  Abschluss 
übereilter,  ungünstiger  Kontrakte  verhindert. 

Nicht  minder  als  die  ungenügende  Beachtung 
der  Himmelsgefälle  musste  die  völlige  Verstopfung 
gar  einer  andern,  nicht  unbeträchtlichen  gutsherrlichen 
Einnahmequelle  jede  Verständigung  auf  beiden  Seiten 
unmöglich  machen  und  in  der  Folge  endlose  Prozesse 
zeitigen.  Ganz  gegen  Beugnots  Ansicht  2)  nämlich 

1)  Diese  Adligen  des  deutschen  Westen  hatten  ihre  Leib- 
eigenen schon  im  18.  Jahrhundert  gegen  minimale  Ablösung 
freigegeben,  ohne  durch  Gesetz  dazu  gezwungen  zu  sein. 

2)  Charles  Schmidt,  Le  Grand-Duche  de  Berg.  Paris  1905, 
S.  184. 
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hatten  die  Pariser  Juristen  die  Hand-  und  Spann- 
dienste als  Ausfluss  der  Leibeigenschaft  — persön- 
liche Dienstleistungen  an  den  Herrn  — aufgefasst 
und  daher  ihre  unentgeltliche  Aufhebung  noch  zuletzt 
in  das  Gesetz  hineingebracht.  Da  viele  Beamte  im 
Lande  selbst,  vor  allem  die  Domänenrentmeister,  die 
ihren  Kassen  die  wertvollen  Dienstloskaufgelder  ent- 
gehen sahen,  anderer  Meinung  in  diesem  Punkte 
waren,  von  einem  Irrtum  des  Gesetzes  überzeugt» 
setzte  hier  begreiflich  der  scharfe  Kampf  des  Adels 
ein.  Während  die  Domänenverwaltung  geduldig  auf 
die  begehrte  neue  Interpretation  wartete  und  ihre 
Kolonen  nicht  in  Prozesse  hineiutrieb  — dem  auf 
kurze  Zeit  wieder  eingesetzten  Domkapitel  wurde 
die  gleiche  Haltung  anempfohlen  — , taten  die  Ritter, 
als  ob  nichts  geschehen,  verlangten  schärfer  denn  je 
die  peinlichste  Innehaltung  aller  Dienste,  und,  nach- 
dem sie  wahrgenommen,  dass  die  Pflichtigen  nur 
taube  Ohren  für  ihre  Forderungen  hatten,  wurde  der 
Klageweg  beschritten. 

Die  häufigen  Regierungswechsel  im  Lande  brach- 
ten den  Uniformen  neue  Knöpfe,  alten  Formularen 
übergedruckte  Köpfe,  die  Anschauungsweise  der  an 
ihren  Plätzen  gelassenen  unteren  Beamten  veränderte 
sich  nicht.  In  erster  Instanz  wurden  die  Bauern 
regelmässig  nach  der  fürstbischöflichen  Eigentums- 
ordnung verurteilt ; aber  nicht  gewillt,  leichten 
Herzens  die  Partie  als  verloren  aufzugeben,  schlossen 
die  eben  mündig  Erklärten,  in  der  Erkenntnis,  dass 
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Vereinigung  Macht  gab,  Interessengemeinschaften  zur 
Wahrung  der  bedrohten  Zugeständnisse,  zur  Auf- 
bringung der  Kosten  für  den  ferneren  Rechtsweg. 
Unterdessen  lief  die  Aristokrate  in  Paris  Sturm; 
zwischen  den  zahlreichen  Eingaben  hat  Charles 
Schmidt  0 im  dortigen  Archiv  des  Ministeriums  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  für  uns  heute  sehr 
amüsante  entdeckt.  Ein  Herr  von  Kettler  bat  Napoleon 
inständigst,  ihn  znm  Präfekten  eines  Departements 
zu  machen,  denn  falls  keine  Gesetzesänderung  er- 
folgen würde,  sehe  er  keinen  annehmbareren  Aus- 
weg, der  ihn  von  dem  völligen  Ruin  bewahren  könnte. 
So  schlimm  nun  war  es  freilich  nicht;  das  arg  be- 
fehdete Dekret  enthielt  Bestimmungen,  wonach  die 
Berechtigten  sich  äussersten  Falles  die  halbe  Ver- 
minderung ihrer  früheren  Einnahmen  gefallen  lassen 
mussten,  und  die  neu  geregelten  Abgaben  kamen 
getreu  und  pünktlich  ein.  — Eine  andere,  sehr  naive 
Bittschrift  gipfelte  sogar  in  der  Behauptung:  Alle 
Kolonen  wollten  in  die  glückliche  Leibeigenschaft 
zurück,  unter  der  es  ja  wohl  manche  gutsherrlichen 
Rechte  gegeben,  aber  sie  wären  „abkäuflich“  gewesen. 
Gerade  die  Haltung  in  der  Dienstfrage  strafte  diesen 
wehmütigen  Erguss  Lüge,  auch  Münsterländer  Bauern 
haben  nie  gern  gezahlt. 

Die  kaiserliche  Entscheidung  Hess  sich  nicht 
mehr  auf  die  lange  Bank  schieben;  über  zwei  Jahre 
schon  bearbeiteten  Kommissionen  in  Düsseldorf  und 


1)  Le  Grand-Duche,  S.  187—190. 
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Paris  ein  neues  präziseres  Gesetz ; hier  wie  dort  sassen 
darin  Männer,  die  dem  Preussen  von  1815  noch  gute 
Kraft  gewähren  sollten,  Daniels  in  Paris  mehr 
bäuerlicher  Anwalt  als  Sethe  in  Düsseldorf,  beide 
aber  warme  Anhänger  französischen  Rechts,  dessen 
Ausübung  ihnen  zeitlebens  vergönnt  bliebt)*  Ver- 
gebens hatte  der  Adel  in  Napoleon  den  pere  des 
propridtaires  beschworen.  Das  am  13.  September  1811 
Unterzeichnete  Dekret  nahm  nochmals  die  Partei  der 
„zahlreichen  und  interessanten  Volksklasse,  deren 
Fleiss  die  Felder  bestellt  und  die  daher  unserem 
landes väterlichen  Herzen  vorzüglich  teuer  ist“.  Die 
Hand-  und  Spanndienste  waren  und  blieben  aufge- 
hoben 2).  Dennoch  schuf  die  bessere  Prägung  keines- 
wegs stabilere  Verhältnisse;  Prozesse  und  Bauern- 
deputationen nach  Paris  dauerten  fort,  obgleich  oder 
richtiger  weil  der  grösste  Teil  des  Münsterlandes 
mittlerweile  direkt  der  französischen  Herrschaft  unter- 
stellt worden  war. 

Als  das  Senatskonsult  vom  10.  Dezember  1810 
60  Quadratmeilen  vom  Grossherzogtum  Berg  abschuitt, 
die  kleinen  Herzogtümer  verschluckte,  Teile  von 

1)  Daniels  wurde  Oberlandesgerichtspräsident  in  Köln, 
Sethe  Präsident  des  rheinischen  Kassationshofes  zu  Berlin. 

2)  Zum  ersten  Male  war  in  diesem  Gesetz  ein  Unterschied 
zwischen  Eigentumsgüter  und  Leib-  und  Zeitgewinnsgütern  ge- 
macht; bei  letzteren  waren  Dienste,  wenn  ein  Kontrakt  es 
forderte,  zu  leisten;  da  diese  Art  Güter  einen  verschwindenden 
Bruchteil  in  unserem  Gebiete  bildeten,  können  sie  ausser  acht 
gelassen  werden. 
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Jdromes  Königreich,  wo  übrigens  die  Bauernbefreiung 
sich  nur  in  mässigen  Bahnen  gehalten  hatte,  die  Hanse- 
städte wegnahm,  war  der  Freudentaumel,  der  einstens 
bei  Angliederung  an  die  grande  nation  geherrscht, 
längst  verflogen,  und  die  früheren  Freiheitsmäniier 
wurden  im  Frankreich  rechts  des  Rheins  nüchterne 
Verwaltungsbeamte. 

In  der  Gewährung  sämtlicher  Menschenrechte 
stand  zwar  das  durch  Faure  in  Hamburg  erledigte 
kaiserliche  Dekret  vom  9.  Dezember  1811  nicht  hinter 
den  bergischen  zurück,  dagegen  war  die  Entschädi- 
gungslose Aufhebung  des  Sterbefalls  ein  wahres 
Danaergeschenk,  denn  dafür  zahlte  der  Anerbe  das 
von  Fall  zu  Fall  festzustellende  Gewinngeld,  wie  in 
gutsherrlicher  Zeit.  Die  Bestimmung  über  Aulhören 
des  Heimfalls,  der  doch  dank  dem  robusten  Menschen- 
schlag sehr  selten  eintrat,  war  dem  Berechtigten  nicht 
minder  günstig ; von  jeder  verpflichteten  Stätte  sollte 
nach  Abzug  der  darauf  haftenden  Lasten  und  Ab- 
gaben ein  Fünftel  des  Taxwertes  als  Entschädigungs- 
betrag angenommen  und  bis  zur  Zahlung  mit  40/o 
verzinst  werden;  in  Anbetracht  der  grundherrlichen 
Wirtschaftsverhältnisse  war  dieser  „Fall“  nie  lukrativer 
gewesen. 

Die  Paragraphen  über  die  Hand-  und  Spanndienste 
hatten  im  französischen  Gesetz  ebenfalls  ein  total 
verändertes  Gesicht  bekommen,  sofern  sie  mit  der 
Grundverleihung  zusammenhingen  — also  nicht  dem 
Herrn  persönlich  geschuldet  — waren  sie  zu  leisten. 
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Wie  aber  konnten  die  Nachweise  erbracht  werden? 
Die  Pariser  F inanzverwaltung  verweigerte  denDomänen 
die  Geldmittel,  um  den  Prozessweg  zu  beschreiteu, 
mahnte  zur  Güte,  und  die  Bauern  wollten  den  feinen 
Unterschied  nun  einmal  nicht  verstehen  und  verharrten 
in  der  Weigerung  sämtlicher  Dienste.  Auf  beiden 
Seiten  war  dieser  Stein  des  Anstosses  nicht  hinweg- 
zuräumen. 

Kaum  noch  zu  erwähnen,  dass  manche  Grund- 
herren auch  im  früher  bergischen  Teile  überhaupt 
erst  den  9.  Dezember  1811  als  Tag  des  Beginns  der 
Befreiung  festgestellt  haben  wollten,  und  schon  an- 
gefangene Regulierungen  über  den  Haufen  geworfen 
zu  sehen  wünschten.  So  brachte  die  rastlose  Auf- 
einanderfolge der  Gesetze  zunächst  die  schönsten 
Kompetenzkonflikte  hervor. 

In  gedrängter  Eile  fassen  wir  zurückgelassene 
und  spätere  — für  den  ersten  Augenblick  weniger 
tief  einschneidende  — Bestimmungen  zusammen.  Weise 
Zurückhaltung  hatten  sich  die  Gesetze  in  der  wich- 
tigen Gehölzfrage  auferlegt.  Wohl  erhielt  der  Kolon 
die  einzelstehenden  Bäume  auf  Hof  und  Weidekamp, 
dagegen  wird  selbst  noch  eine  Halbierung  der  Kolonats- 
holzung  zwischen  Herrn  und  Bauern  nicht  Regel 
gewesen  sein,  da  ersterem  die  Beweise  nicht  schwer 
geworden  sein  dürften,  dass  in  fürstbischöflicher 
Vergangenheit  nur  auf  seine  Anweisung  hin  gefällt 
werden  durfte,  nur  er  Schlagberechtigung  gehabt, 
dann  aber  war  letzterem  (dem  Bauern)  nur  ein  Drittel 
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zugesprochen.  Gewiss  waren  in  den  wenigen  Gegen- 
den die  durch  Holzkultur,  oder  besser  Unkultur,  ihre 
vorzüglichste  Nahrungsquelle  findenden  Kolonen, 
hinter  den  allein  ackerbautreibenden  sehr  zurück- 
gesetzt, dennoch  Hess  sich  im  Hinblick  auf  das 
Gesamtinteresse  hier  der  Einfluss  der  bestens  orga- 
nisierten französischen  Forstverwaltung  dankbar  be- 
grüssen;  ein  wild  um  sich  greifender  Raubbau  wurde 
verhindert,  und  das  tiefgrübelnde  Durchdringen  dieser 
schwierigen  Materie  sollte  sich  demnächst  für  die 
preussischen  Juristen  noch  verlohnen. 

Die  sich  jährlich  wiederholenden  Entschädigungs- 
summen für  die  mit  Indemnität  aufgehobenen  Rechte 
konnten  durch  einmalige  Zahlung  festgesetzter  Redi- 
mierungssätze  an  den  Realberechtigten  abgestossen 
werden.  War  es  weiter  zu  verwundern,  dass  kaum 
ein  halbes  Dutzend  vollständiger  Loskäufe  zur  Zeit 
der  Fremdherrschaft  zustande  kam  D,  ganz  abgesehen 
von  der  Knappheit  der  Barmittel,  wer  trug  in  diesen 
Jahren  der  Unsicherheit  und  Unentschiedenheit  Ver- 
langen, reine  Bahn  zu  machen?  Der  Landmann 
sicher  nicht,  der  sass  wartend  in  der  Schreibstube 
seines  Anwalts,  fand  bereits  Vergnügen  an  Prozessen, 
die  weiter  wie  Pilze  über  Nacht  emporschossen. 

Wie  früher  die  Hoffnung  auf  Napoleon,  so  war 
die  auf  dem  zunächst  mal  dilatorischen  Rechtswege 
doch  noch  das  strittige  Ziel  zu  erreichen,  ebenfalls 

1)  Die  auf  Aktenmaterial  fussende  Dissertation  von  Knops, 
a.  a.  O.,  kennt  nicht  mehr. 
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für  die  uiizufriedeuen  Gutsherrn  vergebens  gewesen. 
Als  im  Jahre  1812  die  Gerichte  bis  zur  höchsten 
Instanz  hinauf  der  Prozesswut  zu  erliegen  drohten, 
kam  am  28.  März  für  Berg  ein  Dekret  G,  durch 
welches  alle  Prozesse,  die  über  entschädigungsfrei 
verschwundene  Gefälle  entstanden  waren,  sistiert  und 
schon  ergangene  Urteile  als  nichtig  erklärt  wurden, 
zugleich  enthielt  dieses  Radikalmittel  eine  empfind- 
same Warnung  an  die  Adresse  der  mehr  und  mehr 
in  den  Verdacht  derUeberbegehrlichkeit  gekommenen 
Bauern,  denn  nicht  die  unterlegene,  sondern  beide 
Parteien  zahlten  die  kostspieligen  Sporteln  des  ver- 
geblichen Ganges. 

Den  Beschluss  fremdherrschaftlicher  Gesetzgebung 
bildeten  zu  Beginn  des  Jahres  1813  die  für  Kaiserreich 
und  Grossherzogtum  gleichlautenden  Bestimmungen 
über  die  Ablösbarkeit  der  Zehnten,  doch  ehe  jene 
praktisch  werden  konnten,  hatten  sich  die  bedrohlichen 
Wetter  am  Himmel  des  Welteroberers  zusammen- 
gezogen. 

1)  Schmidt,  a.  a.  O.,  scheint  irrtümlich  zu  glauben,  dass 
es  auch  für  die  hanseatischen  Departements  des  Kaiserreichs 
Gültigkeit  gehabt  habe.  Knops,  a.  a.  O.,  erwähnt  es  nicht  mehr. 


Kapitel  II. 

Bestätigung  der  Domänenverkäufe. 

Die  zurückkehrenden  Preussen  waren  weit  davon 
entfernt,  alleSpuren  derFremdherrschaftzu  v'erwischen, 
was  diese  Gutes  geschaffen  hatte,  und  was  Billigkeits- 
gründe verlangten,  sollte  bestehen  bleiben.  Bevor 
noch  die  Hauptmasse  der  Bauern  versichert  sein 
konnte,  dass  die  Entwicklung  ihres  neugeschaffenen 
Zustandes  nicht  schroff  unterbrochen  werden  würde, 
erhielten  die  Ankäufer  von  Domänengrundstückeil 
die  Rechtsbeständigkeit  des  Interregnums  attestiert. 
Gerade  diesen  Untertanen  gegenüber  aber  hatten  sich 
das  benachbarte  Hannover  und  der  Titulaturkurfürst 
von  Hessen  beeilt,  bitteres  Unrecht  zu  begehen,  die 
berüchtigte  Reaktion  in  den  Landen  mit  einer  An- 
nullierung der  rechtens  erfolgten  Verkäufe  ein- 
zuleiteii. 

Umso  grössere  Freude  erfasst  einen  beim  Lesen 
der  in  den  ersten  Tagen  der  Wiedereroberung  be- 
gonnenen und  schon  nach  einigen  Monden  zu  Ende 
geführten  Akten  über  die  Domänenveräusserungen 
im  Münsterschen  !)•  Wohl  müde,  langwierigen  Ver- 

1)  Münstersches  Staatsarchiv.  Oberpräsidium  Nr.  137  (im 
folgenden  nicht  mehr  besonders  zitiert). 
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walteus,  und  klingender  Münze  bedürftig,  hatten  die 
Franzosen  anfangs  1812  auf  dem  grossen  Gütermarkt 
zu  Rees  Grundstücke  sowohl  von  eigentlichen  Staats- 
domänen als  auch  besonders  von  eingezogenen  geist- 
lichen Gütern  herrührend,  versteigert.  Eine  genaue 
Morgenanzahl  anzugeben  war  den  preussischen  Beam- 
ten wegen  des  gänzlichen  Mangels  aller  Original- 
papiere, die  von  den  flüchtigen  Franzosen  mitgenom- 
men worden  waren,  im  ersten  Durcheinander  nicht 
möglich,  dagegen  Hess  sich  der  Erlös  der  verkauften 
Masse  im  Lippe-Departement,  soweit  dieses  in  dem 
kurzen  Intermezzo  von  1803 — 06  schon  preussisch 
gewesen  war,  auf  annähernd  4 Millionen  Frs.  fest- 
stellen. Für  die  Zahlungsart  hatte  man  5 Termine 
vorgesehen,  und  eben  jetzt  — Martini  1813  — war 
die  zweite  Rate  fällig  geworden. 

In  dem  unterm  14.  November  ergangenen  Publi- 
kandum  der  von  dem  Kriegskommissar  des  3.  Armee- 
korps (von  Bülow)  für  Münster  eingesetzten  Admini- 
strationskommission (von  Schmising,  von  Druffel) 
war  befohlen  worden,  „nicht  weniger  die  verfallenen  als 
die  sukzessive  fällig  werdenden  Quoten  der  verkauf- 
ten Domänengüter  zu  erheben“,  verständlich,  dass  die 
Käufer  aber  im  steten  Hinweis  auf  die  oben  erwähn- 
ten Nachbarstaaten  übel  Lust  zeigten,  der  Aufforderung 
nachzukommen.  Damit  keine  Revenue  leide,  erklärte 
man  sich  zwar  bis  zur  erfolgten  Bestätigung  der  Ver- 
käufe durch  den  „erhabenen,  herzlichst  geliebten 
Monarchen“  mit  einer  Verzinsung  der  Summe  gern 
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einverstanden,  und,  um  ganz  sicher  gehen  zu  können, 
wurden  auch  die  hohen  Alliierten  des  Königs  um 
ihr  Einverständnis  gebeten,  denn  „die  Ausgleichungen 
und  Arrondierungen  unter  den  Mächten  in  Hinsicht 
der  Landesherrschaft  sind  z.  Zt.  noch  nicht  abzusehen“ ; 
zudem  sei  nur  der  kleinere  Teil  des  Münsterlandes 
durch  den  Regensburger  Reichsfrieden  dem  Könige 
von  Preussen  zugefallen,  und  von  demselben  hernach 
im  Tilsiter  Frieden  dem  Kaiser  von  Frankreich  ab- 
getreten, der  bei  weitem  grössere  Teil  sowohl  des 
ganzen  aufgelösten  Fürstentums,  wie  des  neu  gebil- 
deten Lippe-Departements  — worin  mit  der  Haupt- 
stadt Münster  hauptsächlich  die  zerschlagenen  Güter 
lagen  — , sei  niemals  von  Sr.  Majestät  besessen,  son- 
dern bis  zur  französischen  Besitznahme  Eigentum 
anderer  Fürsten  gewesen. 

Hier  nun  lag  der  springende  Punkt.  Mochte  die 
Hoffnung  auf  die  vdel  gepriesene  preussische 
Gerechtigkeitsliebe  noch  so  felsenfest  sein,  konnte 
man  dagegen  sicher  sein,  dass  das  alte  Krummstab- 
ländchen  nicht  wieder  ein  Bild  schönster  Klein- 
staaterei werden  würde?  War  doch  ein  Beweis 
hiefür  schon  da,  bereits  einenTag  vor  Erlass  des  Publi- 
kandums  der  Administrationskommission  hatte  die 
Siebenzahl  der  1803  Transferierten  Patente  erlassen  D, 
worin  sie  erklärten,  dass  von  ihnen  unter  dem  Bei- 
stand Gottes  und  zum  Wohl  der  getreuen  Untertanen 
die  Zügel  der  Regierung  von  neuem  in  die  Hände 

1)  Olfers,  a.  a.  O.  S.  32. 
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genommen  seien.  Einem  russischen  Kommandanten, 
der  auf  dem  Weitermarsch  gegen  Holland  in  den 
ihrer  Landeshoheit  unterworfen  gewesenen  Territorien 
Lebensmittel  zum  Unterhalt  der  Truppen  forderte, 
ward  die  Patenschaft  bei  diesen  Staatsdokumenteu 
übertragen.  Kaum  hatte  Bülow  sich  sehr  energisch 
solche  „Störungen  in  der  bestehenden  Ordnung“  ver- 
beten, als  ein  anderer  General  von  den  Fürsten  ein 
Bataillon  von  800  Mann  verlangte,  natürlich  beeilten 
sich  die  „Souveräne“  daraufhin  schnellstens,  aller 
Orten  — wieder  ^Manifeste  anschlagen  zu  lassen.  Dass 
unter  diesen  Umständen  die  erschreckten  Zahler  sich 
iragteu,  ist  Preussen  der  einzige,  der  wirkliche  Manda- 
tar, war  selbstverständlich,  und  begreiflich,  dass  ein 
Königswort,  entschuldbar,  dass  Alliiertenworte  zum 
Pfand  erbeten  wurden. 

Die  provisorische  Regierungskommission  unter- 
stützte in  ihrem  Bericht  an  das  Militärgouvernenieut 
diese  Ansprüche  nachdrücklichst,  Vincke  i)  aber,  dem 
die  Beantwortung  jetzt  als  Zivilgouverneur  zwischen 
Rhein  und  Weser  zufiel,  geriet  in  nicht  geringen 
Zorn  hierüber,  herber  Tadel  übergoss  die  unschuldigen 
Domäuenankäufer.  Geld  begehrte  der  feurigste  und 
beste  Patriot  der  roten  Erde  für  die  seiner  Meinung 
nach  leeren  Kriegskassen,  nachdem  so  Herrliches 
geleistet,  und  einige  hunderttausend  Taler  waren 
fällig  geworden,  die  zweiten  Quoten  auf  die  zerschla- 

2)  Lieber  ihn  gibt  es  nur  die  brauchbare  Biographie  E. 
V.  Bodelschwinghs,  die  leider  ein  Torso  geblieben  ist  (bis  1815). 
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geilen  Staatsgüter.  Durch  sofortige  Exekution  müssten 
die  Säumigen  angehalten  werden,  ihren  Pflichten  zu 
genügen,  bestimmte  eine  Randglosse.  Was  wolle 
man  denn  überhaupt,  wohl  die  angedrohte  Todesstrafe 
riskieren  und  die  Verbindlichkeiten  mit  der  vorigen 
Regierung  nicht  lösen  i)  ? Kein  Bauer  wird  daran 
gedacht  haben,  Schulden  — den  Flüchtlingen  nachzu- 
senden. Wenn  also  die  Unmöglichkeit  bestände, 
diesen  zu  zahlen,  so  gebühre  der  fernere  Teil  dem 
zum  mindesten  einstweiligen  Landesherrn,  oder  ob 
man  sich  einbilde,  nun  jeder  Abtragepflicht  ledig  zu 
sein?  Ein  die  Ankäufer  sicherndes  Publikaiidum 
sei  vollständig  unnötig,  da  „der  Empfang  der  Kauf- 
gelder die  gewisseuste  Bestätigung  der  Kontrakte 
gewähre“. 

Der  münsterländischen  Fürsten  geschah  nicht 
einmal  Erwähnung  in  dieser  Apostrophierung,  sie 
waren  füi  den  wackeren  Preussen  vom  ersten  Augen- 
blick an  zu  sehr  eine  qantite  negligeable,  sodass  wir 
später  noch  verschiedentlich  scharfe  Zusammeustösse 
mit  ihnen  zu  melden  haben.  Dennoch  hätten  die 
Schuldner  auf  diese  bündige,  mit  Händen  greifbare 
Erklärung  hin,  welche  sofort  von  der  Administrations- 
konimission veröffentlicht  werden  sollte,  vertrauens- 

1)  Die  Administrationskommission  hatte  bemerkt,  es  werde 
auch  die  Meinung  vertreten,  dass  es  sich  bei  den  Verkäufen 
um  reine  Privatkontrakte  handle,  daher  von  feindlichem  iure 
belli  verfallenen  Eigentum  nicht  gesprochen  werden  könne. 
Belege  für  diese  sonderbare  Ansicht  fanden  sich  nicht. 


I 


40 


voll  am  Zahltisch  einer  königlich  preussischen  Hebe- 
stelle erscheinen,  und  drauf  beruhigt,  die  Quittung 
in  die  Tasche  stecken  können,  denn  dass  die,  wir 
sagen  nicht  vaterländische,  sondern  befreiende  Macht, 

da  man  auch  in  Münster  die  Glaubensgenossen 
gründlich  leid  geworden  war  i)  — , sich  vor  Weg- 
nahme der  Sache  zunächst  nochmals  den  Preis  zahlen 
Hess,  durfte  selbst  bei  wenigem  Nachdenken  nicht 
angenommen  werden.  Mit  dem  Geldbeutel  aber 
kam  niemand,  weil  — derselbe  Zivilgouverneur  plötz- 
lich keine  Eile  mehr  hatte.  Am  16.  Dezember  ant- 
wortete er  persönlich  einem  „unglücklichen“,  seit 
den  glücklichen  Tagen  schlaflos  gewordenen  Bitt- 
steller, vorläufige  Versicherung,  dass  die  Domänen- 
verkäufe von  der  jetzigen  Regierung  anerkannt 
würden,  vermöge  er  zu  geben,  „wegen  der  Zahlung 
fälliger  Termine  werde  nähereBestimmung  erfolgen“. 
Des  Finanzministers  Bülow  Schreiben  aus  dem  Haupt- 
quartier Frankfurt  a.M.  ab  12.  gleichen  Monats  gibt 
uns  den  Schlüssel  des  Umschwunges.  Für  das  ge- 
liebte Militär  habe  Vincke  nicht  zu  sorgen,  das  ge- 
schehene von  dort  aus,  dagegen  w'erde  von  ihm 
eine  nähere  Auslassung  über  die  stattgefundenen 
Verkäufe  sehr  gewünscht. 

Fussend  auf  die  Nach  weisungen  der  provisorischen 
Regierungskommission,  machte  sie  der  leicht  Empfind- 

1)  Nach  den  sich  auf  Magistratsakten,  Zeitungen  und 
Familienpapiere  stützenden  Schriften  von  Lothar  Engelbert 
Schücking:  Die  Fürstentümer  Münster  und  Osnabrück  unter 
französischer  Herrschaft.  Münster  1904. 
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liehe  Mitte  Januar  1814.  Kein  Waffenlärm  erdröhnte 
mehr  im  Gebiet  seines  Verwaltungskreises,  wir  lernen 
den  bäuerlichen  Sachwalt,  den  Mann  im  blauen  Kittel 
kennen.  Die  Jahre  der  Fremdherrschaft  waren,  was 
Gedeih  und  Verwertung  der  Feldfrüchte  anbelaugt, 
nicht  schlecht  gewesen,  mancher  Eandmann  hatte 
ein  Sümmchen  auf  die  „Kante“  legen  können,  und 
mit  Vergnügen  hören  wir,  dass  Bauern  Kirchengut 
kauften.  Mögen  an  einigen  Orten  ängstliche  Seelen- 
hirten ihre  Stimmen  gegen  den  Erwerb  dieses  Gutes 
erhoben,  und  es  dadurch,  wie  gerner  zählt  wird,  später 
mittels  der  Grundstücksmakler  dem  hohen  Adel  in 
die  Hände  gespielt  haben,  unsere  Akten  erwähnen 
nichts  davon,  sprechen  nur  von  dem  weitaus  grössten 
Teile  der  Ankäufer,  „der  aus  der  ackerbautreibenden 
Klasse  der  Landbewohner  besteht“.  Diese  Tatsache 
aber  gebiete  allergrösste  Nachsicht;  man  habe  gekauft 
in  Voraussetzung  ruhiger  Zeiten,  magere  seien  dafür 
eingetreten,  Requisitionen  aller  Art,  wie  Pferde-, 
Fouragelieferungeu,  Kriegssteuern,  Einquartierungen, 
fern  in  den  Reihen  der  Landwehr  weilten  die  Be- 
wirtschafter, die  Söhne  und  Knechte.  Die  Unmöglich- 
keit, eingegangene  Verpflichtungen  jetzt  innezuhalten, 
musste  hierdurch  offenbar  werden.  Obendrein  wussten 
die  Beamten  aus  dem  Innern  des  Landes  zu  melden, 
dass  die  Fremden  vorzügliche  Geschäftsleute  gewesen, 
auch  nach  Verlust  des  der  vorigen  Regierung  abge- 
tragenen einen  Fünftels  war  der  Handel  für  die  nach- 
folgende durchaus  noch  kein  schlechter  zu  nennen. 
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ein  Grund  mehr,  weshalb  sich  in  dem  geldarmen 
Kriegsjahre  ruhiges  Abwarten  empfahl. 

Dass  der  eifrige  Leser  Adam  Smiths  für  die  Ge- 
meinnützigkeit der  Doniänenverkäufe  eintrat,  ver- 
stand sich  von  selbst.  Vinckes  Ideengänge  bewegten 
sich  hier  vollkommen  in  den  Bahnen  der  zu  Ende 
des  18.  imd  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
herrschenden  Nationalökonomie,  ein  Rückblick  auf  den 
enormen  Besitzstand  der  toteuHand  im  alten  Fürsbistum 
konnte  seine  Ansicht  nur  erhärten,  schon  sei  die  Wohl- 
tätigkeit der  Entäusserungen  „in  Beziehung  auf  Be- 
förderung allgemeiner  Kulturzwecke  ituverkennbar'^. 
Des  Vorteils  für  den  Steuersäckel,  durch  die  Schaffung 
vermögender  Private,  wurde  nicht  vergessen,  besonders 
starker  Betonung  zu  tun. 

Vermag  schliesslich  nach  kurzem  Streifen  der 
von  Anfang  an  vertretenen  Rechtmässigkeit  des  Ver- 
fahrens die  nun  doch  ausgesprochene  Bitte  des  Zivil- 
gouverneurs um  Ermächtigung  einer  beruhigenden 
Erklärung  für  die  Käufer  zu  erstaunen?  Natürlich 
sollte  das  Sicherheitspapier  nur  eine,  die  eigene  Staats- 
kanzlei durchlaufen. 

Wie  sehr  es  notwendig  war,  Treu  und  Glauben 
in  der  Bevölkerung  nach  der  Franzosenzeit  neu  zu 
erwecken,  möge  ein  — lange  nicht  vereinzelter  — 
Fall  schroffsten  Vertragsbruches  beleben,  der  zugleich 
ein  schönes  Beispiel  preussischen  Rechtssinnes  ist. 
Hatten  da  verwandte  Bauern  aus  dem  Kanton  Bocholt 
noch  grade  vor  Toresschluss  einer  verschwindenden 
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I geistlich-weltlichen  Herrlichkeit  dem  Kloster  Marien- 
I frede  im  benachbarten  rheinischen  Bezirke  Rees  Dar- 
lehen von  750  Rthlr.  gewährt  i).  Bestimmungsgemäss 
mussten  von  den  „Erben“  mit  dem  Vermögen  die 
Schulden  übernommen  werden,  sowohl  zunächst 
Preussen,  als  selbst  Grossherzogtum  Berg,  zahlten 
denn  auch  den  Gläubigern  die  laufenden  Zinsen ; 
drauf  kam  1810  mit  dem  Kaiserreich  die  Zeit,  „wo 
die  laut  sprechende  Gerechtigkeit  nichts  mehr  galt, 
— wo  der  Regent  der  Räuber  seiner  Untertanen“ 
ward,  Frankreich  ignorierte  Hypotheken,  ignorierte 
Privatrechts).  Dennoch  hoffte  unser  Brüderpaar,  sein 
Geld  zurück  zu  erhalten,  der  Kauf  eines  bei  Bocholt 
gelegenen  Kolonates,  welches  von  dem  aufgehobenen 
Kloster  herrührte,  und  worauf  die  Darlehen  radiziert, 
schien  der  gegebene  Weg.  Die  Annahme  schlug 
vollständig  fehl,  von  einer  Kompensation  des  Kauf- 
preises gegen  die  Forderung  wollte  man  nichts  wissen, 
auch  die  Darleiher  hatten  „wirklich“  den  ersten  Ter- 
min zu  zahlen.  „Das  französische  Gouvernement 
^ hat  keine  der  gegründetsten  Verbindlichkeiten  in  An- 

I sehung  der  Domänen  erfüllt“,  schrieb  die  Regierungs- 

I kommission  in  dem  eingeforderten  Bericht  an  Vincke. 

] Nachdem  die  Sache  anfs  genaueste  geprüft  und  sich 

^ die  „ungezweifelte“  Richtigkeit  ergeben,  ist  den  Pe- 

1 teilten  von  den  Preussen  ihr  Recht  geworden. 



\ 1)  Ein  letztes  Kapital  von  250  Rthlr.  war  am  27.  September 

l 1802  ausbezahlt.  , 

! 2)  Für  den  Hessen  ein  mildernder  Umstand  mehr  und 

^ eine  „Originalität“)  weniger. 


j 
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Wir  merken  bereits,  dass  mindere  Anliegen  eben- 
falls ein  williges  Ohr  fanden.  1814  hindurch  sollten 
nur  angebotene  Zahlungen  empfangen  werden,  aber 
noch  nach  Mitte  1815-bat  der  Empfänger  den  stets 
wohlwollenden  Zivilgouverneur,  weniger  verschwen- 
derisch mit  der  Gewährung  eines  Ausstandes  der 
endlich  in  den  Etat  gesetzten  Doniänenkaufgelder  zu 
sein,  er  könne  sonst  unmöglich  den  Anweisungen 
auf  seine  Kasse  gerecht  werden. 

Beschwerden  an  die  Zentralinstanz  über  schlechtes 
Geld  lind  die  grossen  Kursverluste  bei  den  Zahlungen 
klangen  aus.  Ists  nötig,  nach  der  Vielerleiherrschaft 
von  dem  Münzchaos  zu  sprechen,  fluteten  nicht 
eben  ungeheuere  Heeresmassen  aus  dem  Weltkriege 
durch  die  Länder?  Selbst  abgesehen  davon,  über 
em  halbes  Jahrhundert  musste  es  noch  dauern,  bis 
diese  Klagen  verstummen  würden,  wir  stehen  im  Ge- 
burtsjahre des  Mannes,  der  uns  mit  dem  Reiche  die 
deutsche  Münzeinheit  brachte. 


Kapitel  III. 

Die  Ablösegesetzgebung  in  den  vormals  zu  Berg 
und  Frankreich  gehörenden  Landesteilen. 

§ /.  Der  äussere  Gang  der  Gesetzgebung. 

Das  erste  Jahrzehnt  endgültiger  preussischer 
Herrschaft  brachte  in  der  iVblösefrage  viele  Gou- 
vernemeiitsverfügungen,  Ministerreskripte,  Kabinetts- 
ordern, dann  am  25.  September  1820  ein  Gesetz,  das 
kaum  gesehen,  gemieden  war.  Die  Verwirrung  des 
Rechtszustaiides  nahm  eher  zu  als  ab.  Von  Grund 
auf  Neues  zu  schaffen  ward  nicht  als  Ziel  gesetzt, 
den  Weg  der  Kleinen  mochte  die  jüngste,  wieder 
Ruhm  beladene  Grossmacht  nicht  einschlageu,  gleich 
wie  die  Verwaltung,  sollte  auch  die  Gesetzgebung 
in  den  wiedergewonnenen  Bestandteilen  die  Fremden 
anerkennen.  Während  im  Osten  der  IMonarchie  die 
Regierung  der  Klasse  der  Berechtigten  und  Gutsherren 
tausend  Rücksichten  zollte,  das  Werk  von  eigenem 
Fleisch  und  Blut  durch  die  Deklaration  des  29.  Mai  1816 
erheblichen  Rückschritten  unterwarf,  wodurch  in 
Schlesien  die  gesamte  Schicht  der  Kleinbauern  von 
der  Befreiung  ausgeschlossen  wurde,  war  man  an 
höchster  Stelle  für  fast  ganz  neue  westliche  Verhält- 
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iiisse  aus  begreiflicheu  Gründen  den  Einflüssen  der 
Beamtenschaft  leichter,  ja  zunächst  allein  zugänglich. 
Nirgends  besser  aber  als  bei  diesen  preussischen  Beamten 
der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  konnten  die 
Interessen  unserer  Bauern  aufgehoben  sein. 

Wenn  die  Provinzialregierung  nach  langer  Tätig- 
keit als  Realberechtigter  der  zahlreichen,  ehemals 
geistlichen  Genossenschaften  steuernden  Kolonen  voll 
Stolz  bemerkte:  „Der  Fiskus  darf  sich  auf  das  Zeug- 
nis von  sämtlichen  ehrlichen  Pflichtigen  im  ganzen 
Regierungsbezirk  berufen,  und  von  sich  sagen,  dass 
er  der  mildeste  aller  Gutsherren  ist“  i),  so  hätte  sie 
als  Vollstrecker  wie  auch  Berater  der  Legislative 
nicht  minder  das  Urteil  der  Bauern  zu  fürchten  ge- 
habt. Das  grösste  Fob  würde  Vincke  und  seinen 
IMännern  zugefallen  sein,  ein  kaum  hörbares  dem 
endlich  1826  zusammenberufenen  Provinziallandtage, 
wo  Fürsten  und  Ritter  gar  schnell  die  itio  in  partes 
aufs  Tapet  brachten  und  ihr  erstes  Gutachten  über 
die  Ablösung  an  den  König  mit  den  Worten  ein- 
leiteten : „Ehe  noch  des  Unwesen  der  Fremdherrschalt 
eiugetreteii,  waren  die  Abgaben,  Leistungen  und  Ge- 
fälle jeder  Art  durchaus  unablöslich“  2),  alles  habe 
sich  unter  der  alten  Ordnung  der  Dinge  am  besten 

1)  Münst.  St.-A.,  Oberpräsidium  827.  Acta  betr.  allg.  Do- 
mänenangelegenheiten im  Reg.-Bez.  Münster. 

2)  Was  nicht  der  Fall  war,  für  Napoleon  hatte  es  be- 
kanntlich anders  gelautet,  da  sprach  man  von  dem  so  einfachen 
Abkauf  der  gutsherrlichen  Rechte.  Siehe  S.  29. 
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befunden  ’)•  Die  Aristokratie  will  nie  eiuseheu,  dass 
der  Kampf  um  zerrissene  Privilegien  auf  die  Dauer 
ein  vergeblicher  ist,  dass  Vergangenes  auch  am  besten 
für  sie  selbst  vergangen  bleibt,  denn  eine  Bewegung, 
die  tiefe  Wurzeln  im  Volksempfinden  geschlagen, 
gerät  nimmer  ungestraft  ins  Stocken. 

Aber  wie  früher  unter  französischer  Herrschaft, 
so  versorgte  vor  allem  der  unermüdliche  Malliucrodt 
weiter  die  Bauernhäuser  mit  Flugschriften  und 
ständiger  Wocheulektüre  2),  die  durchgreifende  Agrar- 
reform werde  nicht  zum  Stillstand  kommen,  nein, 
besseres  noch  dürfe  von  der  neuen,  glorreichen  Re- 
ofierung  erwartet  werden.  Wie  oft  wird  der  scharfe 
Vorkämpfer  gleichgestimmte  Saiten  in  den  Seelen 
der  für  die  Provinz  Verantwortlichen  angeschlagen 
haben ! Mochte  der  Gang  der  vaterländischen  Gesetz- 
gebung zunächst  ein  schwankender,  unklarer  sein, 
der  Sinn  stand  unerschütterlich  darauf  gerichtet,  im 
fortgeschrittenen  Westen  das  Begonnene  vollenden 
zu  lassen.  Der  Vorwurf  der  Unkenntnis  deutscher 
Zustände  hatte  mit  Recht  die  Fremden  getroffen, 
mit  Recht  auch  warf  man  den  Nachfolgern  bei  der 
Ausgestaltung  und  Ausführung  des  schwierigen  Werkes 
die  viel  zu  häufige  Flickarbeit  vor,  in  Anbetracht 
der  grössten  umgestaltenden  Reformtat  einer  anderen 
Zeit  ist  beides  ohne  weiteres  entschuldbar. 

1)  Prov.  Landtags- Akten  1826.  Fach  17,  Nr.  1,  Bd.  1. 

2)  A.  Lette  und  L.  von  Rönne : Die  Landeskulturgesetz- 
gebung des  preuss.  Staates.  2 Bände  und  3 Teile.  Berlin  1853/54. 
Bd.  2,  1.  Teil,  S.  896. 
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iiisse  aus  begreiflichen  Gründen  den  Einflüssen  der 
Beamtenschaft  leichter,  ja  zunächst  allein  zugänglich. 
Nirgends  besser  aber  als  bei  diesen  preussischen  Beamten 
der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  konnten  die 
Interessen  unserer  Bauern  aufgehoben  sein. 

Wenn  die  Provinzialregierung  nach  langer  Tätig- 
keit als  Realberechtigter  der  zahlreichen,  ehemals 
geistlichen  Genossenschaften  steuernden  Kolonen  voll 
Stolz  bemerkte:  „Der  Fiskus  darf  sich  auf  das  Zeug- 
nis von  sämtlichen  ehrlichen  Pflichtigen  im  ganzen 
Regierungsbezirk  berufen,  und  von  sich  sagen,  dass 
er  der  mildeste  aller  Gutsherren  ist“  ^),  so  hätte  sie 
als  Vollstrecker  wie  auch  Berater  der  Legislative 
nicht  minder  das  Urteil  der  Bauern  zu  fürchten  ge- 
habt. Das  grösste  Lob  würde  Vincke  und  seinen 
Männern  zugefallen  sein,  ein  kaum  hörbares  dem 
endlich  1826  zusammeuberufenen  Provinziallandtage, 
wo  Fürsten  und  Ritter  gar  schnell  die  itio  in  partes 
aufs  Tapet  brachten  und  ihr  erstes  Gutachten  über 
die  Ablösung  an  den  König  mit  den  Worten  ein- 
leiteten : „Ehe  noch  des  Unwesen  der  Fremdherrschaft 
eingetreten,  waren  die  Abgaben,  Leistungen  und  Ge- 
fälle jeder  i\rt  durchaus  unablöslich“  2),  alles  habe 
sich  unter  der  alten  Ordnung  der  Dinge  am  be.sten 


1)  Münst  St.-A.,  Oberpräsidium  827.  Acta  betr.  allg.  Do- 
mänenangelegenheiten im  Reg.-Bez.  Münster. 

2)  Was  nicht  der  Fall  war,  für  Napoleon  hatte  es  be- 
kanntlich anders  gelautet,  da  sprach  man  von  dem  so  einfachen 
Abkauf  der  gutsherrlichen  Rechte.  Siehe  S.  29. 
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befunden  ’).  Die  Aristokratie  will  nie  einsehen,  dass 
der  Kampf  um  zerrissene  Privilegien  auf  die  Dauer 
ein  vergeblicher  ist,  dass  Vergangenes  auch  am  besten 
für  sie  selbst  vergangen  bleibt,  denn  eine  Bewegung, 
die  tiefe  Wurzeln  im  Volksempfinden  geschlagen, 
gerät  nimmer  ungestraft  ins  Stocken. 

Aber  wie  früher  unter  französischer  Herrschaft, 
so  versorgte  vor  allem  der  unermüdliche  Mallincrodt 
weiter  die  Bauernhäuser  mit  Flugschriften  und 
ständiger  Wochenlektüre  2),  die  durchgreifende  Agrar- 
reform werde  nicht  zum  Stillstand  kommen,  nein, 
besseres  noch  dürfe  von  der  neuen,  glorreichen  Re- 
gierung erwartet  werden.  Wie  oft  wird  der  scharfe 
Vorkämpfer  gleichgestimmte  Saiten  in  den  Seelen 
der  für  die  Provinz  Verantwortlichen  angeschlagen 
haben ! Mochte  der  Gang  der  vaterländischen  Gesetz- 
gebung zunächst  ein  schwankender,  unklarer  sein, 
der  Sinn  stand  unerschütterlich  darauf  gerichtet,  im 
fortgeschrittenen  Westen  das  Begonnene  vollenden 
zu  lassen.  Der  Vorwurf  der  Unkenntnis  deutscher 
Zustände  hatte  mit  Recht  die  Fremden  getroffen, 
mit  Recht  auch  warf  man  den  Nachfolgern  bei  der 
Ausgestaltung  und  Ausführung  des  schwierigen  Werkes 
die  viel  zu  häufige  Flickarbeit  vor,  in  Anbetracht 
der  grössten  umgestaltenden  Reformtat  einer  anderen 
Zeit  ist  beides  ohne  weiteres  entschuldbar. 

1)  Prov.  Landtags- Akten  1826.  Fach  17,  Nr.  1,  Bd.  1. 

2)  A.  Lette  und  L.  von  Rönne : Die  Landeskulturgesetz- 
gebung des  preuss.  Staates.  2 Bände  und  3 Teile.  Berlin  1853|54. 
Bd.  2,  1.  Teil,  S.  896. 
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Zuerst  erschien  in  der  Agrarfrage  noch  vor  Ein- 
führung der  preussischen  allgemeinen  Gesetze  i),  die 
Gouvernements  Verfügung  vom  14.  Mai  1814,  welche  die 
Bestimmungen  über  die  Ablösung  der  Zehnten  bis 
zu  einer  allgemeinen  Revision  suspendierte  2).  Dieses 
französisch-bergische  Gesetz  hatte  kaum  ein  Jahr 
bestanden,  und  schon  waren  die  schönsten  Meinungs- 
verschiedenheiten über  die  Auslegung  bei  den  Ge- 
richten im  Schwange.  Zugleich  hiermit  wurde  das 
bergische  Dekret  vom  19.  März  1813  wegen  des 
Fünftelabzugs  von  der  Grundsteuer  ausser  Anwendung 
gesetzt^).  Obschon  sich  jenes  Dekret  nur  auf  die 
Koloneu  der  kleinen  Mairie  Dohne  im  Kanton  Soest 
bezogen  hatte,  so  sanktionierte  es  doch  im  ganzen 
Grossherzogtum  die  Regel,  mit  Ueber nähme  der 
französischen  Steuerverfassuug  den  Grundherren  ein 
Fünftel  an  den  jährlichen  Prästationen  zu  kürzen, 
wenn  es  sich  um  vormals  schatzfreie  Grundstücke 
handelte. 

Wie  in  diesen  wurden  ferner  unterm  24.  Juli  1814 
in  schon  bedeutend  wichtigeren  Fällen  Prozesse 
sistiert.  Einmal  blieben  in  beiden  Teilen  der  Fremd- 
herrschaft die  Streitigkeiten  über  die  zu  entrich- 
tenden Deistungen  von  der  verpflichteten  Stätte 

1)  Das  A.L.R.  wurde  am  1.  Januar  1815  wieder  eingeführt. 

2)  Ich  zitiere  diese  und  die  folgenden  Verfügungen  nach 
Dönniges:  Die  Landeskulturgesetzgebung  Preussens,  Berlin 
1845-48,  Bd.  2,  Heft  2,  S.  129  ff.,  und  Weiter,  a.  a O.  S.  130  ff. 

3)  Am  24.  Juli  wurde  die  Verordnung  auch  auf  die  franz. 
Departements  ausgedehnt. 
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bei  der  Ablösung  vorab  auf  halbem  Rechtswege  liegen, 
war  man  dagegen  nur  über  den  Geldwert  der  ab- 
zulösenden Gefälle  nicht  einig  geworden,  so  nahm 
das  Verfahren  ungehindert  seinen  Fortgang.  Dann 
hatten  alle  Auseinandersetzungen  in  der  bekanntlich 
bereits  von  den  Franzosen  sehr  vorsichtig  behandelten 
Angelegenheit  der  Kolonatsholzungen  zu  ruhen,  und 
endlich  traf  eine  — wohl  am  meisten  einschneidende  — 
Sistation  die  Hand-  und  Spanndienste  *)• 

Die  provisorischen  Verfügungen  bestätigte  eine 
königliche  Kabinettsorder  vom  5.  Mai  1815  des  Inhalts: 
„Dass  in  den  mit  der  Monarchie  wieder  vereinigten 
Provinzen  die  gutsherrlichen  und  bäuerlichen  Ver- 
hältnisse in  dem  Zustande,  worin  sie  sich  derzeit  be- 
fanden, provisorisch  verbleiben,  und  alle  Prozesse, 
welche  in  den  neuen  und  wiedergewonnenen  alten 
Provinzen  über  die  Auslegung  und  Anwendung 
der  vormaligen  französischen  Gesetze  entstanden  seien, 
mit  Beibehaltung  des  aktuellen  Besitzstandes  suspen- 
diert bleiben  sollten“. 

Die  Order  schaffte  keine  Klarheit,  Beschwerden  und 
Reklamationen  mehrten  sich,  aber  zwei  Jahre  dauerte 
es,  bis  die  „Erläuterungen“  einsetzten.  Wieder  eine 
höchste  Verordnung  (vom  23.  Februar  1817)  glaubte 
„einfach“  dadurch  Abhilfe  gewähren  zu  können,  dass 
bei  etwaigen  Zweifeln,  ob  der  Fall  zu  denjenigen 
gehöre,  von  welchen  am  5.  Mai  geredet,  an  das  Justiz- 
ministerium zu  berichten  sei,  dessen  und  des  Fürsten 

1)  Siehe  § 3. 
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Staatskanzlers  Bntscheiduiig  dann  abgewartet  werden 
müsse.  Derweil  wirklich  solche  Ministerreskripte  im 
schwerfälligsten  Kanzleistil  verfasst  und  langsamen 
Tempos  eintrafeu,  begannen  sich  zugleich  hinterm 
grünen  Tisch  die  Erwägungen  im  Kreise  zu  drehen, 
ob  überhaupt  eine  blosse  Interpretation  genügen  oder 
ob  nicht  doch  am  besten  das  Werk  der  Fremden 
formal  gänzlich  aufgehoben  würde,  damit  endlich 
die  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  in  den  rechten 
Fluss  kämen.  Letzterer  Weg  ward  beschritten. 

Nach  langem  Zaudern  galt  es  nun,  das  schwere 
Stück  Arbeit  rasch  in  Angriff  zu  nehmen.  In  jedem 
Regierungsbezirke  der  wieder  vereinigten  und  neuen 
Provinzen  (mit  Ausnahme  natürlich  des  linken  Rhein- 
ufers, wo  es  nichts  mehr  neu  zu  regulieren  gab)  sollte 
eine  Kommission  eingesetzt  werden.  Mallincrodt,  der 
in  einer  dieser  den  sehr  kundigen  Sommer  untergebracht 
zu  sehen  wünschte,  musste  sich  belehren  lassen,  dass 
Advokaten  unter  keinen  Umständen  „beliebt“  würden, 
„aber  wenn  Sommer  privatim  ein  Gutachten  abgeben 
will,  so  ist  es  immerhin  erwünscht“  *). 

So  bestand  denn  in  unserem  Münsterschen  Bezirke 
die  Kommission  aus  je  einem  Mitgliede  der  Regierung 
und  des  Oberlandesgerichts,  je  vier  GrutKiherren  und 
Kolonen  Ihr  Geschäft  sollte  nach  der  belehrenden 


1)  Schreiben  des  Staatskanzlers  an  Vincke  in:  Akten  betr. 
Regulierung  d.  fremdherrl.  Gesetze,  Oberpräsidium,  Fach  31,  Nr.  1. 


2)  Ihre  Namen  der  Reihe  nach  sind:  Scheffer,  Callenberg, 
Graf  Merveld,  Freih.  Ketteier,  Freih.  Grüter,  Graf  Westerholt, 
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Instruktion  hauptsächlich  sein  0,  die  einzelnen  Punkte 
zu  erforschen,  worüber  Gutsherren  und  Bauern  uneinig 
seien  und  zugleich  mit  genauer  Erörterung  der  Streit- 
punkte Vorschläge  zu  machen,  wie  nach  Gerechtigkeit 
und  Billigkeit  beide  Parteien  vereinigt  werden  könnten. 

Drauf  wurde  diese  Vorarbeit  (laut  K.-O.  vom 
3.  Sept.  1819)  einer  Ministerialkommission  anvertraut, 
um  endlich  bei  dem  1817  ins  Leben  gerufenen  Staats- 
rate zu  landen.  Dessen  Sitzungen  fanden  natürlich 
im  Zeitalter  der  Karlsbader  Beschlüsse  hinter  dreimal 
versiegelter  Tür  statt,  darf  es  uns  daher  verwundern, 
wenn  Vincke  auf  sein  sehr  vernünftiges  Verlangen 
hin,  den  Provinzial-Justiz-  und  Verwaltungskollegieu 
ein  gedrucktes  Exemplar  dieser  wichtigen  Staatsrats- 
verhandlungen mitzuteilen,  vom  Fürsten  Hardenberg 
bedeutet  ward : davon  stehe  nichts  in  der  V erordnung 
wegen  Einführung  der  hohen  Körperschaft,  anstatt 
Nutzen  zu  stiften,  gebe  dieser  Wunsch  vielleicht 
sogar  zu  unrichtigen  Schlüssen  Veranlassung  2). 

Von  den  vier  Gesetzen,  die  am  25.  September  1820 
die  Kanzlei  verliessen,  kommen  zwei  für  uns  in  Be- 
tracht. Wirkt  das  eine,  über  die  Errichtung  einer 
Generalkommission  in  Münster,  zwar  vielfach  modi- 
fiziert, bis  in  unsere  Tage  hinein,  ist  das  andere  wohl 

Steinhorst,  Gerlemann,  Evers,  Rastrup;  letzterer  war  sogar 
schriftstellerisch  tätig  gewesen,  er  reichte  der  Kommission  eine 
kleine,  sehr  klare  Schrift  über  die  Regulierung  ein. 

1)  K.-O.  vom  9.  Juni  1817. 

2)  Oberpräsidium,  Regulierung.  Fach  31,  Nr.  1. 
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das  kurzlebigste  aller  preussischeii  geblieben.  Der 
Umguss  war  misslungen.  Das  neue  vaterländische 
Gewand  kleidete  die  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhält- 
nisse nicht  besser  denn  das  alte  fremdherrliche.  Gerade 
die  eben  eingesetzte  Generalkommission  U,  eine  Be- 
hörde, die  vor  allen  andern  auf  ihrem  reichen  Felde 
derTätigkeit  mit  den  Stimmungen  der  Landbevölkerung 
vertraut  werden  musste  und  wurde,  fuhr  das  erste 
(beschütz  auf.  Die  mit  dem  Gesetz  einhergehende 
Ablöseordnung  traf  sofort  ihr  schwerer  Vorwurf,  die 
Verfasser  hätten  überall  Ostei  bien,  nicht  westfälische 
Kolonate  im  Auge  gehabt  2).  Gewiss,  auch  das  Ge- 
setz selbst  hatte  hauptsächlich  die  viel  weniger  fort- 
schrittlichen Bestimmungen  aus  dem  Königreich  West- 
falen zugrunde  gelegt,  dennoch  kann  man  im  all- 
gemeinen nur  sagen,  man  Hess  Unklarheit,  aber  zeigte 
doch  noch  keine  nennenswerte  Nachgiebigkeit  gegen 
die  Wünsche  der  Grundbesitzer. 

KlausulierteParagraphengestatteten  wieder  wegen 

des  Bestandes  der  vorteilhaften  französischen  Grund- 
steuer, von  allen  Abgaben  insgesamt  dem  Berechtigten 
den  fünften  Teil  in  Abzug  zu  bringen  3);  in  Gang 

1)  Bis  1820  war  die  Regulierung  Sache  der  einzelnen  Re- 
gierungen. 

2)  Akten  der  Generalkommission  betr.  Gesetzgebung  über 
die  bäuerlichen  und  Zehntverhältnisse  vom  25.  Sept.  1820,  der 
Anfragen  und  Beschwerden  über  dieselben  und  die  Sistierungs- 
order vom  18.  Sept.  1822. 

3)  §§  29—33  des  Gesetzes,  die  gutsherrlich-bäuerlichen 
Verhältnisse  etc.  betr. 
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kamen  von  neuem  die  Zehntablösungen,  nur  die  an 
Pfarrer  und  Schullehrer  blieben  ausgeschiedeiD). 
Diese  beiden  Berechtigten  mussten  auf  lauge  hinaus 
die  zweifelhafte  Bevorzugung  fortgeniesseu,  vom  ver- 
schmitzten Bauern  nicht  gerade  immer  mit  sehr  ertrag- 
reichen schuldigen  Garben  bedacht  zu  werden. 

Alle  1815  sistierteu  Prozesse  waren  wieder  auf- 
zunehmen, zwar  nicht  von  amtswegen,  sondern  die 
fernere  Verfolgung  sollte  den  Interessenten  überlassen 
sein2j,  irgend  eine  Herabmiuderung  vermochte  diese 
Vorschrift  jedoch  nicht  herbeizuführen.  Statt  der 
alten  hatten  sich  bei  den  Gerichten  tausend  andere 
Rechtsunsicherheiten  eingestellt,  und  unter  der  neuen 
Flut  von  Prozessen  empfand  mau  hier  am  deutlichsten, 
dass  die  früher  wahrgenommenen  Lücken  nirgendwo 
durch  das  erste  preussische  Agrargesetz  ausgefüllt 
waren  3). 

So  fragte  denn  schon  am  18.  Februar  1822  der 
Minister  des  Innern  beim  Oberpräsideuten  an,  ob  zu 
einer  Aenderung  noch  eine  oder  einige  Kommissionen 
zu  ernennen  seien  ^).  Für  Berlin  bildete  die  Zusammen- 
berufuug  einer  Kommission  nun  einmal  das  Allheil- 
mittel. Was  Vincke  dagegen  allein  für  erspriesslich  hielt, 

1)  §§  33-39. 

2)  § 64. 

3)  Nach  Dönniges,  S.  142,  zweifelte  man  sogar,  ob  das  Ge- 
setz für  den  grössten  Teil  des  Münsterlandes  überhaupt  Gültig- 
keit habe,  da  das  frühere  Lippedepartement  nicht  besonders 
erwähnt  war.  Weiter  kennt  diesen  Einwand  nicht. 

4)  Oberpräsidium,  Regulierung.  Fach  31,  Nr.  1 (im  folgen- 
den nicht  mehr  besonders  zitiert). 
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wird  er  zunächst  mündlich  bei  seiner  An  wesenheitin  Ber- 
lin Herrn  von  Schuckmann  gesagt  haben  *),  in  leiden- 
schaftlicher Sprache  ward  es  im  November  wiederholt. 

Dass  die  versprochenen  Reichsstände  noch  in 
nebelhafter  Ferne  weilten,  davon  hatte  sich,  wie  die 
meisten  der  liberalen  Beamten,  auch  unser  Vincke 
mittlerweile  schmerzlich  überzeugt,  umso  grössere 
Diebe  umfing  dafür  die  zur  Zeit  erreichbaren  Pro- 
vinzialstände. Welche  enorme  Verlegenheit,  schrieb 
er,  bereite  ihm  jetzt  der  Auftrag  des  Ministers,  mit 
allgemeiner  Zuversicht  erwarte  Westfalen  die  baldige 
Organisation  seiner  Stände,  statt  deren  käme  eine 
abermalige  Einberufung  einzelner  Eingesessenen,  sei 
denn  bei  Verhandlungen  aus  willkürlich  berufenen 
je  ein  erheblicher  Gewinn  verspürt  worden,  bei  den 
vorigen  Beratungen  in  der  Ablösefrage  doch  jeden- 
falls nicht?  Vom  Hohn  ward  nach  Erwähnung  des 
vollständig  nutzlosen  hohen  Kostenaufwandes  für 
„Deputierte“  dieser  Art  — den  sparsamen  Staatshaus- 
halter zu  spielen,  war  echt  Vinckesch  — in  stürmische 
Bitte  übergegangen : der  Minister  dürfe  nicht  sich 
die  Meinung  begründen  lassen,  als  sei  die  oft  aus- 
gesprochene Absicht  einer  allgemein  ständischen  Ein- 
richtung in  der  Provinz  noch  himmelweit  entfernt. 
Nur  gewählte  Bevollmächtigte  vermöchten  auf  diesen 
verschlungenen  Pfaden  Wegweiser  zu  sein. 

Umsonst,  zu  spät!  Schon  hatte  der  König  (K.-O. 
18.  September  1822)  die  Revision  des  Gesetzes  an- 

1)  Nach  obigen  Akten  war  Vincke  im  Mai  in  Berlin. 
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geordnet,  die  richterlichen  Entscheidungen  wegen 
aller  Ablösungen  von  Diensten,  Zehnten  und  anderen 
Naturalleistungen  zum  zweiten  Male  suspendiert. 
Vincke  erhielt  eine  einzige  Vertröstung,  die  — Kosten 
der  Kommissionsverhandlungen  würden  nient  die 
Höhe  erreichen,  die  er  annehme,  da  man  gar  nicht 
daran  denke,  alle  vom  Oberpräsidenten  zu  ernennende 
Deputierte  nach  Berlin  haben  zu  wollen,  nach  Bedürf- 
nis werde  der  eine  oder  andere  von  den  Ernannten 
eingerufen,  und  im  übrigen  müsse  der  Auftrag  jetzt 
ungesäumt  ausgeführt  werden. 

„Mit  grossem  Bedauern  des  nutzlosen  Zeit-  und 
Kostenaufwandes,  und  besonders  des  üblen  Eindrucks 


dieser  Massregeln  in  der  Provinz,  habe  ich  die  Re- 
gierungen Westfalens  zur  Auswahl  angewiesen  und 
zeige  dies  Ew.  Exz.  an“,  lautete  die  Antwort  i)-  Und 
wie  erst  waren  dem  Selbstbewussten  die  Hände  bei 
dieser  „Auswahl“  gebunden.  Denn  wohl  konnten 
interessierte  Deputierte  aus  dem  ^Stande  der  Guts- 
herren, dagegen  nicht  solche  aus  dem  bäuerlichen 


zugelassen  werden.  Unter  der  Bemerkung,  hierin 
sehe  jeder  Unparteiische  mit  vollem  Recht  Parteien 
kämpfe,  bestimmte  er  daher  notgedrungen  für  Münster 


als  Bauernvertreter  einen  Domänenrentmeister  2),  einen 
Justizkommissarius  und  einen  Gutsankäufer. 

Als  nun  aber  gar  der  schmiegsame  Minister  nach 
langer  Zeit  tiefster  Ruhe  schrieb,  der  Major  Graf 

1)  Brief  Vinckes  an  Schuckmann  vom  15.  Januar  1823. 

2)  Nur  dieser  wurde  neben  den  Berechtigten  nach  Berlin  zitiert. 
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Recke- Volmarstein  habe  den  sehr  begründeten  Antrag 
eingereicht,  zu  der  Kommission  zur  Verbesserung  des 
Gesetzes  von  1820  die  münsterländischen  Fürsten  zu- 
zuziehen, da  ging  das  so  leicht  in  Wallung  geratende 
Temperament  Vinckes  vollends  durch,  um  alles  in 
der  Welt  nicht  sollte  nun  auch  noch  der  standes- 
herrliche Weizen  lustig  aufblühen.  Zu  vernichtender 
Kritik  ward  sofort  die  Feder  augesetzt,  der  Reihe 
nach  wurden  all  die  „Moorgrafen“  vorgenommen: 
wirklich  gespannt  sei  er  doch,  von  wem  Sachkenntnis 
und  Ivösung  der  in  Frage  stehenden  Zweifel  zu  er- 
warten wäre,  von  annehmlichen  Vorschlägen  zur 
Güte  ganz  zu  schweigen.  Zwei  Fürsten  wohnten 
andauernd  in  Paris,  sie  und  ein  dritter  seien  noch 
jetzt  nicht  einmal  der  deutschen  Sprache  mächtig,  zwei 
andere  seien  Jünglinge,  der  sechste  sei  noch  niemals 
auf  seinen  münsterschen  Besitzungen  gewesen,  den 
siebenten  kenne  er  besonders  gut,  der  habe  über  die 
standesherrlichen  Rechte  solch  horrende  Begriffe  an 
den  Tag  gelegt,  dass  eine  zweckführende  Beratung 
mit  ihm  vollständig  ausgeschlossen.  Blieb  der  achte, 
ein  alter  Herr,  geizig,  viel  zu  kostspielig,  denselben 
nach  Berlin  kommen  zu  lassen,  dazu  im  besten  Falle 
einige  lokale  Sachkunde,  aber  das  Interesse  der  andern 
nicht  einmal  dem  Namen  nach  kennend  i).  Hierauf 
verging  selbst  Herrn  von  Schuckmann  die  Lust,  einen 

1)  Ich  unterlasse  natürlich  namentlich  aufzuzählen,  eine 
Familie  hatte  sich  weiter  verzweigt,  daher  jetzt  die  acht  Standes- 
herren. Vinckes  Brief  an  Schuckmann  ist  vom  1.  Febr.  1824. 
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der  so  geschilderten  direkt  zu  berufen,  es  fand  sich 
jedoch  für  ihn  ein  Mittelweg,  der  Herr  Major  war 
Schwiegersohn  eines  der  Fürsten  und  daher  „in  Be- 
tracht seiner  besonderen  Bekanntschaft  mit  den 
standesherrlichen  Verhältnissen“  unmittelbar  vom 
Minister  in  die  Kommission  hineinbefördert. 

Mit  innerem  Behagen  lauscht  man  den  derb- 
erfrischenden Worten  des  getreuen  Eckardt  der  Bauern, 
aber  halten  wir  einen  Moment  inne  und  suchen  die 
sich  auf  die  Lippen  drängende  Frage  zu  beantworten: 
War  denn  nun  wirklich  diese  Art  der  Beratung  in 
unserer  Sache  so  schlimm?  Unbedenklich  können 
wir  verneinen.  Gerade  wegen  der  ausgesprochenen 
einseitigen  Zusammensetzung  der  Kommission  wurde 
die  Berliner  Zentrale  gezwungen,  immer  wieder  sich 
Rat  zu  holen  bei  ihren  Provinzialbehörden,  und  es 
ist  sicher  nicht  zu  viel  behauptet,  wenn  gesagt  wird, 
diese  erreichten  schärferen  Auges  und  vermögenderer 
Stimme  mehr  als  ein  halbes  Dutzend  beliebig  herbei- 
gezogener Bauern. 

Um  zu  Vinckes  Haupteinwand  überzugehen,  dass 
einzig  Proviuzialstände  zufriedenstellende  Arbeit  in 
in  der  Regulierungsangelegenheit  leisten  könnten,  so 
musste  er  selbst  sehr  bald  bei  Begutachtung  der  Ab- 
löseorduung,  die  dem  Landtage  gnädigst  als  erste 
Beschäftigung  überlassen  war,  diese  Meinung  in 
manchen  Punkten  stark  revidieren.  Konnte  er  aller- 
dings damals  in  seinem  Optimismus  ahnen,  dass  bei 
jeder  Bagatelle  die  4 Stände  — nur  Westfalen  durfte 
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sich  deren  erfreuen  i)  — auseinanderfallen,  immer 
zwei  gegen  zwei  marschieren  würden?  Mochten 
auch  im  müusterscheii  Landeshause  die  Abgeordneten 

der  Städte  und  Landgemeinden  um  ein  kleines  über- 

# 

wiegen,  aber  vergessen  wir  nicht,  beileibe  sollte  dort 
nicht  beschlossen  werden.  Ob  nun  die  gesonderten 
Gutachten  der  zwei  geschlossenen  Oberstände  viel- 
leicht nicht  sogar  stärkeren  Widerhall  beim,  für  Kon- 
zessionen nur  zu  bereiten,  Minister  des  Innern  erweckt 
hätten,  als  es  das  Geklage  der  paar  geladenen  und 
ungeladenen  Feudalen  vermochte,  wer  wird  nicht 
ersteres  mit  uns  bejahen?  Im  Gegenteil,  für  Vincke 
lag  die  AngrifFsfront  in  Berlin  noch  am  günstigsten. 
Die  wenigen  und  nachher  schwer  realisierbaren  Zu- 
geständnisse wären  den  Berechtigten  auf  müusterscher 
Bühne  zum  mindesten  auch  sofort  zugefallen.  Jetzt 
dagegen  blieben,  um  damit  die  Erzählung  über  den 
Gang  der  Gesetzgebung  zu  Ende  zu  führen,  viel  mehr 
für  Ministerium  und  Staatsrat  wirklich  sachverständige 
Berichte  entscheidend,  kamen  sie  vom  Oberpräsidium, 
Oberlandesgericht  oder  von  der  Generalkommission 2), 
Unbeauftragte  Bauernvertreter  waren  sie  alle. 

Am  21.  April  1825  wurde  das  Gesetz  fertig. 
Vorteilhaft  präsentierte  es  sich  diesesmal  in  dreifacher 

1)  Keine  andere  Provinz  besass  unsere  Anzahl  Standes- 
herren, daher  genügten  überall  drei  Landtagsbänke. 

2)  Die  münstersche  Regierung  hatte  ebenfalls  Gutachten 
zu  senden,  da  Vincke  aber  als  Oberpräsident  zugleich  Regierungs- 
präsident war  — übrigens  sehr  wider  seinen  Willen  — erwähne 
ich  nicht  besonders. 
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Fassung,  die  gutsherrlicheu  und  bäuerlichen  Verhält- 
nisse waren  für  jeden  der  vormals  fremdherrlichen 
Landesteile  gesondert  behandelt.  Wenngleich  manches 
mit  dem  von  uns  Geschaffenen  nicht  völlig  überein- 
stimmt, sei  doch,  weil  das  fremde  Werk  in  kurzer 
Dauer  faktische  Wirklichkeit  geworden  ist,  und  im 
übrigen  die  Forderungen  der  Gerechtigkeit  berück- 
sichtigt sind,  Zustimmung  erteilt,  so  ungefähr  leitete 
die  begleitende  Kabinettsorder  ein. 

Die  bereits  erwähnte  Ablöseordnung  erschien  erst 
am  13.  Juli  1829,  ihre  Beratung  im  Provinziallandtage 
deckt  uns  am  deutlichsten  das  Gutsherren  und  Bauern 
Trennende  auf,  zeigt,  wo  unsere  Sache  vormarschierte 
und,  wo  sie  Stillstand,  oder  auch  der  Gegenpartei 
Konzessionen  machen  musste.  Auf  diesem  Schauplatze 
werden  wir  in  den  nun  folgenden  Paragraphen  vorzugs- 
weise verweilen. 

Hier  aber  mag  noch  erwähnt  sein,  dass  das 
Fehlen  einer  „Ordnung“  die  emsige Generalkominission 
keineswegs  brach  legte,  freiwilliger  Uebereinkunft 
der  Interessenten  stand  natürlich  weit  Tür  und  Tor 
geöffnet.  Was  vermittelnde  Tätigkeit  zustande  brachte, 
beweisen  die  Zahlen  0- 

In  ganz  Westfalen  waren  bis  zum  Jahre  1826 
bei  der  Generalkommission  3766  bäuerliche  Regulie- 


1)  Nachweis  aus  einem  Briefe  des  Landtagskommissars 
Vincke  an  den  Landtagsmarschall  Stein  vom  19.  Oktober  1826 
(Prov.-L.-Akten  1826). 
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ruiigen  eingeleitet,  3731  davon  abgewickelt,  bäuerliche 
Zehntablösuiigen  eingeleitet  921,  abgewickelt  888  O- 

§ 2.  Oeldrente  oder  Kapital-  und  Landabfindung. 

Schon  der  Titel  des  Gesetzes  von  1825:  über 
die  R e a 1 berechtigungeu  in  den  Raudesteilen,  welche 
vormals  usw.,  drückte  aus,  dass  von  einem  Wieder- 
aufleben irgendwelcher  Rechte  über  die  Person  des 
Bauern  keine  Rede  sein  würde,  alle  dieser  Art  „waren 
und  blieben“  ausnahms-  und  entschädigungslos  auf- 
gehoben. 

Wir  erinnern  uns  deshalb  sogleich,  wie  sowohl 
in  Berg  als  auch  im  münsterländischen  Teile  des 
Kaiserreiches  die  festen  — jährlichen,  vorzugsweise 
Getreide  — Abgaben  vom  Kolonate  ungemindert 
fortzubestehen  hatten.  An  dem  gutsherrlichen  Rechte 
als  solchem  war  natürlich  nicht  zu  rütteln,  fixierte 
Abgaben  entsprangen  von  Anfang  an  der  verpflichteten 
Stätte.  Daher  konnte  es  sich  hierbei  für  den  neuen 
Gesetzgeber  höchstens  um  eine  andere  Festsetzung 
der  Rediniierungssätze  handeln,  aber  in  engster  An- 
lehnung au  die  bergisch-französischen  war  18202)  be- 


ll Man  hüte  sich  vor  dem  Schluss,  als  seien  den  Zahlen 
entsprechend  Stätten  vollständig  frei  geworden,  verschwindend 
wenige  Bauern  lösten  alle  Gefälle  auf  einmal  ab,  konnten  es 
überhaupt  nicht. 

2)  Ich  erinnere  wieder  daran,  dass  das  Gesetz  von  1825 
ohne  Ablöseordnung  herauskam,  also  die  Ordnung  von  1820 
bis  zum  Jahre  1829  zugrunde  gelegt  wurde,  die  vom 
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stimmt  worden:  jeder  von  beiden  Teilen  kann  diese 
Leistungen,  soweit  sie  nicht  schon  in  Geldabgabeu 
bestehen,  in  veränderliche  Geldrenten  verwandeln 
lassen.  Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Wert  der  Leistung 
zunächst  in  Geld  ausgemittelt  und  sodann  auf  eine 
Abgabe  in  Roggen  (weil  sie  meistens  darin  bestand) 
berechnet.  Bei  der  Berechnung  sind  die  letzten  14 
Jahre  zugrunde  zu  legen,  jedoch  unter  Weglassung 
der  zwei  teuersten  und  der  zwei  wohlfeilsten,  aus 
den  übrig  bleibenden  Zehn  ist  der  Durchschnitt  der 
Martinimarktpreise  zu  ziehen.  Der  auf  diese  Weise 
»gefundene  Betrag  musste  erstmals  entrichtet  werden. 

Für  das  folgende  Jahr  sollte  sich  der  Geldbetrag 
aus  2/jq  des  vorhergehenden  und  Vio  desjenigen  Wertes 
zusammensetzen,  welchen  die  ausgemittelte  Quantität 
Roggen  nach  den  Martinimarktpreisen  eben  dieses 
Jahres  haben  würde.  So  fortschreitend  lief  die  Reihe 
weiter.  Durch  Bezahlung  des  25  fachen  Betrags  einer 
jährlichen  Leistung  konnte  die  Abstossung  der  immer- 
währenden Rente  geschehen. 

Analog  ging  die  Ablöseberechnung  bei  dem 
zweiten  unmittelbaren  Produkte  des  Bodens,  dem 
Zehntgefälle  vor  sich.  Bringen  wir  die  ermüdende 


Provinz-Landtag  begutachteten  Aenderungen  seien  direkt  bei- 
gefügt. Das  komplizierte  jährliche  Vio  bei  fort,  dafür  war  der 
Durchschnitt  zunächst  aus  den  14  letzten  Jahren  vor  Bekannt- 
machung des  gegenwärtigen  Gesetzes,  dann  aus  den  14  etc. 
vor  Anbringung  der  Provokation,  endlich  aus  beiden  Durch- 
schnitten der  mittlere  zu  ziehen. 
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Technik  zunächst  zu  einem  gewissen  Abschluss.  Als 
Entschädigung  für  die  zufälligen  Rechte  — Sterbfall 
— Gewinn  oder  Laudemium  — HeimfalH)  — war 
bekanntlich  in  Berg  eine  Mehrpacht  auf  die  un- 
verändert gelassenen  laufenden  Abgaben  zu  zahlen, 
während  in  den  französischen  Departements  der  Sterb- 
fall ohne  Indemnität  aufgehoben  worden  war,  dafür 
aber  die  Eaudemien  unverändert  den  Grundherren 
belassen  wurden.  Hinsichtlich  letzterer  setzte  die 
preussische  Gesetzgebung  für  beide  Teile  der  Fremd- 
herrschaft fest  2),  dass  in  der  Regel  drei  Gewinne 
auf  ein  Jahrhundert  zu  rechnen  seien,  die  Beträge 
zu  addieren  und  darauf  die  Endsumme  durch  100  zu 
teilen  sei.  Der  Quotient  konstituierte  die  jährliche 
Rente  3).  Kontrakte  oder  Register,  vormalige  Landes 
gesetze  oder  Herkommen,  und  endlich  die  Durch- 
schnittssumme derjenigen  Fälle,  welche  bekannt  ge- 
worden waren,  halfen  den  sicher  oft  schwierigen,  zu- 
grunde legenden  Betrag  finden  ^). 

Ohne  Zweifel  begünstigten  die  Bestimmungen 
sehr  die  Kolonen  im  ehemaligen  Kaiserreich,  wohin- 

1)  Siehd  § 4. 

2)  Hier  lauteten  die  Bestimmungen  in  beiden  Ablöseord- 
nungen gleich. 

3)  Den  vollständigen  Loskauf  ermöglichte  wie  immer  ein 
25facher  Betrag. 

4)  Im  Münsterlande  waren  zudem  noch  der  Sterbfall  und 
Gewinn  gewöhnlich  zusammen  in  einer  Summe  erhoben,  daher 
musste  hier  bei  der  Ablösung  die  Hälfte  dieser  Summe  als 
Betrag  der  Gewinngelder  angenommen  werden. 


63 


gegeu  im  vorigen  Grossherzogtum  sie  die  Ablösung 
der  zufälligen  Rechte  zum  mindesten  nicht  einfacher 
gestalteten.  Dazu  kam,  dass  nur  für  Berg  eine  ge- 
wisse Art  des  Sterbfalls  als  dingliches  Recht  an- 
gesehen wurde,  nämlich  das  Besthaupt.  Aufgehoben 
zwar  hatte  man  ja  den  Sterbfall  in  diesem  Landes- 
teile nie,  sondern  er  gehörte,  wie  grade  bemerkt,  an 
erster  Stelle  mit  zu  den  Gefällen,  wofür  die  Mehr- 
pacht als  Entschädigung  bezahlt  werden  musste.  Die 
preussischeu  Interpreten  waren  jetzt  den  französischen 
gefolgt  und  hielten  den  Sterbfall  (wie  er  nach  der 
münsterschen  Eigentumsordnung  eintrat)  für  rein 
persönlicher  Natur,  somit  als  einen  Ausfluss  der  Leib- 
eigenschaft für  ohne  weiteres  verschwunden.  Dafür 
entdeckte  man  aber  noch  ein  besonderes,  das  mortu- 
arium  fixum,  welches  neben  dem  gewöhnlichen  nur 
von  dem  wirklichen  Kolonen  aus  dem  Kolonate  ge- 
fordert werden  konnte  und  sich  auf  einen  individuellen 
Gegenstand  des  Nachlasses  bezog*).  Weil  nun  die 
Fremden  in  Berg  den  ganzen  Fall  als  solchen  nicht 
tangiert  hatten,  scheute  man  sich,  vollkommen  tabula 
rasa  zu  machen  und  Hess  hier  „ausnahmsweise  das 

I)  Weiter  a.  a.  O.,  S.  269—271,  dem  ich  übrigens  nicht  so- 
weit folge,  dass  die  Ausnahme  für  Berg  auch  dadurch  genügend 
entschuldigt  sei,  weil  gerade  vorzugsweise  nur  in  diesem  Teil 
das  mortuarium  fixum  noch  obendrein  bestanden  habe,  Napoleon 
hatte  doch  wahrlich  die  Grenze  zwischen  Kaiserreich  und 
Grossherzogtum  im  Münsterlande  nicht  nach  grundherrlichen 
Verschiedenheiten  gezogen. 
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Besthaupt  als  Realreclit  bestehen.  Doch  schlagen  wir 
diesen  einen  Ueberrest  vom  schroffsten  aller  Rechte 
nicht  zu  hoch  an;  denn,  mochte  es  sich  um  die 
Schatzung  des  besten  Pferdes  oder  der  besten  Kuh, 
oder  auch  (selten)  eines  Mobiliars  handeln,  als  mittlere 
Grundtaxe  für  die  Redimierung  kann  man  die  Summe 
von  50  T.  annehmen  und  erhält  dann  — bei  gleicher 
Berechnung  wie  bei  dem  Daudemium  — eine  jährliche 
Belastung  von  4,50  Mark  auf  die  bäuerliche  Stätte. 

Nach  diesen  notwendigsten  Vorbemerkungen 
wenden  wir  uns  wieder  den  Akten,  dem  getreuesten 
Spiegelbilde  wirklicher  Verhältnisse  zu.  Geschäftiges 
Leben  und  Treiben  hatten  nie  in  unserem  Münster- 
lande pulsiert,  dieses  markante  Symptom  eines  jeden 
Krummstabländchens  war  auch  hier  vorhanden.  So- 
gleich musste  daher  ein  Paragraph  ‘)  der  ersten  Ab- 
löseordnung auf  eine  Unmöglichkeit  stossen,  der  be- 
stimmte: unter  den  Martinimarktpreisen  verstehen 
sich  diejenigen,  welche  im  Durchschnitt  der  zwei 
dem  Martinstage  (1 1.  November)  zunächst  liegenden 
Wochen  auf  Märkten  des  Regierungsbezirkes  erzielt 
worden  sind.  „Wir  sollen  die  Orte  angeben,  wo 
regelmässiger  Marktverkehr  stattfindet?“  schrieb  die 
münstersche  Regierung  ganz  verwundert  2).  „Wir 
sehen  uns  durchaus  ausser  Stande,  auch  selbst  einige 


1)  §36. 

2)  Oberpräsidium,  Regulierung  etc.  Gutachten  der  Re- 
gierung Münster  über  die  Ermittelung  der  Marktorte  vom 
15.  Januar  1822. 
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wenige  im  Sinne  des  Gesetzes  auszumitteln“.  Nur 
das  kleine  Dorsten  mache  eine  minimale  Ausnahme, 
dort  Hesse  sich  unter  Umständen  von  Marktverkehr 
reden,  sonst  nirgends  im  Regierungsbezirke,  alles 
beruhe  auf  Privatverkehr.  Zwar  existiere  ja  auf  dem 
Markte  zu  Münster  ein  Platz,  wo  Getreide  verkauft 
werden  könnte,  aber  wie  geringfügig  dieser  Getreide- 
marktverkehr sei,  gehe  schon  daraus  hervor,  dass  ein 
einziger  Verkäufer  den  Marktpreis  bestimme.  Amüsant 
hört  es  sich  an,  wie  nach  der  Regierung  das  Dom- 
kapitel früher  um  Lichtmess  seine  Taxen  für  bis 
dahin  nicht  gelieferte  Prästationen  machte.  Ein  in 
der  Stadt  ansässiger  Wirt  sei  beschuldigt  worden,  er 
allein  fahre  jedesmal  kurze  Zeit  vor  der  Festsetzung 
eine  gewisse  Menge  Körner  auf  und  lasse  zu  einem 
vorher  ausgemachten  Preise  verkaufen,  um  dadurch 
die  Redimierung  erwünscht  zu  beeinflussen. 

Der  Kreis  war  also  weiter  zu  fassen,  benachbartes 
Gebiet  mit  einzubeziehen,  weit  brauchte  man  gar  nicht 
zu  gehen.  Unmittelbar  an  der  Süd-  und  Westgrenze 
lagen  zwei  altpreussische  Städte,  Lippstadt  und  Wesel, 
und  in  diesen  beiden  — es  ist  bezeichnend  M — 


1)  Gern  gebe  ich  zu,  dass  in  Wesel  die  grosse  Wasser- 
strasse dem  Handel  an  erster  Stelle  günstig  war,  Lippstadt  da- 
gegen hatte  im  18.  Jahrhundert  nicht  den  geringsten  Schiffahrts- 
verkehr. Erst  als  die  Lippe  in  ihrem  ganzen  Laufe  preussisch 
geworden  war,  wurde  sie  auf  Vinckes  Veranlassung  in  den  20  er 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  von  Wesel  bis  Lippstadt  schiffbar 
gemacht.  Den  darauf  rege  sich  entwickelnden  Verkehr  brachte 
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herrschte  seit  langem  lebhafter  Handel,  Daher  hatte 
auch  die  münstersche  Regierung  schon  einige  Monate 
vorher  geglaubt,  derneu  errichteten  Generalkommission 
den  besten  Maßstab  für  die  Durchschnittspreise  der 
letzten  14  Jahre  dadurch  zu  bieten,  indem  sie  ihr  die 
Marktpreisverzeichnisse  der  genannten  Orte  einreichte. 

U nmöglich  aber  Hess  sich  für  die  V e r g a n g e n- 
heit  ganz  an  den  Redimierungspreisen  des  Dom- 
kapitels und  vor  allem  der  Präfektur  Vorbeigehen, 
und  wiederholt  wies  auchVincke  daraufhin.  Da  setzt  uns 
ein  Schreiben  der  Generalkommission  an  den  Minister 
des  Innern  in  Erstaunen.  Seit  einem  Jahre  bald  war 
die  rührige  Behörde  am  Werke,  und  nun  (Ende 
September  1821)  gestand  sie,  selbst  die  amtlichen 
Kornpreise  im  Münster’schen  Bezirke  während  der 
Fremdherrschaft  einwandfrei  überhaupt  nicht  ent- 
decken zu  können.  Haben  wir  durch  diese  Erklärung 
nicht  den  eklatantesten  Beweis,  wie  wenig  doch  von 
den  Fremden  in  der  eigentlichen  Ablösesache  geschehen 
wari),  wenn  eine  der  ersten  Grundlagen  dazu  nach 
einer  kurzen  Spanne  Zeit  untrüglich  kaum  festgestellt 
werden  konnte?  Was  vielleicht  gleich  anfangs  dieses 
Kapitels  erwartet  wurde,  mag  in  dieser  Verbindung 
jetzt  seine  Stelle  finden:  soweit  die  Parteien  sich 
auf  Grund  der  bergisch-frauzösischen  Gesetze  aiis- 

dann,  wie  abschweifend  bemerkt  sei,  die  Konkurrenz  der  Eisen- 
bahn wieder  zum  Stillstand.  Das  bekannte  Bild  bei  allen 
kleineren  Wasserwegen. 

1)  Siehe  Seite  33. 


h 
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einandergesetzt  hatten,  behielt  es  damit  sein  Be- 
wenden *). 

Gleichwohl  nun  wäre  es  unbillig,  der  notdürftigen 
Kombination  beim  Aufspüren  der  Vergangenheits- 
werte die  geringste  Schuld  beizumessen,  mochte  man 
auch,  als  das  Fazit  gezogen,  noch  so  erschrocken  sein, 
dass  der  14jährige  Durchschnitt  die  gegenwärtigen 
Preise  um  ein  ganzes  Drittel  überstieg  2).  Krieges- 
getümmel hält  die  Getreidepreise  auf  ungeahnter  Höhe, 
der  landwirtschaftliche  Produzent  hatte  sich,  wie  wir 
schon  einmal  sahen,  in  der  Zeit  des  grossen  Völker- 
bezwingers nicht  zu  beklagen  gehabt.  Die  General- 
kommission aber  jammerte:  kein  Bauer  ist  in  der 
Lage,  bei  den  längst  wieder  wohlfeilen  Preisen  die 
teueren  der  Vergangenheit  aufzubringen,  in  den 
nächsten  10  Jahren  ist  an  Ablösung  grösseren  Stils 
gar  nicht  zu  denken^).  Dennoch  glaubte  Vincke, 
ihren  Wunsch  auf  schleunige  Abänderung  nicht  be- 
fürworten zu  dürfen,  mit  Recht  gab  er  zu  bedenken : 

1)  § 67  des  Gesetzes  von  1820. 

2)  Nach  einem  Gutachten  von  Vincke  (vom  31.  Dezember 
1822)  betrugen  1821 

a)  die  Redimierungs-  b)  die  Jahrespreise 
(für  ein  Malter  = 510  Pfund) 

Weizen  ....  13  Taler  9 Silbergr.  8 Taler 

Roggen  ....  9 „ 10  „ 6 „ 

Gerste  ....  7 „ 8 „ 4^/2  „ 

Hafer 4 „ 16^3  » 3 „ 

3)  Akten  der  Generalkommission,  Gutachten  Hiltrops 

von  1822. 
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„Aendert  mau  jetzt  willkürlich,  so  wähnen  sich  die 
wenigen,  die  abgelöst  haben,  betrogen“  und  die  eigene 
Aufgabe  würde  sich  nur  noch  schwerer  gestalten. 
Die  Domäuenabteilung  aber  war  vom  Oberpräsidenten 
ersucht,  eilends  die  Verordnung,  künftighin  von  den 
fiskalischen  Bauern  einzig  Geldrente  empfangen  zu 
wollen,  wieder  aufzuhebeii.  Erst  sollte  sich  die  Erde 
noch  einige  Male  um  die  Sonne  drehen,  danach  passten 
Durchschnitts-  und  Jahrespreise  am  einfachsten  und 
in  unauffälligster  Weise  sich  an. 

Eassen  wir  daher  die  vorläufige,  gewaltige  Differenz 
weiter  ausser  Betracht  und  fragen:  sprangen  denn 
überhaupt  Vorteile  für  den  gflichtigen  Kolonen  bei 
der  Verwandlung  seiner  Naturalprästation  in  eine 
immerwährende  Geldreute  heraus?  Oder  bedeutete 
ganz  im  Gegenteil  die  Metamorphose  für  ihn  nur, 
dass  er  jetzt  Geld  schaffen  musste,  welches  er  selten 
hatte,  statt  Getreide,  welches  ihm  zu  wuchs? 

Solange  das  Gesetz  von  1820  sich  des  kurzen 
Daseins  erfreute,  war  zweifellos  die  Umbildung  von 
eminenter  Wichtigkeit,  weil  sie  erst  aus  dem  nutz- 
baren ein  volles  Eigentum  machte.  Hafteten  nämlich 
auf  der  Stätte  andere  Easten  als  blosse  Geldabgaben, 
so  durfte  der  Bauer  ohne  Einwilligung  des  Berechtigten 
kein  Grundstück  veräussern,  vertauschen,  zerstückeln, 
mit  einer  Servitut  oder  Hypothek  beschweren  O- 
Nachdem  1825  dieser  Konsens  des  Gutsherrn,  der  in 
seiner  Hand  zur  furchtbaren  Waffe  gegen  den  einer 

1)  § 16  des  Gesetzes  vom  25.  September  1820. 
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Hypothek  bedürftigen  Kolonen  werden  mochte,  wenn 
dieser  zugleich  gewisse  gutsherrliche  Easten  nicht 
anerkannte,  weggefallen  war,  und  dem  Berechtigten 
für  seine  Rechte  nur  die  erste  Stelle  gewahrt  blieb, 
bot  auch  die  Geldrente  wohl  kaum  noch  den  geringsten 
Gewinn  dar.  Wäre  sie  Endzweck  gewesen,  so  spräche 
man  sogar  richtiger  von  einer  Verschlechterung  als 
von  einer  Verbesserung.  Die  paar  Vorteile,  welche 
die  Regulierungskommission  den  Parteien  vor  Augen 
hielt,  wie  Fortfall  des  viel  beklagten  Schadens  an  den 
gutsherrlichen  Schätzen  durch  Krimpe  und  Mäusefrass 
oder  Ersparnis  des  Transportes,  oftmals  8 — 10  Meilen 
weit,  konnten  von  ihr,  können  nicht  von  uns  an- 
geführt werden.  Eag  nicht  der  Regel  nach  der 
nächste  Marktort  eher  entfernter,  denn  der  frühere 
Herrenhof?  Traf  nun  gar  eine  Missernte  ein,  musste 
der  Kolon,  um  imstande  zu  sein,  die  für  ein  solches 
Unglücksjahr  fixierte  Geldrente  aufzubringeu,  ein 
Darlehen  suchen,  unter  5®/o  Zinsen  erhielt  er  es  nie, 
und  selbst  dann  noch  schwierig  *). 

Aber  eine  immerwährende,  veränderliche  Rente 
au  den  ehemaligen  Herrn  sollte  und  durfte  nicht  den 
Schlußstein  in  der  Bauernemanzipation  bilden.  Die 
höchst  verwickelte  jährliche  Berechnung  mochte  in 
erster  Einie  dem  Pflichtigen  zeigen,  wann  der  Moment 
gekommen,  sich  stark  zu  machen  und  die  ihn  überall 

1)  Nach  der  Angabe  der  Abgeordneten  der  Landgemeinden 
in  der  Kommissionsberatung.  Prov.-Landtagsakten  1826.  Fach  17, 
Nr.  3,  Bd.  3. 
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doch  sehr  hemmende  Vorzugslast,  oder  was  gewöhn- 
lich allein  möglich  war,  nach  und  nach  Teile  davon 
hinwegzurämnen.  Abschlagszahlungen  zum  minde- 
sten von  100  Taler  Pr.  Courant  hatte  das  Gesetz 
erlaubt. 

Damit  stosseii  wir  auf  ein  Schriftstück,  das,  wollte 
man  es  auch  gern  missen,  dennoch  nicht  in  Ver- 
wunderung setzt.  Der  Gutsherr  von  Cappenberg  hatte 
es  zuvorderst  unterschrieben,  mehr  als  dieses  (Rang 
und  Bedeutung  verlangten  schon  so),  Stein’sche  Ideen 
trugen  die  Bewegung.  In  der  des  grossen  Reformers 
würdigen  Biographie  i)  klingt  gegen  den  Helden  der 
leise  Vorwurf  durch,  weshalb  er,  als  die  Bernstorfis, 
Stolbergs  u.  a.  freiwillig  ihre  Hörigen  aus  dem  Deib- 
eigenschaftskonex  entliesseu,  da  nicht  auch  die  Konse- 
quenz der  eigenen,  längst  gereiften  Meinung  gezogen 
und  an  der  Dahn  dasselbe  getan  habe.  Entschuldigend 
wird  gleich  beigefügt,  egoistische  Beweggründe  seien 
für  die  Unterlassung  nicht  gut  anzuuehmen;  der 
Minister  machte  oft  Dienstreisen,  ohne  deshalb  Diäten 
zu  liquidieren,  gab  überhaupt  willig  aus  dem  Seiuigen, 
vielleicht  habe  er  nicht  ohne  die  Standesgenossen  seines 
reichsritterschaftlicheu  Kantons  Vorgehen  wollen, 
immerhin  hätte  ein  Antrag  in  diesem  Sinne  gestellt 
werden  müssen.  Ob  man  nach  folgendem  doch  noch 
zu  diesem  milden  Urteile  berechtigt  ist,  ob  die  Ant- 
wort nicht  viel  näher  liegt?  „Steins  Gedankenwelt 


1)  Lehmann  a.  a.  O.,  Bd.  1,  S.  216. 


\ verleugnete  nie  den  Erdgeruch  des  edelmännischeii 
j Daseins  auf  heimischer,  altererbter  Scholle“  *)• 

Nur  zögernd  waren  Ende  1821  zunächst  einige 
Adelige  in  der  zweiten  Heimat  dem  Besitzer  der 
Staatsdotation  Cappenberg  2)  gefolgt  und  hatten  die 
in  Münster  und  Unna  entworfene  Denkschrift  an  den 
König  gesandt  3).  Mit  dick  aufgetragenen  Farben 
begann  sie  sogleich:  „Die  französisch-bergische  Re- 
gierung vernichtete  wohl  erworbene  und  seit  7 Jahr- 
hunderten hergebrachte  Rechte  der  Gutsherren  und 
verteilte  ihr  Vermögen  unter  die  Genossen  des 
bäuerlichen  Standes.  E.  K.  M.  beschlossen  auf  eine 
' milde  und  gerechte  Weise  auszugleichen.  Durch  die 

' Bestimmung  einer  partiellen  Ablösung  von  100  Taler 
i aber  entsteht  vollkommene  Zerrüttung  des  guts- 
herrlichen Vermögens“.  Denn  durch  die  teilweise 
Zahlung  verliere  der  Gutsherr  einmal  die  Vorteile 
'•  des  Besitzes  einer  Realrente,  indem  diese  verkäuflich 
•i  und  verhypothekbar  gewesen  wäre,  zum  andern  löse 
I sich  diesesKapital  in  eineMenge  kleinererKapitalien  auf, 

I 1)  Meinecke:  Das  Leben  des  Generalfeldmarschall  H.  von 

Boyen.  Stuttgart  1889,  Bd.  2,  S.  334. 

2)  Bekanntlich  gegen  Birnbaum  im  Posenschen  umgetauscht. 

3)  Sie  ist  vom  20.  Oktober  1821  und  unterzeichnet:  v.  Stein, 
Gr.  V.  Nesselrodt-Reichenstein,  Gr.v.Merveld,  v.Syberg,  v.Bodel- 

I schwingh,  v.  Sydow,  v.  Höwel,  v.  Recke,  v.  Romberg.  Ich  be- 

nutzte die  in  der  Staatskanzlei  hergestellte  Abschrift,  welche 
sich  in  den  Akten  der  Generalkommission  befindet,  danach  hat 
Pertz,  Bd.  5,  S.  596ff.,  einige  Kraftstellen  fortgelassen.  Der 
Generalkommission  lag  auch  die  Beantwortung  ob. 


ciie  mau  weder  zum  Ankauf  verwenden,  noch  ver- 
leihen  könne,  endlich  sei  man  allen  Zufälligkeiten 
preisgegeben,  die  innerhalb  des  laugen  Zeitraumes  der 
Abwicklung  Personen  und  Vermögen  des  Belasteten 
zu  treffen  vermöchten.  Wenn  sogar  der  Jude  einen 
Anspruch  darauf  habe,  seine  Summen  ungeteilt  zu 
erhalten,  wieviel  mehr  müsse  dann  dieses  Recht  dem 
Gutsbesitzer  zugestanden  werden. 

Ruft  man  sich  nach  diesem,  sehr  sonderbar  an- 
miitenden  Vergleiche  den  1803  in  Münster  gesprochenen 
Satz  ins  Gedächtnis  zurück  i):  „Das  zu  erreichende 
Ziel  muss  die  gänzliche  Freiheit  der  Person  und  des 
Eig  ent  ums  sein“,  ist  mau  nicht  versucht,  zu  glauben, 
Stein  wünschte  gar  nicht  mehr,  dass  die  schönen 
Worte  Wirklichkeit  werden  sollten? 

Doch  hören  wir,  auf  welcher  Grundlage  er  auch 
letzt  noch  bereit  war,  für  freies  Bauerngut  einzntreten. 
„Es  scheint  seit  einer  Periode  von  1 1 Tali 
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lösung  zu  beantragen,  dem  Berechtigten  aber  stehe 
die  Befugnis  zu,  die  unzertrennte  Abführung  des  Ab- 
lösekapitals zu  begehren.“  Er  erhalte  hierdurch  kein 
mehreres  Recht  als  die  Gutsbesitzer  jenseits  der  Weser, 
die  mit  Grund  und  Boden  doch  auch  auf  einmal, 
nicht  allmählich  mit  einzelnen  Morgen  befriedigt 
würden.  Der  Belastete  sei  zu  dieser  Ablösungsart 
vermögend,  er  finde  die  Mittel  dazu,  entweder  in  dem 
Kredit,  so  der  freie  Hof  geniesse,  oder  in  dem  Ver- 
kauf oder  Ablassung  eines  Grundstückes.  Der 
Bestand  der  alten  Höfe  sei  ja  sehr  bedeutend,  und 
durch  die  in  Gang  befindliche  Markenteiluug  erhielten 
sie  oft  noch  einen  Zuwachs  von  30  bis  150  Morgen. 
Bezeichnenderweise  fehlt  gerade  bei  Pertz  das  Wort: 
Ablassung,  es  mochte  seinen  aus  dem  Schreiben  ge- 
zogenen Folgerungen  an  dieser  Stelle  im  Wege  seiii^). 
Dieses  aber  beabsichtigte  Stein  in  erster  Linie,  daher 

1)  So  sollen  (S.  596)  mehrere  bedeuten  de  Gutsbesitzer 
nur  deshalb  nicht  geneigt  gewesen  sein,  zu  unterschreiben,  weil 
eine  neue  Erwägung  des  Gesetzes  leicht  zu  weniger  günstigen 
Bestimmungen  führen  könne;  als  furchtsam  und  zurückhaltend 
lernten  wir  den  münsterländischen  Adel  bisher  nicht  kennen, 
wäre  es  auch  nicht  des  Entsagungsvollen  zuviel  gewesen,  ruhig 
die  Schur  über  sich  ergehen  zu  lassen?  Erst  recht  nicht  zu 
billigen  ist  in  diesem  weiteren  Zusammenhang  (S.  601)  die  Be- 
hauptung: „Steins  weise  und  liebevolle  Sorge  für  die  Erhaltung 
eines  kräftigen  Bauernstandes  tritt  auch  in  dieser  Schrift  un- 
verkennbar hervor“.  Ebenso  ist  Treitschkes  Ansicht  (Deutsche 
Geschichte,  3.  Teil,  6.  Aufl.)  S.  381  vollständig  verfehlt.  Auch 
S.  368  vermag  ich  zum  Schlüsse  Treitschke  nicht  ganz  zu  folgen, 
s.  weiter. 


74 


auch  war  es  ihm  zunächst  so  schwierig  geworden, 
treue  Gefolgschaft  unter  den  westfalischen,  iusbesond  ere 
den  münsterländischen,  Standesgenossen  zu  finden. 
Es  hiess  gar  zu  sehr  die  Gliederung  des  Eandes 
verkennen,  um  ihnen  diesen  Vorschlag  annehmbar 
erscheinen  zu  lassen.  Einzeln  lagen  die  Kolonate 
weitab  in  bunter  Folge  von  dem  jedesmaligen  Herren- 
gute. Nun  stelle  man  sich  vor,  die  Kolonen  hätten 
alle  Eaud  als  Entschädigung  angeboteii,  die  einzigste 
Möglichkeit,  die  sie  noch  hatten,  freizukommen, 
welche  Nachteile,  welche  East  und  Kosten  und 
Ausfall  in  Einkünften  würde  hierdurch  der  ferne 
Gutsherr  erlitten  haben.  Besass  doch  der  eine  Erb- 
droste auf  mehr  als  100  Quadratmeilen  bald  1500 
Kolonate  1),  aber  lass  selbst  die  Zahlen  zu  hoch  ge- 
grifFeu  sein,  Freiherr  Droste  war  nicht  allein  Gross- 
besitzer. Verpachtet  und  verkauft  konnten  die  als 
Preis  der  Eösung  zur  Verfügung  gestellten  Eänder- 
teile  nur  da  werden,  wo  sie  sich  bei  Städten  oder 

Dörfern  befanden,  und  wie  dünn  gesät  waren  diese 
in  unserm  Lande. 

Derweil  sich  der  mehr  und  mehr  vereinsamte 
Staatskanzler  ob  der  Schrift  in  stiller  Wehmut  ver- 
zehrte-), haute  die  von*  Stein  arg  gelästerte  General- 


1)  Vincke  gibt  diese  Zahl  an  in  einem  Schreiben  vom 

Januar  1823  an  den  Minister  des  Innern.  Oberpräsidium, 
Regulierung  etc. 

2)  Nach  Pertz  (S.  600)  sagte  Hardenberg,  Steins  Namen 
unter  der  Eingabe  erblickend,  fast  mit  Tränen  zu  Eichhorn: 
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kommission  kräftig  drein,  vieler  „Spitzfindigkeit“  be- 
durfte es  nicht  einmal,  um  den  Stoss  zu  parieren. 
Inwiefern  denn  die  Umwandlung  einer  feststehenden 
Realrente  in  eine  durch  Ablösung  bewegliche  Geld- 
rente nicht  gleiche  Sicherheit  gewähre?  Im  Gegen- 
teil, sie  leiste  diese  in  einem  höheren  Grade,  da  sie  erst 
durch  das  Gesetz  verkäuflich  geworden,  was  früher  be- 
kanntlich der  Lehensverband  untersagt  habe,  und  daher 
auch  das  Risiko  eines  Kreditors  eher  geringer  geworden 
sei,  falls  man  damit  eine  Hypothek  bestellen  wolle. 

Vollkommen  unhaltbar  war  der  wohl  sehr  klein- 
liche Einwand,  während  der  langen  Abwicklungsdauer 
allen  Gefährden  überliefert  zu  sein,  woher  sollte  Unheil 
drohen,  wenn  dem  Berechtigten,  bis  der  letzte  Heller  ge- 
zahlt, für  seine  ganzen  Abgaben  das  Vorzugsrecht  ge- 
wahrt blieb,  ein  Vorzugsrecht  an  Grund  und  Boden! 

Dagegen  mochte  sich  die  zur  eigentlichen  Ziel- 
scheibe genommene  odiose  Teilzahlung  zunächst  nicht 
von  oben  hin  verteidigen  lassen ; solange  und  überall, 
wo  immer  abgelöst  wurde,  ist  die  Klage  der  Guts- 
herren, .die  partiellen  „Sümmchen“  zerrütteten  voll- 
ständig ihren  Vermögensstand,  nie  verstummt,  und 
nachher  hat  sie  ihren  Weg  in  Lehrbücher  der  Na- 
tionalökonomie gefunden  1).  Gleichwohl  kann  mau 

„Sehen  Sie,  so  handelt  jetzt  Stein,  dessen  Massregeln  ich  doch 
nur  ausführe“. 

1)  Z.  B.  Wilh.  Roscher:  System  der  Volkswirtschaft,  2.  Teil, 
Nationalök.  des  Ackerbaues,  14.  Aufl.,  von  Heinrich  Dade,  S.  502, 
und  Note  5,  S.  503. 
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sie  für  unser  Gebiet  wenigstens  nicht  als  berechtigt 
anerkennen.  Eben  weil  es  sich  hier  fast  ausnahms- 
los um  grosse  Herrschaften  handelte,  und  die  Raten 
von  vielen  Bauern  bildeten  jedes  Jahr  ein  wohl  zu 
behandelndes  Kapital.  Und  wer  nur  von  einem  Hof 
gutsherrliche  Gefalle  hat,  bemerkte  spitz  die  Kom- 
mission, der  wird  in  „seinen  kleinen  Verhältnissen 
auch  noch  mit  hundert  Reichstalern  etwas  anzufangen 
wissen“.  Ueberhaupt  könnten  wohl  alle  Adligen  im 
Lande  die  Abschlagszahlungen  der  Bauern  gut  ge- 
brauchen, und  sollten  diese  wirklich  mal  nicht  zum 
Grundankauf  oder  zum  Ausleihen  reichen,  dann 
möchte  ein  Einblick  in  die  Hypothekenbücher  der 
Oberlandesgerichte  garnicht  schaden,  da  ständen  aus 
Zeiten  der  Ahnen  so  häufig  kleine  Schulden,  haupt- 
sächlich gleichfalls  von  wenigen  hundert  Talern 
eingetragen,  dass  sich  zu  deren  Abschiebung  ganz 
hübsch  die  Ablöseteile  der  Bauern  verwenden  Hessen. 
Auch  in  diesem  Falle  dürfte  die  Folge  der  General- 
kommission mehr  als  Recht  gegeben  haben,  in  dem 
Münster  der  1830er  und  1840er  Jahre  hätten  sich 
hundert  Taler  „Sümmchen“  sehr  leicht  nutzbar  an 
den  Mann  gebracht,  wären  sie  nur  dagewesen. 

Aber  wie  weit  waren  nach  verlockenden  An- 
fängen und  hartnäckigem  Sträuben  hier  schliesslich 
Zugeständnisse  von  der  entscheidenden  Berliner  Stelle 
gemacht  worden.  Vergebens  hatten  noch,  um  vor- 
zugreifen, die  Abgeordneten  der  Landgemeinden  1826 
einen  sehr  wichtigen  Gesichtspunkt  für  die  Teil- 
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Zahlung  ins  Treffen  geführt,  der  besonderer  Rücksicht- 
nahme wertU-  Beim  Eingehen  der  Heirat  nämlich 
bekam  der  angehende  Kolon  in  der  Regel  ein  mässiges 
Kapital  in  die  Hände,  welches  sich  offenbar  nicht 
besser  anlegte,  als  wenn  damit  ein  Teil  der  Prästa- 
tionen abgekauft  wurde,  um  alles  auf  einmal  tilgen 
zu  können,  dazu  aber  reichte  das  Heiratsgut  fast 
niemals.  Wie  leicht  mochte  es  sich  nun  ereignen, 
war  nur  die  Möglichkeit  der  unzertreunteu  Summe 
gegeben,  dass  dann  die  ganze  Mitgift  ohne  weiteren 
Nutzen  für  die  Stätte  dem  Koloneu  flink  durch  die 
Finger  lief.  Unbillige  Forderungen  haben  auch  die 
Bauern  nicht  aufgestellt,  ihre  Vertreter  verlangten 
nicht,  nach  und  nach  Abfindung  von  ein  paar  Hühnern 
oder  einem  Schuldschweine  oder  jeder  anderen  kleinen 
Prästation  einzeln,  sondern  ihr  Antrag  schlug  zwischen 
dem  Gesetzentwurf  der  Regierung,  der  jede  Last  für 
sich  ablösbar  machte,  und  den  Ansprüchen  der  Guts- 
herren den  Mittelweg  ein,  Getreideprästationen  und 
Zehnten  allein,  die  übrigen  Abgaben  nur  zusammen 
abzulösen. 

Es  half  nichts,  Berlin  unterwarf  sich  der  conditio 
sine  qua  non  der  beiden  Oberstände.  Ob  seit  dem 
13.  Juli  1829  der  Berechtigte  oder  der  Verpflichtete 
auf  Abfindung  provozierte,  kein  Unterschied  bestand, 
das  im  ganzen  festgesetzte  Kapital  musste  in  vier 
nacheinander  folgenden  einjährigen  Terminen  zu 


1)  Provinzial-Landtags-Akten  1826.  Fach  17,  Nr.  3,  Bd.  3. 
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gleichen  Teilen  abgetragen  werden,'  das  schlimmere 
brachten  aber  erst  die  Schlußsätze  der  in  Betracht 
kommenden  Paragraphen^).  Stand  dem  Berechtigten 
überhaupt  die  Geldentschädigung  nicht  an,  wollte 
er  auf  die  jetzt  heiss  errungene  Ivaudabfindung  los, 
so  war  der  zwar  freigestellte  Rücktritt  2)  von  der 
Provokation  nur  dadurch  abzuwenden,  indem  der 
Bauer  Kapital  in  einer  unzertrennten  Summe  anbot. 

Wo  einer  der  Hauptgründe  zu  suchen  ist,  dass 
die  eigentliche  Regulierungsgesetzgebung  bis  1850 
ein  totgeborenes  Kind  war,  erhellt  sich  zur  Genüge 
aus  diesen  Bestimmungen.  Und  weshalb  waren  diese 
so  rigoros  ausgefallen?  Einzig,  weil  der  Eine,  der 
alle  Ueberrageude,  den  zu  beherbergen  Westfalen 
stolz  war,  langsam  seine  Standesgenossen,  gegen  die 
eigene,  bessere  Ansicht  dieses  Mal,  zu  sich  herüber- 
gezogen, sie  prinzipieller  Eandabfindung  geneigt  ge- 
macht hatte.  Und  doch  wie  äusserst  dürftig,  ja  mehr 
als  oberflächlich,  bauten  sich  Steins  Prämissen  dafür 
auf.  Uebel  hatte  schon  die  Generalkommission  die 
Behauptung  zerzaust,  die  Bauern  erhielten  fast  all- 
gemein durch  die  in  Gang  befindliche  Markenteilung 
einen  verkäixflichen  Grundfond  von  30 — 150  Morgen. 
Hier  war  unsere  niemals  leise  tretende  Behörde  zu- 
hause, auf  ihrem  speziellen  Arbeitsfeld,  und  diesem 
Besserwissen  gegenüber,  durfte  der  kräftigste  Aus- 

1)  Es  handelt  sich  um  die  §§  22,  23  der  Ablöseordnung. 

2)  Das  schlimmste,  nämlich  kein  Rücktritt,  war  in  hartem 
Kampfe  schliesslich  noch  abgewehrt  worden,  siehe  weiter. 
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druck  gerade  recht  sein.  „Wahrheits widrig  ist  das 
Gerede  der  Gutsherren.“  Vorerst  sei  zunächst  einmal 
das  ganze  Markenteilungswesen  noch  in  seiner  Kind- 
heit, soweit  dagegen  sich  die  Sache  übersehen  Hesse, 
könne  unbedenklich  die  Versicherung  gegeben  werden, 
dass  nirgendwo  selbst  der  allergrösste  Bauer  mehr 

als  25  Morgen  bekommen  würde.  11  Marken  hätte 

> . 

sie  bisher  im  Münsterlande  aufgeteilt,  und  in  der 
Regel  wären  da  dem  einzelnen  Genossen  3—5  Morgen 
zugefallen,  und  die  seien  unmöglich  des  Viehes  wegen 
zu  entbehren,  weil  sonst  keine  Weide  mehr  vorhanden. 

Nichtsdestoweniger  operierten  die  um  Stein  weiter 
mit  der  „ungeheuren  Masse  der  durch  die  Gemein- 
heitsteilungen freigewordenen“  und  in  Privateigentum 
übergehenden  Eänderstrecken.  Rassen  wir  daher  jetzt 
endgültig  den  Streit,  ohne  voll  gespickte  Börse  nur 
Land  sich  auf  die  Hauptbühne,  in  das  Landeshaus 
hinüber-  und  ausspielen.  Das  dazwischenliegende 
halbe  Jahrzehnt  kann  übergangen  werden,  weil  das 
Gesetz  von  1825,  abgesehen  von  der  am  Schluss  zu 
erwähnenden  Auseinaudersetzxing  über  die  Kolonats- 
holzungen,  vorsichtig  der  peniblen  Frage  ausgewichen 
war.  Es  bedurfte  eben  undenklicher  Mühe,  um  selbst 
den  staatsrätlichen  Boden  soweit  zu  lockern,  dass 
Steins  Pläne  aufgenommen  wurden. 

Gleich  damals  (1821)  hatte  dieser  an  Herrn 
von  Schuckmann  geschrieben,  man  möchte  dort  die 
Bauernangelegenheiten  weniger  prüfen  lassen  von 
dem  zwar  „würdigen,  aber  sehr  befangenen,  und  nach 
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Beschaffenheit  seines  Gütchens  interesselosen  Ober- 
präsidenten“ 0,  als  vielmehr  von  dem  Herrn  — Dom- 
dechanten Grafen  von  Spiegel,  dem  wandlungsfähigen, 
bald  erzbischöfliche  Gnaden.  Vinckes  Uninteressiert- 
heit berührt  um  so  angenehmer,  als  sich  Stein  in 
dem  für  ihn  immerhin  erbärmlichen  Amte  eines 
Dandtagsmarschalls,  das  des  Königs  Gnade  zuguter- 
letzt ihm  zugewiesen,  sehr  an  der  Ablösesache  be- 
teiligt zeigte  2). 

Der  § 21  des  IMinisterialentwurfes  einer  Ordnung 
nun  hatte  die  gewünschte  Anwendbarkeit  der  Dand- 
entschädigung  auch  in  Westfalen  für  die  zu  Anfang 
dieses  Kapitels  näher  behandelnden  Gefälle,  den 
jährlichen  Getreideabgaben  und  den  Zehnten, 
als  dem  verliehenen  Boden  unmittelbar  entspringend 
(natürlich  nach  Ansicht  der  Berechtigten)  freigegeben, 
während  für  alle  anderen  Abgaben  und  deiilvaudemien 
in  der  Regel  nur  Kapitalabfindung  stattfindeii  sollte. 

1)  Pertz  a.  a.  O.,  Seite  601,  Bd.  5. 

2)  Bei  der  Ablösung  seiner  Cappenberg’schen  Kolonen 
Hess  sich  Stein  übrigens  auch  nur  auf  Landabfindung  ein.  Da 
bei  der  Uebergabe  des  früheren  Klosters  sich  der  Staat  ver- 
schiedene Gefälle  Vorbehalten  hatte,  dieser  also  interessiert 
war,  so  gab  es  über  die  Art  der  Ablösung  ärgerliche  Differenzen 
mit  Regierung,  Oberpräsidium,  Finanzministerium,  die  alle  zu- 
nächst nicht, sei  es  aus  bauernfreundlichen  oder  eigenen  finanziellen 
Gründen,  einer  Landentschädigung  zustimmen  wollten,  doch 
wurden  nach  Steins  Tode  die  Streitigkeiten  in  seinem  Sinne 
beigelegt.  Näheres  enthält  ein  Aktenstück  : M.  St.-A.  Nr.  884 
Die  Landabfindung  des  Ministers  vom  Stein  für  die  vormals 
Cappenbergschen  Kolonatspächte. 
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Wie  ein  Mann  erhoben  sich  gegen  die.ses  beab- 
sichtigte Novum  in  der  ganzen  bisherigen  Gesetz- 
gebung sofort  die  Bauerndeputierten,  wracker  sekun- 
diert von  den  Vertretern  der  Städte  O*  Nicht  schlecht- 
hin zwar  hatte  man  die  Dandabfindung  in  dem  Ent- 
würfe zugestanden,  vollständige  Kapitalbeschaffung 
konnte  den  Kolonus  vor  der  Verkleinerung  der  ihm 
teuer  gewordenen  Stätte  schützen.  War  aber  das 
Präventiv  von  irgendwelchem  faktischen  Werte,  wenn 
für  den  Berechtigten  jetzt  ebenfalls  das  bis  dahin 
ihm  fremde,  und  wenigstens  1821  selbst  von  Stein 
noch  nicht  begehrte,  Provokationsrecht  bei  den  in 
Frage  stehenden  Gefällen  vorgesehen  war  ? Brauchten 
doch  nur  einige  Gutsherren  in  einer  Gegend  sich 
zusammentun  und  ihren  Bauern  Getreideabgaben  und 
Zehnten  kündigen,  um  dadurch  den  Pflichtigen  jeg- 
liche anderweitige  Kreditgewährung  unmöglich  zu 
machen.  Hiess  es  in  der  Eingabe  an  den  König, 
diese  beschaffe  sich  sehr  einfach,  so  hört  man 
auf  dem  Landtage,  dass  der  Bauer  für  ein  Darlehen 
in  der  Regel  l®/o  mehr  zahlte,  denn  der  Gutsherr, 
weil  der  Gläubiger  hier  eine  grössere  Sicherheit  er- 
blickte, oder  zu  erblicken  glaubte.  Und  wer  war  der 
Kreditgeber  der  Kolonen,  nicht  der  Jude,  vor  dem 
Stein  den  lieben  Eandmann  sonst  gern  bewahrt  sah  ? 
Statt  der  früheren  unkündbaren  Rente  sollte  man 
jetzt  wählen  zwischen  diesem  selbstigen,  langsam  zu- 
schnürenden Verleiher,  dem  notwendigen  Uebel  der 
1)  Prov.-Landt.-Akten  1826.  F.  17,  Nr.  3,  Bd.  3. 
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Zeit,  oder  der  Willkür  des  Berechtigten.  Denn  ehe 
ein  westfälischer  Bauer  das  ihm  ans  Herz  gewachsene 
Krbe  zerstückele,  würde  er  alles  andere  versuchen, 
eine  harte  Bedrückung  nach  der  andern  sich  gefallen 
lassen.  Der  Gutsherr  habe  bloss  nötig,  mit  der  Aus- 
übung seines  Provokationsrechts  zu  drohen,  und  gleich 
würde  der  Pflichtige  beständige  Reallasten  hinnehmen, 
wenn  die  Sache  nicht  gar  soweit  ginge,  dass  aus  der 
erblichen  Stätte  auf  klausulierte  Art  die  Zeitpacht 
entstände.  Unmöglich  könne  der  Uandmann  noch 
seine  Bestimmung  erfüllen,  nicht  in  Ruhe  mehr  seinen 
Acker  bebauen,  keine  festen  Berechnungen  mehr 
machen,  immer  müsse  er  des  Abgrundes  gedenken, 
an  dessen  Rande  er  stehe. 

In  diesen  beweglichen  Tönen  ward  von  den 
ländlichen  Deputierten  geklagt.  Die  beiden  Ober- 
stände sollten  sich  doch  raten  lassen,  wieder  der 
eigenartigen  Verfassung  der  ihnen  allen  teueren 
Heimat  sich  erinnern,  hier  einen  Acker,  dort  eine 
Wiese  zu  haben,  sei  auch  für  den  Adel  wahrlich 
keine  Freude,  und  welche  Schwierigkeiten,  welche 
Streitigkeiten  würde  es  geben  bei  der  Wahl  der  ab- 
zutrennenden Stücke.  Der  Gutsherr  wolle  nur  guten 
Boden  und  eben  diesen  wünsche  der  Bauer  zu  be- 
halten. Für  die  wenigen  Fälle  aber,  wo  beider  Wunsch 
einmal  sich  begegne,  wo  ersterer  Rand  begehre,  was 
letzterer  gern  abtrete,  für  solche  Seltenheiten  brauche 
man  kein  Gesetz  zu  machen,  sondern  wie  bisher, 
überlasse  man  sie  ruhig  der  privaten  Vereinigung. 
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Sodann  möge  man  besonders  beachten,  dass  nach  dem 
Gesetzentwürfe  die  Landabtretung  einen  gewissen 
Grad  nicht  übersteigen  dürfe’)  und  bei  der  Ablösung 
der  alten  Himmelsgefälle  und  Dienste  überhaupt  nur 
ausnahmsweise,  auf  Wunsch  des  Verpflichteten,  ein- 
trete.  Ob  sich  angesichts  dieser  Zerbröckelung  der 
Entschädigung  die  hunderterlei  Fetzen  Landes 
an  allen  Ecken  noch  empfehlen  würden,  ob  hierdurch 
nicht  gerade  die  beklagte  „Ungemächlichkeit“  des 
bewährten  früheren  Verfahrens  eher  wachsen  würde 
das  sei  doch  von  den  Berechtigten  in  ihrem  eigenen 
Interesse  sehr  zu  überlegen,  wenn  sie  denn  nun  ein- 
mal sich  gar  nicht  in  die  bäuerliche  Denkweise  hinein- 
flnden,  nicht  verstehen  könnten,  was  für  den  Bauern 
auf  dem  Spiele  stehe,  dem  seine  Lasten  wenig,  seine 
Erwerbsquellen  dagegen  bedeutend  vermindert  werden 
sollten. 

Vergebliches  Mühen!  Die  ersten  Stände  über- 
legten nicht  mehr,  im  kolonialen  deutschen  Osten 
waren  plötzlich  Muster  und  Beispiel  gefunden,  und 

1)  Für  den  Rohertrag  der  Getreide-  und  Zehntabgaben 
sollte  sie  stattfinden,  die  Differenz  zwischen  diesem  und  dem 
Reinerträge  war  wieder  durch  eine  jährliche  Geldrente  auszu- 
gleichen, um  dadurch  zu  verhindern,  dass  „das  Erbe  der  Vor- 
fahren dem  Bauern  grösstenteils  entzogen“  wurde. 

2)  Auch  dem  Einwande,  die  Separationen  würden  darauf 
zusammenhängenden  Besitz  schaffen,  war  von  den  ländlichen 
Abgeordneten  die  richtige  Antwort  entgegengestellt:  Ja,  aber 
wie  lange  wird  es  dauern,  bis  diese  Arbeit  überall  vollendet 
sein  wird,  vielleicht  in  hundert  Jahren. 
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darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  selbst  dort  die 
Landabfiudung,  14  Jahre  nach  ihrer  gesetzliclieu 
Sanktionierung,  noch  längst  nicht  völlig  ausgeführt 
sei.  da  erwiderte  man,  die  vielleicht  besonderen 
Verhältnisse  und  Gründe  in  der  östlichen  Hälfte  der 
Monarchie  kämen  für  Westfalen  nicht  in  Betracht, 
ausgerechnet  für  die  Provinz  nicht,  in  der  die  Pflichtigen 
oftmals  mehrere  Herren  gehabt,  jetzt  abzufinden  hatten. 

Aber  dort,  wo  die  Gesetzgebungsmaschine  die 
letzten  und  bestimmenden  Schwingungen  zu  machen 
hatte,  im  Ministerium  und  Staatsrat,  verschafiten  sich 
schliesslich  zum  Glück  doch  die  überall  begründeten 
Widerreden  der  Bauernvertreter  wenigstens  eine  leise 
Resonnanz.  Teilzahlungen  in  vier  Terminen  hatte 
man  sich  aufoktroyieren  lassen,  die  gefährliche  Provo- 
kationsbefugnis war  ebenfalls  dem  Berechtigten  bei- 
gelegt, aber  danach  kamen  in  den  Paragraphen  ver- 
streut die  Hacken,  die  letzteres  Zugeständnis  wieder 
zu  paralysieren,  zum  mindesten  die  Freude  daran 
gründlich  zu  verderben  suchten.  Denn  nicht  wie 
gewollt  und  vorgesehen,  beim  Missfallen  des  einen, 
dann  sofort  ohne  weiteres  das  andere,  sondern  in  diesem 
Falle  entweder  Teilzahlung  oder  Rücktritt  von  der 
Provokation  überhaupt,  und  was  die  Hauptsache  war, 
unsere  gut  bauernfreundliche  Generalkommissiou  hatte 
bei  jeder  etwaigen  Dandabtretung  das  gewichtigste 
Wort  mitzureden,  und  zunächst  mal  sollte  sie  sich 
der  langwierigen  Arbeit  unterziehen,  distriktsweise 
festzustellen,  wieviel  Morgen  Ackergrund  zu  einer 
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bäuerlichen  Nahrung  erforderlich  und  ihr  verbleiben 
müssten*). 

Das  weitere  kennen  wir,  die  Landabfindung  hatte 
vielen  Raum  auf  dem  Papier  gewonnen,  verwandt 
worden  als  Ablösemittel  ist  sie  nicht  einmal  in  dem 
beschränkten,  vom  Gesetz  zugelassenen  Masse,  und 
nach  1830  geschah  in  der  Regulierung  wenig  oder 
nichts  mehr.  Ist  für  diese  Folgeerscheinung  sicher 
auch  nicht  das  Gesetz  von  1829,  die  Aktion  der  Guts- 
herren um  Stein  allein  verantwortlich  zu  machen, 
so  trägt  die  unglücklich  rezipierte  Idee  einer  Land- 
abtretung daran  doch  den  grössten  Teil  der  Schuld  mit. 

Nur  in  einem  Falle  mag  man  bedauern,  dass  es 
zu  einer  Naturalteilung  als  einer  unabänderlichen 
Regel  nicht  gekommen  ist,  obschon  sie  hier  schon 
von  den  Fremden  in  erster  Linie  beabsichtigt  war, 
bei  den  Kolonatsholzungen.  Unbedingtes  Eigentum 
des  Bauern  mussten  natürlich  die  zerstreut  stehenden 
Bäume  bleiben,  häufig  prächtige  Eichen,  die  schönen 
Wahrzeichen  westfälischer  Kolonate.  Die  wenigen 
Waldgründe  des  platten  Münsterlandes  aber  wären 
am  besten  den  Berechtigten  zum  grössten  Teile  zu- 
gesprochen und  als  Entschädigung  für  andere  Ver- 
bindlichkeiten aufgerechnet  worden,  anstatt  sich  die 
früheren  Aufsichtsherren  nun  mit  Drittelanteilen  oder 
meistens  gfar  einer  Geldrente  für  ihre  Rechte  zufrieden 
zu  geben  hatten  und  — soweit  sich  übersehen  lässt  — 
auch  zufrieden  gaben.  Der  hergebrachte  Genuss  an 
24,  25,  135  etc. 
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der  Mast  im  Walde  wird  die  bessere  Regelung  aus- 
geschlossen haben.  Denn  zum  Heile  ist  der  un- 
eingeschränkte Besitz  an  Holzungen  dem  Bauern  nicht 
gewesen,  nutzlos  für  sein  Anwesen  entledigte  er  sich 
bald  bei  niedrigen  Preisen  der  vorhandenen  Hoch- 
stämme, und  nach  einem  Menschenalter  konnte  der 
zur  Forstwirtschaft  geeignete  adelige  Gutsbesitzer 
für  billiges  Geld  die  verödete  Fläche  wilden  Ge- 
strüppes kaufen. 

§ J.  D/e  Verwandlung  der  Dienste. 

Es  verstand  .sich,  dass  Preussen  von  den  beiden 
im  Münsterlande  angetretenen  Erbschaften  bäuerlicher 
Gesetze  die  französische  die  angenehmere  war.  Bei 
weiterer  Ausgestaltung  der  im  ganzen  so  gut  wie  un- 
gelösten Aufgabe  bot  diese  Hinterlassenschaft  vor 
dem  radikalen  bergischen  Werke,  welches  mit  leichter 
Hand  selbst  die  begründetsten  Ansprüche  der  Gutsherren 
beiseite  geschoben  hatte,  immer  das  ^brauchbarere 
Muster  dar.  In  gleichem  Masse  aber  als  das  napoleonische 
Frankreich  rechts  des  Rheins  hatte  sicher  der  in 
langem,  mühsamem  Kampfe  gewordene  Staat  auch 
in  seinen  neuen  Besitzungen  jetzt  die  möglichst 
höchste  Zahl  von  Vergangenheitswerten  in  Rechnung 
zu  setzen,  gemäss  seinem  Wesen  und  seiner  Tradition 
durfte  er  erst  recht  nicht  bei  der  Durchführung  des 
als  notwendig  Erkannten  sich  der  schärfsten  Mittel 
bedienen.  Freie  Bauern,  gerechte  Entschädigung  dem 
Adel,  stand  auf  demselben  Blatt  geschrieben. 
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So  waren  denn  durch  das  Gesetz  vom  25.  Sep- 
tember 1820  die  Dienste  überall  wieder  hergestellt 
und  durch  das  Gesetz  von  1825  wnrden  diese  Be- 
stimmungen bestätigt,  nachdem  schon  die  Kabinetts- 
ordre vom  5.  Mai  1815  den  Kolonen  deutlich  genug 
zu  erkennen  gegeben  hatte,  dass  hier  allgemein  ein 
Rückschlag  erfolgen  würde. 

Zwar  waren  sie  nicht  in  ihrem  alten  Umfange 
wieder  eingeführt,  die  Rückwärtsrevidierung  knüpfte 
sich  an  zwei  Bedingungen,  die  Dienste  mussten  ge- 
messene, nicht  persönlicher,  sondern  dinglicher  Natur 
sein.  Also  eine  getreue  Kopierung  des  französischen 
Dekrets  vom  9.  Dezember  1811  in  diesem  Falle,  nur 
waren  damals  die  Paragraphen  rechtsverbindlich  auf 
denl  Papiere  stehen  geblieben,  gehandhabt  bekanntlich 
bei  hartnäckiger  Resistenz  der  Pflichtigen  und  der 
Scheu  der  Domänenabteilung  vor  dem  kostspieligen 
Prozesswege  nicht  worden. 

Folgerichtig  Hess  es  sich  daher  für  den  preussischen 
Gesetzgeber  nicht  vermeiden,  in  den  bloss  französisch 
gewesenen  Landesteilen  den  Bestimmungen  rück- 
wirkende Kraft  beizulegen,  während  ebenso  konse- 
queuterweise  im  früher  grossherzoglich  bergischen 
Gebiete  die  nachträgliche  Leistung  ausgeschlossen 
bleiben  sollte U-  Eine  solche  konnte  natürlich  allein 
in  einer  Geldentschädigung  bestehen  und  gefordert 
werden,  Sachverständige  hatten  den  Wert  der  nicht- 

1)  § 65  des  Gesetzes  von  1820.  § 92  bezw.  89  des  Ge- 

setzes von  1825. 
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geleisteten  Dienste  zu  ermitteln,  und  in  jedem  Jahre 
war  neben  den  laufenden  Abgaben  der  Betrag  der 
Rückstände  eines  Jahres  abzutragen,  vorausgesetzt, 
dass  der  Berechtigte  nicht  nachzuweisen  vermochte, 
der  Verpflichtete  sei  imstande,  alles  auf  einmal  oder 
doch  mehr  als  einen  Jahresbetrag  zu  leisten. 

Ganz  in  Wegfall  kam  aber  die  Nachzahlung  auch 
in  den  Departements  des  Kaiserreiches,  wenn  der 
Bauer  zum  Dienste  jedesmal  nicht  gehörig  auf- 
geboten  worden  war,  so  hatte  die  alte  münstersche 
Eigentumsordnung  verlangt  und  im  Dekrete  vom 
9.  Dezember  1811  stand  nichts  von  einer  Aufhebung 
dieser  Vorschrift.  Selbst  eine  allgemeine  Weigerung 
des  Kolonen  konnte  den  Gutsherrn  von  der  ferneren 
Fortsetzung  des  Aufgebotes  nicht  befreien*). 

Wurden  durch  diese  unterlassene  Beobachtung 
ge wissermassen  die  Kleinmütigen,  diejenigen,  welche 
sich  mit  dem  katastrophalen  Verlaufe  der  Dinge 
schnell  zufrieden  gegeben  hatten,  gestraft,  so  gingen 
andere  infolge  der  Schwierigkeit  der  Kategorieaus- 
legung über  die  wiedereingeführten  Dienste  jeder 
Entschädigung  verlustig.  Da  waren  z.  B.  32  dem 
Hause  Nordkirchen  eigenhörige  Koloneu  schon  im 
Jahre  1799  (!)  übereingekommen,  einfach  ihre  her- 


1)  Weiter  a.  a.  O.,  S.  307. 

2)  Münstersches  Staatsarchiv  Nr.  885,  Acta  betr.  die  un- 

mittelbare Beschwerde  der  gräfl.  Plettenberg’schen  Kolonen  im 
Kreise  Lüdinghausen  über  die  von  ihnen  geforderten  Dienste, 
womit sie  rückständig  verblieben. 
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gebrachten  Dienstverpflichtungen  einzustellen,  der  in 
der  Agonie  liegende  Krummstabstaat  stand  der  be- 
drängten Herrschaft  nicht  bei  und  im  späteren  Gross- 


herzogtum Berg,  wozu  nachher  ein  Teil  unserer  Re- 
bellen gehörte,  wurde  bekanntlich  die  auf  dem  Bauern- 
konventikelgetrofiene  Vorentscheidung  allgemein  „be- 
stätigt“. Preussen  aber  sagte  jetzt,  unter  Voraus- 
setzung eines  Aufgebotes  sind  im  französischen  Ge- 
biete alle,  im  bergischen  die  Rückstände  von  gemessenen 
Diensten  bis  zur  Bekanntmachung  des  Dekrets  vom 
12.  Dezember  1808  zu  begleichen.  Erstinstanzlich 
sahen  sich  daher  die  klagenden  Koloneu  in  diesem 
Sinne  verurteilt.  Danach  aber  öffnete  sich  ihnen  eine 
zweite  Tür,  nachdem  sie  vorher  noch  an  die  Gnade 
des  Königs  appelliert  hatten,  ihren  Ruin  in  düstersten 
Farben  ausgemalt  0,  und  von  der  Gutsherrschaft  in- 
folgedessen tatsächlich  auch  das  grösste  Entgegen- 
kommen, ja  der  volle  Verzicht  auf  alle  Rückstände 
erreicht  worden  war  2),  wenn  sich  die  Kolonen  nur 


auf  die  Leistungen  pro  futuro  verstehen  wollten. 
Nichts  vom  Vergleichen,  hatte  dagegen  inzwischen 


r 


1)  Minimal  wären  übrigens  auch  die  jährlich  zu  be- 
gleichenden Dienstrückstände  nicht  gewesen,  bei  einem  der 
grösseren  Kolonen  hätte  z.  B.  jede  Quote  34’/3Rtlr.  betragen. 

2)  „Dieses  Nachgeben  von  mehreren  tausend  Rtlr.  Rück- 
stände muss  selbst  den  Verklagten  als  ein  Opfer  erscheinen“, 
bemerkte  der  Oberpräsident  in  dem  Schreiben  an  den  König, 
dann  aber  später:  „ob  es  zu  erwarten  gewesen  wäre,  wenn  die 
Gutsherrschaft  vollkommen  der  Beweisbarkeit  ihrer  Klage  ver- 
trauen könnte,  mag  dahingestellt  sein“. 
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der  schlaue  Advokat  auf  seine  prozesslustigen 
Klienten  eingeredet,  ihr  erlangt  mehr,  alles,  ihr  werdet 
selbst  fürder  von  den  Diensten  frei  sein,  denn  eure 
Dienste,  welche  ihr  vor  Zeiten  aufgesteckt  habt,  waren 
— ungeinessene,  und  solche  sind  nicht  wiedereingeführt 
worden  und  für  solche  sind  nach  den  preussischen 
Gesetzen  auch  die  Rückstände  „gänzlich  nieder- 
geschlagen“. So  war’s  „wirklich“!  Die  zweite  und 
dritte  (endgültige)  Instanz  erklärten  den  Gegenbeweis 
der  gutsherrlichen  Partei  für  nicht  geführt. 

Wurde  in  diesem  und  einigen  anderen  Fällen 
zum  \ orteile  der  Bauern  entschieden,  so  lief  in  wieder 
anderen  die  Sache  ungünstig  für  die  Dienstpflichtigen 
aus.  Davon  zeugt  manche  Petition  an  den  König 
oder  den  populären  Kronprinzen,  worauf  dann  Vinckes 
schöne  Mittlertätigkeit  begann.  Verständnislos  stand 
der  Dandmann  den  oft  verzwickten  Auslegungen 
gegenüber,  welche  ein  Blick  auf  den  glücklicheren 
Nachbarn  nur  noch  schmerzlicher  empfinden  liess. 
Neue,  fasslichere  Belehrungen  wurden  ihm  zuteil, 
und  an  die  Adresse  des  Gutsherrn  richtete  sich  die 
warme  Bitte,  den  Bogen  im  eigenen  Interesse  nicht 
zu  überspannen,  durch  die  rücksichtslose  Eintreibung 
der  zuerkannten  Rückstände  den  Pflichtigen  nicht  der 
Verarmung,  der  Subhastation  zuzutreiben,  und,  wo 
es  angebracht,  einer  leidigen  Angelegenheit  vorteil- 
haft war,  da  liess  der  wackere  Präsident  einen  Strahl 
der  königlichen  Huldsonne  in  dem  Bettelbriefe  für 
seine  teuren  Bauern  aufleuchten:  „Ganz  besonders 
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wird  es  mich  erfreuen,  Sr.  Maj.  Ihre  bereitwillige  Er- 
füllung des  auch  Allerhöchsten  Wunsches  vortragen  zu 
können“. 

Nun  wissen  wir,  waren  die  Dienste  früher  mässig 
gefordert  worden,  nur  ein  geringer  Teil  hatte  bei  der 
grossen  Zahl  der  Pflichtigen  und  dem  Fehlen  jeder 
weitläufigen  Oekonomie  wirklich  gebraucht  werden 
können.  Gern  nahm  daher  der  Obereigentumsherr 
statt  der  Dienste  ein  billiges  Entgelt,  und  was  er 
hier  nachgab,  fand  sich  beim  Sterbfall  und  Gewinn 
wieder.  Lästige,  drückende  Leistungen  von  3—4, 
gar  5 Arbeitstagen  die  Woche  kannte  man  wie  im 
ganzen  Westen  in  Westfalen  überhaupt  nicht.  Auf 
15— 20  Tage  in  der  Regel  jährlich  beschränkten  sich 
die  Dienste  derjenigen  Kolonen,  welche  die  Geldent- 
schädigung hierfür  nicht  wählen  wollten  oder  konnten. 
Aus  diesem  Grunde  kam  der  für  östliche  Verhält- 
hältnisse  zutreffende  gewaltige  Vorteil  einer  starken 
Reduzierung  von  Knechten  und  Zugvieh  bei  der  Ab- 
findung für  unsere  Pflichtigen  nicht  in  Betracht,  und 
deshalb  dürfe,  sagten  die  Vertreter  der  Landge- 
meinden*), als  ein  gerechter  Maßstab  zu  der 'im  Ge- 
setz allgemein  beabsichtigten  Geldverwandlung  der 
wiederhergestellten  Dienste  allein  das  früher  gezahlte 
Dienstgeld  dienen. 

Damit  aber  klaffte  gleich  wieder  der  Gegensatz 
zwischen  den  beiden,  Oberständen  und  den  Depu- 

1)  Westfälische  Prov.-Landtags-Akten  1826,  Fach  17,  Nr.  1, 
Bd.  1 und  Fach  17,  Nr.  3,  Bd.  3. 
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tierten  der  Städte  und  Bauern  auf,  nach  der  Land- 
abtretung bildete  die  Verwandlung  der  Dienste  den 
andern  Zankapfel  auf  dem  Provinziallandtage.  Die 
Herren  glaubten  an  dieser  Stelle  jetzt  die  willkommene 
Entschädigung  für  das,  was  sie  an  aufgehobenen 
Rechten  verloren  hatten  i),  gefunden  zu  haben,  auf 
einmal  hielten  sie  die  Dienstpflicht  für  eine  der 
schädlichsten  und  „die  Wirtschaftsordnung  des  Ver- 
pflichteten am  meisten  störende  Obliegenheit“,  um 
darauf  allerdings  einige  Zeilen  weiter  von  dem  grossen 
„Schlendrian“  zu  sprechen,  womit  sie  geleistet  wurde. 
Unter  keinen  Um.ständen  aber  Hessen  sich  die  bisher 
üblichen  Redimierungspreise  von  10  — höchstens 
12  Rtlr.  jährlich  für  einen  vierspännigen  Wochen- 
spann bei  der  Verwandlung  zugrunde  legen.  Nur 
gegen  vollständigen  Ersatz,  den  wahren  Wert  dürfe 
der  Berechtigte  gezwungen  werden,  die  Dienste  auf- 
zugeben. 

]\Ian  merkt,  weshalb  sie  auch  in  Westfalen  über 
Nacht  „drückende“  geworden  waren.  Die  Bauern 
dagegen  drohten,  diesen  unerhörten  Ansprüchen  gegen- 
über bliebe  ihnen  nichts  anderes  übrig,  als  die  Dienste 
in  natura  zu  verrichten,  wohl  wissend,  dass  gerade 
die  Berechtigten  sich  dafür  bestens  bedanken  würden. 
Die  persönliche  Freiheit  könne  hierdurch  nicht  leiden, 
da  ja  die  Leibeigenschaft  aufgehoben  sei  und  Ueber- 

1)  Der  anfänglich  behauptete  Verlust  von  mindestens  der 
Hälfte  ihrer  früheren  Einnahmen  hatte  sich  inzwischen  weiter 
zu  ihren  Gunsten  verschoben;  er  betrug  nur  noch  Vs- 


fluss  an  Zeit  hatten  bekanntlich  unsere  früheren  Laiid- 
leute  stets,  keinen  an  Geld.  Man  würde  schon  lernen, 
Beschäftigung  für  sie  zu  finden,  drang  es  von  der 
Gegenseite  höhnend  zurück. 

Nachdem  wir  gesehen  haben,  wie  sich  auch 
der  grosse  Reformer  dem  Ablösungswerke  überaus 
hindernd  in  den  Weg  stellte,  muss  hier  aber  aus- 
drücklich bemerkt  werden,  dass  in  diesem  Falle 
Stein  die  Forderungen  der  Gutsherren  „überspannt 
schienen“  U-  Hatte  er  die  Landabtretung  aus  dem 
Osten  mitgebracht,  so  nahmen  seine  Standesgenossen, 
diesesmal  aus  eigenem,  die  Dienstverfassung  dort  her. 
Gleicher  Ansicht  mit  Stein  fand  sich  jedoch  niemand 
auf  den  Herrenbänken,  und  den  offenen  Uebergang 
vollzog  auch  er  nicht,  wie  immer,  Hess  sich  zwischen 
den  Parteien  keine  verbindende  Brücke  schlagen. 
Noch  hatten  die  ländlichen  Deputierten  in  Vorschlag 
gebracht,  dass,  falls  der  Verpflichtete  auf  Rentver- 
wandlung  antrüge,  alsdann  zwei  Reichstaler  mehr 
auf  das  vor  Einführung  der  fremden  Gesetze  übliche 
Dienstgeld  für  einen  vierspännigen  Wochenspann  ge- 
geben werden  sollten.  Auf  diese  Weise  sei  den 
Kolonen  das  Recht  zur  Verwandlung  beschwerlicher 
gemacht,  das  Interesse  der  wenigen  Gutsherren, 
welchen  an  Erhaltung  einiger  Dienste  in  natura  ge- 
legen sein  müsse,  gewahrt. 

1)  Stein  an  Rochow  (Febr.  1827);  Pertz  a.  a.  O.,  Bd.  6 
1.  Teil,  S.  373. 
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Vergegenwärtigen  wir  uns  wieder  den  bloss  be- 
gutachtenden Charakter  der  Provinziallandtage ! Die 
von  der  Regierung  selbständig,  ohne  Beirat  getroffene 
Lösung  in  der  Ablöseordnung  von  1829  konnte  unter 
Voraussetzung  der  begehrlichen  Ansprüche  wohl  be- 
friedigen, förderte  sie  die  beabsichtigte  Rentver- 
waudlung  auf  gesetzlicher  Grundlage  zunächst  keines- 
wegs, schaden  tat  sie  ebenfalls  nicht.  Beide  Teile 
erhielten  die  Provokationsbefugnis  i),  trug  der  Be- 
rechtigte auf  Geldrente  2)  an,  so  waren  die  Dienste 
imch  dem  Durchschnitt  der  Reluitiouspreise,  welche 
in  der  Zeit  von  1/98 — 1808  in  der  Gegend  wirklich 
vorgekommeu,  anzunehmen,  geschah  der  Antrag  da- 
gegen vom  Verpflichteten  aus,  dann  sollten  die  Dienste 
nach  dem  wahren  Wert  „für  welchen  die  zu  fordernde 
Arbeit  an  dem  Orte  für  Geld  zu  beschaffen  ist“  ab- 
geschätzt werden.  Von  den  ortsüblichen  Tage-  und 
Fuhrlohnsätzen  war  jedoch  1/2  bis  3/5  abzusetzen,  „in 
welchem  Rückschlag  der  Wert  der  Gegenleistung  3) 
begriffen  ist“.  Natürlich  hüteten  sich  die  Bauern  zu 
provozieren,  ihrem  Wunsche  gemäss,  unter  Zugruud- 
legung  des  alten  Dienstgeldes  besorgten  es  aber  nach 
einigem  Abwarten  ihre  ehemaligen  Gruudherren.  Bis 
zum  Jahre  1849  inklusive  waren  durch  Vermittelunof 
der  Generalkommission  im  Regierungsbezirke  Münster 


1)  § 84  a und  b. 

2)  Der  25  fache  Betrag  einer  solchen  prästierte 
überall  — die  vollständige  Abfindung. 

3)  Z.  B.  die  Nahrung  am  Diensttage. 
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17870  Spann-  und  18287  Handdiensttage  aufge- 
hoben ’)• 

Nicht  inbegriffen  hierin  sind  die  dem  Fiskus 
zustehenden  Dienste.  Er  löste  schnell  zu  äusserst 
minimalen  Sätzen,  in  der  Regel  8 Rtlr.  jährlich  für 
den  vierspännigen  Wochenspann,  durch  die  Regierung 
selbst  ab,  und  im  Gesetze  hatte  daher  die  besondere 
Klausel  eingeschoben  werden  müssen,  dass  bei  distrikts- 
weiser Festlegung  der  Redimierungspreise  auf  die 
niedrigen  bei  den  Domänen  keine  Rücksicht  genommen 
werden  dürfe. 

Wie  aber  selbst  die  milde  Praxis  in  vereinzelten 
Fällen  doch  noch  hart  empfunden  werden  konnte, 
davon  mag  zum  Schlüsse  aus  dem  Wust  von  Bitt- 
schreiben 2)  ein  höchst  amüsantes  zeugen.  Ungefähr 
52  Handdienste  im  Jahre  hatte  unser  Bittsteller  in 
dem  eingezogenen  Kloster  Marienfeld  verrichtet, 
und  von  ganzem  Herzen  sehnte  er  sich  nach  den 
Fleischtöpfen  Aegyptens  zurück.  Denn  „herrlich“ 
ward  er  am  Diensttage  beköstigt  worden,  5 grosse 
Mass  Bier  im  Sommer,  2 zu  Winterszeit,  hatte  er  er- 

1)  Pfeffer  von  Salomon : Die  Königliche  Generalkommission 
zu  Münster,  S.  363.  In  „Beiträge  zur  Geschichte  des  westfäl. 
Bauernstandes".  Im  Aufträge  des  westfäl.  Bauernvereins  heraus- 
gegeben. Berlin  1912.  Zum  Vergleiche  seien  die  entsprechenden 
Zahlen  nach  1850  beigefügt:  27827  Spanndiensttage,  54990 
Handdiensttage.  Vollständig  sind  übrigens  die  Zahlen  nicht, 
siehe  weiter. 

2)  M.  St.-A.  Oberpräsidium  Nr.  827.  Allgem.  Domänen- 
angelegenheiten im  Reg.-Bez.  Münster. 
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halten,  worauf  ^der  Herr  Prälat  selbst  achtete“.  War 
nach  kaum  siebenstündiger  Arbeitsdauer  der  Heim- 
marsch angetreten,  so  barg  sein  Kittel  „3  Pfund  Brot, 
1 Pfund  Speck  oder  Fleisch,  V2  Pfund  guten  hol- 
ländischen Käse,  V4  Pfund  Butter“  für  die  hilfsbedürftige 
Familie.  Nun  sollte  der  alte  Haudfröhner  jährlich 
über  3Rtlr.  oder  auf  einmal  SORtlr.  an  die  Regierung 
zahlen.  Welch  schlechten  Tausch  er  da  gemacht 
habe,  bei  einem  Verdienst  von  höchstens  2 Silber- 
groschen im  Taglohue  des  Bauern,  das  würde  der 
gute  Präsident  ganz  verstehen  können.  Vielleicht 
Hesse  sich  die  empfangene  Gegenleistung  noch  mehr 
berücksichtigen,  bemerkte  eine  Vincke’sche  Rand- 
glosse den  Dezernenten  gegenüber. 

Verschwiegen  darf  endlich  nicht  werden,  dass 
sich  die  dienstpflichtigen  Kolonen  sogar  der  Fäl- 
schungen bedienten,  um  der  Redimierung  enthoben  zu 
sein!).  Ein  vergilbtes  Blättleiu  ward  vorgezeigt, 
wonach  sie  auf  Grund  besonderer  Vergünstigung  von 
den  in  Frage  stehenden  Teistungen  befreit  gewesen 
waren. 

§ 4.  Der  Heim  fall. 

Wiederholt  und  eindringlich,  fast  unaufhörlich, 
hatte  Vincke  im  Ministerium  darauf  gedrungen,  den 

1)  Vor  allem  geschah  es  von  früheren  Klosterbauern,  und 
hier  fiel  ja  die  Nachprüfung  besonders  schwierig.  „Den  nament- 
lich benannten  Eltern  mochten  die  behaupteten  Begünstigungen 
erteilt  sein,  nicht  aber  den  Auffolgern“,  bemerkte  die  Regierung. 
M.  St.-A.  Nr.  887. 
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ebenso  lästigen  wie  schädlichen  Ballast  vergangener 
Zeiten  hinter  sich  zu  werfen,  den  Heimfall  gänzlich 
aufzuheben.  Doch  stellte  sich  diesem  sehr  begründeten 
Verlangen  die  ganze  Zeitperiode  hemmend  entgegen, 
ängstlich  vermied  man  auch  nur  den  kleinsten  Schritt 
über  die  von  den  Fremden  innegehalteuen  Grenzen 
hinauszutun,  und  für  die  Gesetzgebung  bedurfte  es 
erst  des  Anstosses  von  1848,  um  Vinckes  Idee  zu 
realisieren.  Aber  während  in  Berlin  „die  weitere 
Entscheidung  Vorbehalten  blieb“,  ward  von  der  Recht- 
sprechung im  weitläufigen  Prozesswege  dem  überlebten 
Rechtstitel  der  Garaus  gemacht,  jeder  schmerzende 
Stachel  ihm  genommen. 

Werden  wir  uns  zunächst  über  den  Begriff  des 
Heimfalles  klar.  Man  hat  ihn  wohl  dem  staatlichen 
Successionsrechte  gleich  erachten  wollen,  allein  der 
Unterschied  ist  ein  vollständiger.  Dem  Staate  fällt 
bekanntlich  eine  Verlassenschaft  zu,  falls  der  Erb- 
lasser gar  keine  Blutsverwandten  hinterlässt,  kein 
Testament  gemacht  hat,  das  Heimfallsrecht  des  Guts- 
herrn dagegen  trat  ein,  wenn  der  Kolon  keine  zur 
Auflassung  geeigneten  Erben  hinterliess.  Unge- 
eignete Erben  aber  konnten  die  eigenen  Kinder  sein ; 
standen  sie  nämlich  nicht  mehr  in  dem  besonderen 
Unterwürfigkeitsverhältnisse  zu  dem  Grundherrn, 
hatten  sie  sich  freigekauft  * ),  auf  ein  anderes  Kolonat 
verheiratet,  so  schied  die  Nachfolge  auf  der  elter- 

1)  Münst.  Eig.-Ordn.,  4.  Teil,  Tit.  3 und  2.  Teil,  Tit.  9.  — 
Weiter  a.  a.  O.,  S.  325. 
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licheu  Stätte  damit  für  sie  aus.  Das  Gut  fiel  heim. 
Tritt  ferner  der  Staat  eiu  herrenloses  Erbe  an,  erbt 
er  wie  jeder  andere  mit  dem  Vermögen  zugleich  alle 
Schulden,  auch  dieses  war  beim  Heimfalle  nicht  der 
Fall,  der  Grundherr  hatte  sich  darum  beim  Einziehen 
des  Anwesens  nicht  zu  kümmern,  vorausgesetzt,  dass 
er  nicht  ausdrücklich  die  Aufnahme  eines  Kapitals 
zum  Nutzen  des  Gutes  bewilligt  hatte. 

Im  alten  Umfange  nun  war  von  Preussen  das 
Heimfallsrecht  beibehalten  worden,  „solange  ein 
solches“,  bestimmte  das  Gesetz  von  1825*),  „unab- 
gelöst  besteht,  wird  das  demselben  unterworfene  Grund- 
stück nach  denjenigen  Grundsätzen  vererbt,  welche 
daselbst  vor  Einführung  der  fremden  Gesetze  be- 
bestanden“. Ueber  die  Art  der  Ablösung  sagte  das 
angeführte  Gesetz  wie  an  den  wenigsten  Stellen  auch 
an  dieser  nichts.  Jährlich  2 o/o  vom  Reinerträge  des 
Guts  hatte  nach  dem  kurzlebigen  Gesetze  von  1820 
die  Ablösungsrente  in  den  ehemals  bergischen  Landes- 
teilen betragen  sollen  2).  Sie  mochte  als  billige  Quote 
der  in  Berg  gewählten  Erhöhung  der  unverändert 
gelassenen  jährlichen  Abgaben  um  */g  resp.  ’/g,  */io 
für  die  Sterb-Erbgewinu-  und  Heimfalle,  welche  alle 
zusammen  in  einen  Topf  geworfen  waren,  noch  eben 
entsprechen.  In  hohem  Masse  ungerecht  war  es 
angesichts  dieser  vorgenommenen  Revision,  dass  da- 
mals in  den  französisch  gewesenen  Landesteilen  der 


1)  § 24  Nr.  939  und  § 23  Nr.  940. 

2)  § 52. 
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Ablösungsmodus  für  die  Tilgung  des  Heimfalles  un- 
besehen aus  dem  Dekrete  vom  9.  Dezember  herüber- 
genommen wurde.  Wir  erinnern  uns,  der  Gutsherr 
erhielt  den  fünften  Teil  des  Taxwertes  der  ver- 
pflichteten Stätte  als  Kapitalentschädigung,  welcher 
Betrag  ihm  bis  zur  Abzahlung  mit  4®/o  zu  verzinsen 
war  *).  Man  hat  die  harte  Bestimmung  gern  als  eine 
irrtümliche  hinstellen  wollen,  „die  Juristen  sind  in 
der  Regel  keine  grossen  Helden  im  Rechnen“,  hiess 
es  auf  dem  Proviuziallandtage  2),  der  französische 
Gesetzgeber  sei  sich  nicht  bewusst  gewesen,  dass  er 
a^f  diese  Weise,  durch  den  Zinsenauflauf  dem  Guts- 
herrn sogar  nach  hundert  Jahren  einen  mehrfachen 
Taxwert  des  ganzen  Kolonates  in  die  Hände  spiele, 
dass  aber  im  Durchschnitt  gerechnet  alle  Kolonate 
mit  dem  Ablaufe  des  hundertsten  Jahres  heimfielen, 
könne  doch  unmöglich  behauptet  werden.  Auch  Vincke 
sprach  von  der  „unglücklichen  französischen  Be- 
stimmung des  Heimfalles,  die  auf  einem  Missver- 
ständnis beruhe“  3).  Ob  die  Annahme  berechtigt  war, 
dürfte  schwer  zu  entscheiden  sein.  Die  Ablösungs- 
ordnung von  1829  brachte  darauf  glücklich  hinsicht- 
lich des  Heimfalles  die  ehemals  französischen  Kolonen 
mit  den  bergischen  unter  einen  Hut.  Es  blieb  bei 
der  20/oigen  Rente  vom  Reinerträge,  „steht  jedoch 
das  belastete  Gut  nur  noch  auf  vier  Augen,  so  hat 

1)  § 90  des  franz.  Gesetzes;  § 53  des  preuss. 

2)  W.  Pr.  L.  Akten  1826,  Fach  17,  Nr.  1,  Bd.  1. 

3)  Oberpräsidium,  Regulierung  etc.,  Fach  31,  Nr.  1. 
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der  Berechtigte  die  Befugnis,  die  Ablösung  des  Heiin- 
fallrechts  zu  verweigern“,  lautete  der  Schlussatz  i). 

Suchten  sich  die  Bauern  jetzt  möglichst  schnell 
gegen  die  niässige  Entschädigung  aus  dem  Zustande 
der  Ungewissheit  zu  befreien?  Keineswegs!  Sondern 
zur  Umgehung  des  Gesetzes  wurde,  wie  die  getreuen 
Stände  2 Jahre  später  an  den  König  berichteten  2), 
jedes  Mittel  ergriffen.  Im  sittenstrengen  Westfalen 
gab  es  auf  einmal  — „unnatürliche  Ehen“  in  Hülle 
und  Fülle,  worüber  Vater  Staat  sich  nun  eigentlich 
nicht  zu  sehr  entsetzen  brauchte,  denn  wenn  wirk- 
lich „unnatürliche  Ehen“  stattfanden,  so  wurden  ^e 
geschlossen,  um  gesunde  und  zahlreiche  Nachkommen- 
schaft hervorzubringen. 

Als  hergebrachtes  war  das  Heimfallsrecht  bei- 
behalten, nicht  als  ein  neues  wieder  eingeführt,  in- 
folgedessen konnte  es  sich  nur  auf  das  Erlöschen 
der  alten  Familie,  derjenigen  Familie  beziehen,  welche 
bis  zur  Verkündigung  der  fremden  Gesetze  successions- 
berechtigt  gewesen  war.  Wie  aber  schützte  sich  der 
Grundherr,  falls  es  dem  ehemaligen  Untertanen  ein- 
fiel, seine  Stätte  zu  verkaufeu?  War  der  Bauer  doch 
als  freier  Eigentümer  erklärt  und  bestätigt  worden. 
Alles,  was  der  frühere  Herr  in  dem  Falle  tun  konnte, 
bestand  in  der  Führung  eines  Stammbaumes  3),  worauf 
er  gewissenhaft  Eeid  und  Freud  des  abgezogenen 

1)  § 75. 

2)  Westf.  Pr.  L.  Akten,  3.  Session,  1831,  Fach  19,  Nr.l,  Bd.3. 

3)  W.  Pr.  L.  A.  F.  19,  Nr.  1,  Bd.  3. 


1 

^ _ 101  — 

j 

! Kolonen  eintragen  musste.  Man  male  sich  einmal 

^ die  schwierige  Forschertätigkeit  aus;  mit  den  vielen 

Iaus  den  östlichen  Provinzen  fanden  auch  vereinzelte, 
münsterländische  Bauern  in  der  ersten  Hälfte  des 

119.  Jahrhunderts  den  Weg  über  das  grosse  Wasser*). 

Es  blieb  abzuwarten,  wie  die  oberste  Judikatur 
die  iVufrechterhaltung  des  Heimfalles  in  seinem  alten 
Umfange  interpretieren  würde.  Hatten  sich  die 
niederen  Instanzen  an  den  einen  Paragraphen  ge- 
klammert, so  sagte  das  geheime  Obertribunal:  nein, 
das  ganze  Gesetz  von  1825  ist  unverwandt  im  Auge 
zu  behalten 2).  Die  Aussteuer  schliesse  die  verheiratete 

I'  Tochter  nicht  von  der  Succession  des  ohne  männ- 

liche Nachkommenschaft  verstorbenen  Vaters  aus, 
I denn  wo  sei  der  fiüher  erforderliche  Konsens  des  Guts- 

i herrn  zu  der  Heirat,  wo  das  spezielle  Unterwürfig- 

I keitsverhältnis,  worauf  die  Auffolge  in  erster  Linie, 

I vor  der  Blutsverwandtschaft,  gegründet  gewesen  sei, 

bestimme  nicht  § 4 des  Gesetzes:  die  Leibeigenschaft 
' mitihrenFolgenist  und  bleibt  aufgehoben  ? Der 

I Bauer  sei  frei,  besitze  vollkommene  Rechtsfähigkeit, 

I 1)  Münst.  St. -Archiv  Nr.  181.  Auswanderungen  nach  Amerika 

iä 

I aus  dem  Regierungsbezirke  Münster. 

I 2)  Ich  entnehme  die  interessante  Begründung  dem  Urteile 

Ides  Geh.  Obertribunals  zu  Berlin  i.  S.  des  Kolonen  Jürgen 
Heinrich  Blase  zu  Niederjöllenbeck  wider  den  Kammerherrn 
, von  dem  Busche-Hunnefeld  vom  28.  Juni  1839.  Das  Urteil  be- 

I findet  sich  in  beglaubigter  Abschrift  b.  d.  Akten  der  General- 

d kommission.  — Das  Heimfallsrecht  in  Minden-Ravensberg  stimmte 

( mit  dem  im  Fürstbistume  Münster  überein. 
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dürfe  sein  Gut  verkaufen,  belasten,  und  wenn  er  wolle, 
sogar  das  Kind  eines  Freundes  ausstatten.  Sei  es 
da  aber  nicht  widersinnig,  wenn  er  es  der  eigenen 
Tochter  gegenüber  nicht  ohne  die  Gefahr  tun  könne, 
ihr  dadurch  den  Verlust  seines  Hofes  selbst  zu  be- 
reiten? Dem  § 23  Hesse  sich  nur  soviel  Spielraum 
einräumen,  als  sich  neben  der  aufgehobenen  Deibeigen- 
schaft  für  ihn  finde,  nur  auf  diesem  Wege  bleibe 
das  Gesetz  auch  frei  von  der  allzu  einschneidendsten 
Dissonanz.  Damit  war  der  Heimfall,  so  wie  er  einstens 
bestanden  hatte,  in  seiner  Wurzel  getroffen.  Er  war 
jetzt  gleich  dem  staatlichen  Successionsrechte,  aller- 
dings zu  gunsten  des  ehemaligen  Grundherrn. 

„Erst  wägen,  dann  wagen“  lautet  ein  alter  Bauern- 
spruch. Die  Zeitläufte  bis  1848  straften  diesen  Spruch 
nicht  Lügen,  hie.ss  doch  § 2 des  Gesetzes  von  1850: 
Der  Heimfall  ist  vollständig  und  entschädigungslos 
aufgehoben. 


« 
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Kapitel  IV. 

Die  unbeabsichtigte  Einführung  der  östlichen 
Gemeinheitsteilungsordnung  von  1821  und  ihre 
Wirkung  im  Münsterlande. 

Seit  dem  18.  Jahrhundert  galt  bei  den  Kameralisten 
der  gemeinschaftliche  Besitz,  diese  Grundfeste  jahr- 
hundertelanger Wirtschaftsweise,  im  höchsten  Masse 
als  irrationell  und  kulturschädlich.  In  ihm  war,  nach 
der  augenscheinlichen  Aussaugung  des  Bodens,  eine 
der  Hauptgründe  mit  für  die  Indolenz  und  Armut  des 
Landwirts  entdeckt,  ihm  die  Verelendung  der  Vieh- 
rassen zur  Last  gelegt').  Der  daher  nicht  mehr  ver- 
stummen wollende  Ruf  nach  einer  Aufteilung  unter  die 
einzelnen  Berechtigten  fand  im  Staate  Friedrichs  des 
Grossen  den  günstigen  Resonanzboden  vor,  allen 
anderen  deutschen  Ländern  voran,  wie  immer,  wenn 

1)  Quellen  s.  Roscher-Dade,  a.  a.  O.,  S.  350  ff.  u.  von  der 
Goltz:  Geschichte  der  deutschen  Landwirtschaft,  Stuttgart  und 
Berlin  1902,  S.  409  ff.  — Für  unser  Gebiet  insbesondere  ver- 
weise ich  auf  Johann  Nepomuk  von  Schwerz,  den  besten  Kenner 
westfälischer  Zustände,  in  dem  kurz  vor  seinem  Tode  herausge- 
gebenen Buche:  Beschreibung  der  Landwirtschaft  in  Westfalen 
und  Rheinpreussen,  Stuttg.  1836,  geht  die  Schädlichkeit  der  Ge- 
meinheiten wie  ein  roter  Faden  hindurch. 
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es  sich  um  Lösung  eiuer  in  gewohntes  Leben  tief 
einschneidenden  Aufgabe  handelte,  wurde  zuerst  in 
Preussen  die  „Aufhebung  der  Kommunion“  in  grossem 
Stil  in  Angriff  genommen  i).  Der  grosszügig  gemachte 
Versuch  übertrug  sich  von  dem  neu  erworbenen 
schlesischen  Gebiete  nach  den  westfälischen  Enklaven, 
nach  Mark  und  Minden-Ravensberg,  und  von  hier 
aus  brachen  die  Teilungen  sich  Bahn  in  die  kur- 
kölnischen Lande  hinein,  und,  wenngleich  sehr  ver- 
einzelt, auch  in  die  benachbarten  Fürstentümer. 

In  unserem  Münsterlande  war,  zeitlich  sogar  noch 
vor  dem  preussischen  Edikte,  schon  1763  eine  Marken- 
teilungsordnung ergangen^),  die  indes  hauptsächlich 
nur  die  Neubauern  berücksichtigte,  diesen  die  be- 
gehrte Teilnahme  an  dem  gemeinschaftlichen  Besitz 
durch  sogenauute  Zuschläge  ermöglichen  sollte,  denn 
nehmen  wir  es  vorweg,  die  münsterländischen  Marken 
gehörten  in  der  Regel  nicht  den  Kommunen,  sondern 
sie  sind  als  das  „Privat-Gesamt-Eigentum  mehrerer 
Interessenten^)“  (wozu  in  einzelnen  Fällen  auch 

1)  Durch  das  grundlegende  Edikt  von  1771.  Von  einer 
imAllgäu  bereits  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  vorgenommenen 
Aufteilung  einer  Gemeinheit  darf  abgesehen  werden,  da  sie  nur 
rein  lokale  Bedeutung  hatte. 

2)  Scotti,  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen,  welche 
in  dem  Erbfürstentume  Münster  ergangen  sind.  II.  Nr.  434. 

3)  Vincke  in  einem  Berichte  an  den  Staatskanzler  vom 
21.  Nov.  1815,  M.  St.-A.  170.  Betr.  der  unter  franz.  Herrschaft  ver- 
kauften Marken  und  Gemeinheitsgründe  im  Münsterschen. 
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Kommunen  gehören  konnten)  zu  betrachten.  Zu 
einer  eigentlichen,  vollständig  durchgeführten  Teilung 
ist  es  dagegen  in  fürstbischöflicher  Zeit  hier  nicht 
gekommen  *). 

Während  der  Fremdherrschaft  darauf  wurde  an 
manchen  Stellen  dem  Gemeingute  übel  mitgespielt, 
willkürlich  waren  Markengründe  verkauft  worden, 
ohne  dass  auch  nur  den  berechtigten  Genossen  eine 
Entschädigung  gewährt  ward  2),  doch  stellte  sich  bei 
längerer  und  genauerer  Uebersicht  der  Schaden  ge- 
ringer herans,  als  es  der  preussischen  Regierungs- 
kommission nach  der  endgültigen  Besitznahme  zunächst 
creschienen  hatte.  Wohl  Hessen  sich  in  den  Zwerg- 

ö 

gebilden  staatsmännischer  Angenblickslaune  hänfig 
Spuren  verdunkelter,  eigenmächtiger  Markenver- 
äusserungen  verfolgen,  wohl  hatten  der  eine  und  der 
andere  der  kleinen  Fürsten  am  Gemeinbesitze  für 

1)  Philippi  a.  a.  O.,  S.57,  Note  1.  weist  hierfür  auf  den  Be- 
richt des  Rates  Hoffbauer  hin.  (M.  St.-A.  A.  N.  Z.  General- 
Kommission,  Generalia  14.) 

2)  Bericht  der  Regierungskommission  an  Vincke  vom 
26.  Juni  1815,  M.  St.-A.  170.  „Täglich  werden  noch  mehr  ver- 
heimlichte. von  dem  Herzog  von  . . . einseitig  verkaufte  Marken- 
grundstücke entdeckt.“  Ein  ander  Mal:  „Die  Fürsten  von  . . . 
haben  zur  Zeit  ihrer  Suveränität  Markenveräusserungen  bloss 
zu 'ihrem  Nutzen  vorgenommen“,  und  Vincke  an  den  Staats- 
kanzler (Nov.  1815):  „Die  fürstlichen  Markenrichter  haben,  als 
sie  Herrscher  waren,  die  anderen  Interessenten  durch  sehr  be- 
deutende und  eigenmächtige  Verkäufe  und  Vererbpachtungen 
der  besten  Markengründe  geschädigt.“ 


drückende,  militärische  Lasten  sich  schadlos  zu  halten 
versucht  1),  aber  man  musste  sich  billigerweise  doch 
davon  überzeugen,  dass  alle  diese  widerrechtlichen 
Veräusserungen  sich  meistens  im  mässigen  Rahmen 
gehalten  hatten,  und  dass  sie  iii  erster  Liuie  das 
Schuldkonto  der  hochfürstlichen  Beamten,  der  sub- 
stituierten Markenrichter,  beschwerten  2),  Dazu  wurde 
es  bald  offenbar,  dass  in  wieder  anderen  Gebieten, 
wo  sie  es  nur  vermochten,  auch  die  Märker  selbst 
sich  gut  auf  die  Rollenvertauschung  verstanden  hatten, 
unter  Führung  der  Herren  Maires  waren  von  den 
Marken  mindere  oder  grössere  Absplisse  verkauft 
worden  3),  gleichfalls  ohne  sich  den  Deut  um  her- 
gebrachte Gerechtsame  der  Markenrichter  zu  kümmern, 
ob  dieses  nun  die  alten  Grundherren,  mit  denen  man 
wegen  zweifelhaft  aufgehobener  Lasten  im  Streite 
lag,  oder  ob  es  aufgedrungeue,  im  Bischofsländchen 
entschädigte  Fürsten  waren. 

Hier,  in  dem  gespannten,  leidigen  Verhältnisse 
zwischen  der  Regierungskommission  und  den  Mediati- 
sierten  barg  bei  der  Ueberleitung  das  Markenrichter- 

1)  M.  St.-A.  170. 

2)  Aus  einem  späteren  Berichte:  „Der  Herzog  von  ... 

ist  jetzt  völlig  von  der  Unrechtlichkeit  seines  Bevollmächtigten 
überzeugt,  dass  er  ihn  sofort  entlassen  hat.  Der  Vorwurf:  heim- 
lich Grundstücke  von  der  Mark  veräussert  zu  haben,  welchen 
die  Regierungskommission gemacht  hat,  ist  daher  in  so- 

fern völlig  gegründet,  als  der  Mandant  die  facta  seines  Manda- 
tarii,  der  in  seinem  Namen  handelt,  vertreten  muss.“ 

3)  M.  St.-A.  170. 
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tum  uuii  als  solches  sofort  wieder  flackernden  Zünd- 
stoff. Die  vorgekommenen  Veruntreuungen  und 
Benachteiligungen  anderer  Interessenten,  auf  Grund 
wessen  Entschuldigungstitels  sie  auch  immer  geschehen 
sein  mochten,  mussten  natürlich  bei  den  preussischen 
Beamten  gleich  den  Wunsch  nach  einer  Offenlegung 
der  Karten  rege  werden  lassen.  Verkäufe  zu  leiten, 
Protokolle  zu  führen,  war  Recht  und  Pflicht  der 
Markenrichter  gewesen,  ihnen  gebührte  die  Aufsicht 
über  die  Marken.  In  der  begehrten  Aufdeckung  aller 
Papiere  aber  sahen  die  Fürsten  ein  Attentat  auf  ihre 
ängstlich  gehüteten,  heuer  noch  verbrieften  Privi- 
legien. Ein  unerquicklicher  Briefwechsel  ging  herüber 
und  hinüber,  Ausrede  folgte  der  Ausrede,  bis  endlich 
der  Regierungskommission  der  Geduldsfaden  riss,  und 
sie  den  Antrag  stellte,  Exekutivmassregeln  „mit 
militärischem  Nachdrucke  anzuwenden“  D-  Es  war  an 
der  Zeit,  dass  sich  das  Ministerium  der  — auswärtigen 
Angelegenheiten  der  Sache  annahm.  Mit  den  Fürsten 
hatte  sich  auch  Vincke  nach  Berlin  gewandt,  eingehend 
hatte  er  nach  dem  ihm  gewordenen  Berichte  den 
Tatbestand  vorgetragen  2),  jedoch  ohne  in  den  etwas 
leidenschaftlichen  Ton  der  nachgeordneten  Behörde 
zu  verfallen.  Der  Zivilgouverneur  nahm  mit  voller 
Bestimmtheit  das  Oberaufsichtsrecht  über  die  Marken 
für  den  Staat  in  Anspruch,  und  bat  zum  Schlüsse, 
den  Hofkammern  zu  bedeuten,  dass  auf  ihre  Kosten 

1)  Bericht  an  Vincke  vom  IS.September  1815,  M.  St.-A.  170. 

2)  Vinckes  Brief  an  den  Staatskanzler  vom  21.  Nov.  1815. 
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zur  neuen  Vermessung  und  Abschätzung  der  Gemein- 
gründe geschritten  würde,  falls  sie  nicht  endlich  inner- 
halb einer  gesteckten  Frist  die  Protokolle  herausgäben. 

Es  lässt  sich  denken,  wie  die  unterm  2.  Februar 
1816  durch  die  dritte  Sektion  des  Ministeriums  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  vollzogene  Antwort  in 
Münster  einschlagen  musste.  Hiess  es  in  dieser  doch, 
Vinckes  letzteres  Verlangen  würde  „einseitig“  und 
„vor  dem  Vorwurfe  der  Willkür“  kaum  zu  recht- 
fertigen  sein.  Was  aber  erst  die  etwa  vorgekommenen 
Markenveräusserungeu  anbelange,  so  sei  ein  solcher 
Gegenstand  ein  „reiner  Privatstreit  über  Mein  und 
Dein“  zwischen  den  fürstlichen  Hofkammern  und 
den  Untertanen,  der  im  Zivilprozesse  seine  Erledigung 
finden  könne,  es  werde  anheim  gestellt,  in  diesem 
Sinne  die  Interessenten  zu  belehren,  mehr  zu  tun 
sei  nicht  die  Aufgabe  der  Regierung. 

Nachdem  man  in  der  Provizialhauptstadt  ver- 
staubte Verordnungen  bischöflicher  Landesherren, 
wonach  das  Jus  supremae  inspectionis  über  die  Marken 
klipp  und  klar  feststand,  auch  immer  von  der  Re- 
gierung in  Anspruch  genommen  worden  war,  hervor- 
gesucht, und  sie  hübsch  übersichtlich  zusammeu- 
gestellt  hatte,  nachdem  durch  Justus  Mösers  ver- 
traute Schriften  ein  Trumpf  aufgespielt  war,  ging 
die  Entgegnung  auf  die  ministerielle  Weisheit  ins 
Vinckesche  Fortissimo  über.  An  anderen  gutsherr- 
lichen Prozessen  scheine  noch  nicht  genügend  Er- 
stickungsqualm vorhanden  zu  sein.  Das  den  nicht 
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i fürstlichen  Markenrichtern  gegenüber  geschaffene 

; Präjudiz  nehme  man  anscheinend  auf  die  leichte 

E 

1 ' Schulter,  denn  der  des  Einflusses  beraubte  Staat 

könne  nur  noch  die  Mütze  über  den  Kopf  ziehen  und 
die  Marken  der  vollen  Verödung  überliefern.  Zum 
Schlüsse  wurde  den  Herren  im  Ministerium  rund 
heraus  erklärt,  dass  ihr  Rat  nicht  begehrt  gewesen 
sei,  da  „nach  meinem  Dafürhalten  das  Recht  der 
Kenntnismachung  und  Revision  der  markenrichter- 
licheu  Operationen  gar  keinem  Zweifel  unterliegen 
kann,  und  ich  würde  deshalb  gar  nicht  angefragt 
haben,  wenn  es  nicht  angemessen  geschienen  hätte, 
des  Herrn  Fürsten  Staats- Kanzlers  Durchlaucht  von 
der  Lage  der  Sache  vorher  zu  unterrichten“ ’). 

Die  Gegenlektion  verfehlte  ihre  Wirkung  nicht, 
unter  dem  Seitenhiebe,  Vincke  habe  sich  das  erste 
Mal  nicht  deutlich  ausgedrückt,  war  nach  einigen 
juristischen  Definitionen  das  Oberaufsichtsrecht  des 
Staates  anerkannt,  zugleich  aber  einem  „freundlichen 
Benehmen“  mit  den  Fürsten,  die  sicher  gern  auf 
des  Staatskanzlers  Wunsch  hin  eine  Einsicht  in  die 
Markenprotokolle  gestatten  würden,  das  Wort  ge- 
redet 2).  Zwar  sollten  auch  jetzt  noch  geltend  ge- 
machte Entschädigungsansprüche  sich  bloss  im  Wege 
Rechtens  abwickeln,  wogegen  sich  übrigens  sehr  stich- 
haltige Grunde  nicht  mal  Vorbringen  Hessen.  Als 
aber  Vincke  die  Regierungskommission  so  instruiert 

1)  Vinckes  Antwort  ist  vom  26.  Febr.  1816.  M.  St.-A.  170. 

2)  Berlin  d.  d.  8.  März  1816. 
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hatte  *),  und  sie  erwiderte,  sie  habe  Bedeukeu  ge- 
tragen, eine  dahin  lautende  Bekanntmachung  zu 
erlassen,  schrieb  er  zufrieden  an  den  Rand:  „aller-* 
diugs,  besser  zu  unterlassen“  2).  Das  von  der  eig'eii- 
mächtigen  Kommission  entdeckte  Mittel  gefiel  näm- 
lich ausgezeichnet,  zudem  war  es  ganz  nach  Berliner 


Geschmack.  Komitees  waren  nieder  zu  setzen;  in 
ihnen  vereinigten  sich  Markenrichter  und  Genossen, 
gegenseitig  mochte  man  sich  hier  die  Sünden  Vor- 
halten, gegenseitig  aber  auch  vergeben.  Auf  diese 
Weise  blieb  der  Landesbehörde  der  von  ihr  bean- 


spruchte prädominierende  Einfluss  gewahrt,  sie  wollte 
vor  der  Lossprechung  die  Bussen  auferlegen,  bis 
Justitia  den  Zeiger  au  der  Wage  ins  gerechte  Gleich- 
gewicht brachte,  dauerte  zu  lauge. 

Wir  werden  gleich  hören,  weshalb  die  münstersche 
Regierung  den  Markenangelegenheiten  eine  so  hohe 
Bedeutung  beimass,  wo  die  tiefere  Ursache  zu  suchen 
ist,  dass  Vincke  auf  den  ersten,  ablehnenden  Bescheid 
des  Ministeriums  so  in  Harnisch  geriet.  Verfehlt  würde 
es  dagegen  sein,  wollte  man  in  der  minderen  oder 
grösseren  Zerrüttung  münsterländischer  Markenver- 
hältnisse mehr  als  ein  sekundäres  Moment  zu  einer 
vollen  Aufteilung,  insbesondere  zu  der  überstürzten 
Einführung  der  östlichen  Gemeinheits-Teilungsord- 
uung  erblicken.  Es  war  der  allgemeine  Zeitgeist,  der 


1)  Durch  Schreiben  vom  26.  März  1816. 

2)  Bericht  der  Regierungskommission  an  Vincke  vom 
27.  April  1816. 
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nicht  länger  eine  dichtgedrängte  Schar  unter  einem 
grossen,  zur  Not  noch  reichenden  Dache  vereinigt 
sehen  mochte,  jedem  einzelnen  sollten  die  für  ihn 
gelegten  Pfannen  und  Schindeln  gegeben  werden,  als 
passende  Gabe  waren  sie  dem  eigenen  Bau  einzufügen. 

Die  Vorarbeiten  für  eine  westfälische  Teiluugs- 
ordnung  setzten  sprungweise  ein.  Ein  erster  Sondie- 
rungsversuch von  Vincke  fällt  zeitlich  mit  der  defi- 
nitiven preussischen  Besitznahme  fast  unmittelbar  zu- 
sammen. Gelind  durchweht  er  das  ganze  eben  aus 
der  Hand  gelegte  Aktenstück  über  die  unter  franzö- 
sischer Herrschaft  verkauften  Marken  und  Gemein- 
heitsgründe. Noch  mahnte  die  alles  andere  eher  wie 
rückwärts  bremsende  Regierungskommission  zur  Ge- 
duld. Nach  Verlauf  von  2 Jahren  begann  dann  die 
Tätigkeit  des  Ministeriums  des  Innern.  Am  6.  Mai 
1818  schrieb  Herr  von  Schuckmann  an  Vincke  L,  dass 
er  den  Regierungen  von  Westfalen  Exemplare  des 
Entwurfes  zu  einer  Gemeinheits-Teilungsordnung  ge- 
sandt habe,  worauf  der  Oberpräsident  in  einer  Rund- 
verfügung betonte,  die  Regierungen  der  Provinz 
möchten  sich  selbst  zu  einem  ganz  passenden  Ent- 
würfe vereinigen,  welcher  höheren  Orts  nur  zur  Ge- 
nehmigung, unter  gehöriger  Rechtfertigung,  vorgelegt 
werden  dürfe.  Er  wünsche  Konferenzen  unter  seinem 
Vorsitze,  um  die  Sache  in  Fluss  zu  bringen  und  hier- 
auf den  gemeinsamen  Entwurf  in  eine  endgültige 

1)M.  St.-A.  Oberpräsidium  173.  Betr.  die  Gemeinheits- 
teilungsordnung vom  7.  Juni  1821.  1818  ss. 
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Fassung ').  Wahrscheinlich  werden  Besprechungen 
stattgefunden  haben,  irgend  ein  förderndes  Ergebnis 
haben  sie  dagegen  nicht  gezeitigt.  Wenigstens  dringt 
aus  diesem  und  dem  nächsten  Jahre  an  keiner  Stelle 
Kunde  darüber  zu  uns,  abermals  war  die  Teilungs- 
ordnung auf  einem  toten  Punkt  angelangt.  Der  erste 
dann  wieder  Vorgefundene  Belag  erhärtet  zur  Evidenz 
diese  unsere  Mutmassung.  Gleich  der  Treibhaus- 
pflanze war  über  Nacht  Vinckes  langgehegter  Wunsch 
hoch  emporgesprossen,  war  dieses  Mal  zur  Wirklich- 
keit geworden.  Westfalen  erhielt  eine  Teilungsordnung, 
zusammen  mit  der  grösseren,  östlichen  Hälfte  der 
Monarchie.  „Es  war  ursprünglich  die  Absicht,  die 
Provinz  Westfalen  von  den  Landesteilen,  auf  welche 
dieselbe  angewendet  werden  soll,  auszunehmen“,  es 
scheine  jedoch,  dass  man  sie  mit  gewissen  Modifika- 
tionen und  Vorbehalten  gleich  werde  mit  einbeziehen 
können  2).  Diese  beglückende  Nachricht  aus  drei 
Ministerien  3)  erreichte  Vincke  am  10.  Juli  1820  in 
Berlin. 

Wollte  die  Ueberschrift  des  Kapitels  schon  vollen 
Nachdruck  auf  die  gänzlich  unbeabsichtigte  Ueber- 
tragung  eines  für  östliche  Verhältnisse  passenden  Ge- 
setzes legen,  so  greifen  wir  jetzt  zunächst  vor,  um 
den  Endbeweis  hierfür  zu  führen.  Als  fleissige  Hände, 
vor  allem  bei  der  Generalkommission  unablässig  den 

1)  M.  St.-A.,  Oberpr.  173. 

2)  Ebenda. 

3)  Justiz,  Inneres,  Finanzen. 
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Stein  des  Sisyphos  wälzten,  die  Aenderungsvorschläge 
sich  zu  papierenen  Bergen  schichteten,  da  erhob  sich 
als  Rufer  im  Streit  auch  Vincke,  er,  der  das  un- 
erwartete Geschenk  heimgetragen  hatte,  und  erinnerte 
Herrn  von  Schuckmann  daran  *,  wie  Westfalen  zu  der 
Teilungsordnung  gekommen  war.  Nie  würden  wir 
sie  erhalten  haben,  „wenn  ich  nicht  bei  zufälliger 
Anwesenheit  1820  in  Berlin  den  Entwurf  zu  Gesicht 
bekommen  hätte,  darnach  mich  eifrig  bestrebte,  die 
allgemeine  Ausdehnung  auf  den  ganzen  Bereich  des 
A.L.R.  zu  erwirken,  und  solche  erlangte“. 

Zwar  hatte  sich  Vincke  gleich  damals  nach  der 
erfreulichen  Mär  der  Einsicht  nicht  verschlossen,  dass 
einige  provinzielle  Eigentümlichkeiten  berücksichtigt 
werden  müssten,  sanft  diese  auch  in  dem  ersten, 
gewissermassen  dem  Dankschreiben  an  Schuckmann 
berührt  2),  allein  die  näheren  Bestimmungen  würden 
„nur  unbedeutend“  sein,  schon  in  der  jetzigen,  treff- 
lichen Gestalt  werde  die  Ordnung  früher  einem 
dringenden  Bedürfnisse  der  Provinz  abhelfen  und  für 
viele  ein  reicher  Segensborn  werden.  Bis  zu  ihrer 
am  /.Juni  1821  erfolgten  Inkrafttretung  aber  hatten 
weder  die  Kürze  der  Zeit,  noch,  wie  sich  ohne  wei- 
teres behaupten  lässt,  die  Fähigkeiten  der  heimischen 
Beamtenschaft  gereicht,  für  Westfalen  zweckdienliche 
Einschiebsel  ihr  einzufügen. 

1)  Das  wichtige  Eingeständnis  ist  enthalten  in  dem  Schrei- 
ben vom  31.  März  1828.  Oberpr.  173. 

2)  Es  ist  noch  in  Berlin  verfasst  und  unterm  23.  Juli  1820 
an  Schuckmann  abgegangen.  Ebenda. 
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Kann  der  eigentliche  Inhalt  der  Gemeinheits- 
teilungsordnung, weil  über  unseren  Rahmen  hinaus- 
greifend, übergangen  werden  *),  so  haben  wir  uns 
dagegen  zu  fragen,  was  brachte  sie  nicht,  und  an 
welchen  Stellen  setzte  besonders  die  Kritik  ein?  Für 
den  Osten  berechnet,  knüpfte  die  Ordnung  natürlich 
mit  Recht  au  die  grosse  Vergangenheit  derpreussischen 
Agrargesetzgebung  an,  damit  zugleich  an  die  Zeit, 
in  welcher  der  geprüfte  Staat  bar  jedes  Besitzes  im 
Westen  gewesen  war.  Infolgedessen  suchte  der  West- 
fale die  vertraute  Mark,  den  hier  zutreffenden  Teilungs- 
gegenstand, vergebens  in  dem  ganzen  Gesetze.  Hier 
galt  es  nicht  Ackerflächen  aufzuteilen,  vor  allem 
im  Münsterlande,  sondern  öde,  unkultivierte  Weide- 
grüiide.  Gewaltig  doch  stachen  östliches  und  west- 
liches Bild  von  einander  ab.  Während  mau  in  jenem 
Teile  unter  dem  Namen  „Gemeinheit“  den  gesamten 
Komplex  der  einer  Dorfschaft  oder  Landstadt  ge- 
hörigen Ackerländer,  welche  „nach  ortsüblichen 
Rechten,  in  Abteilungen  nach  mehrjähriger  Kultur, 
hinwieder  mehrere  Jahre  unbebaut  zur  Weide  liegen 


1)  Ich  verweise  auf  die  Literatur  im  W.  der  Staatswissen- 
schaften, dort  beim  Artikel:  Gemeinheitsteilung  auch,  verknüpft 
mit  dem  Gesetze  von  1850,  eine  kleine  Skizze  über  die  Teilungs- 
ordnung. Sie  selbst  ist  häufig  abgedruckt,  u.  a.  bei  Lette  und 
Rönne  a.  a.  O.,  Koch  : Die  Agrargesetze  des  preussischen  Staates. 
Breslau  1850.  Siehe  S.  131— 222  (viele  Anmerkungen),  Nobiling: 
Die  preussischen  Landeskulturgesetze.  Münster  1901.  Siehe 
S.  192—211. 
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blieben  1)“,  verstand,  waren  die  westfälischen  Gemein- 
heiten, die  Marken  fortwährende  Weideflächen  und 
deckten  sich  der  Regel  nach  nicht,  wie  wir  gesehen 
haben,  mit  den  politischen  Gemeinden  als  solchen. 

Da  dem  Gesetzgeber  der  ganze  Begriff  unbekannt 
war,  konnten  selbstverständlich  auch  keine  Wege 
aus  dem  markenrichterlichen  Labyrinthe  führen.  In 
viel  höherem  Masse  zu  bedauern  war  es  aber,  dass 
für  eine  andere,  ausgesprochen  westfälische  Eigenart, 
das  hauptsächlich  im  Münsterlande  gebräuchliche 
Heuerlingswesen,  ebenfalls  keine  Brosamen  hatten 
abfallen  können.  Ohne  in  den  Marken  berechtigt  zu 
sein,  nutzten  die  Heuerlinge  sie  am  ergiebigsten  aus, 
stillschweigend,  ja  gern  Hess  die  bäuerliche  Genossen- 
schaft, durch  gemeinsames  Interesse  bewogen,  es  zu, 
denn  was  dem  Heuermanne  durch  die  vorherrschende 
Mitbenutzung  der  Gemeinweide  gegeben  wurde,  er- 
hielt der  Bauer  an  billiger  Arbeitskraft  mehr  als 
doppelt  zurück.  Jetzt  musste  die  Hauptquelle  des 
Nahrungserwerbes  für  das  genügsame  Völkchen  ver- 
siegen, ohne  dass  eine  andere  hervorquoll.  Die  Heuer- 
linge  werden  „die  Kreuzträger  der  Teilung“  werden, 
rief  vorausschauend  der  Tecklenburger  Landrat  aus  2). 

1)  Aus  dem  Bericht  des  10.  Ausschusses  beim  Provinzial- 
landtag. Er  war  eigens  zu  Verhandlungen  über  die  Gemein- 
heitsteilungsordnung eingesetzt.  Westf.  Provinziallandtag-Akten, 
Fach  18,  Nr.  5.,  Bd.  2,  Landeshaus. 

2)  Auf  diese,  wegen  der  Nichtberücksichtigung  des  Heuer- 
lingswesen in  der  Gemeinheitsteilungsordnung  besonders  für 
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Vou  deu  technischen  Schwierigkeiten,  welche 
die  Ordnung  in  sich  barg,  sei  nur  eine  gestreift. 
War  es  doch  der  Hauptteilungsmaßstab  selbst,  wie 
die  Beteiligten  nach  ihren  Teilnehmnngsrechten  bei 
der  Auseinandersetzung  abgefunden  werden  sollten, 
w'elcher  die  härtesten  Nüsse  zu  knacken  aufgab,  ja 
nach  der  Meinung  der  westfälischen  Provinzial- 
abgeordneten überhaupt  nicht  zur  Anwendung  ge- 
bracht werden  konnte  O-  Welche  Rechte  jedem  Be- 
teiligten an  der  Gemeinheit  zustehen  sollten,  und  der 
Umfang  dieser  Rechte,  war  zunächst  nach  rechts- 
beständigen Willenserklärungen  und  rechtskräftigen 
Erkenntnissen,  sodann  nach  den  statutarischen  Rechten, 
und  in  Ermangelung  aller  dieser,  nach  den  Provinzial- 
rechten  zn  beurteilen.  Standen  darauf  bei  den  gemein- 
schaftlichen Hütungen  die  Teilnehmungsrechte  selbst 
glücklich  fest,  gingen  aber  das  Mass  und  Verhältnis 
der  Teilnahme  eines  jeden  einzelnen  Interessenten 
nicht  aus  den  Urkunden,  Judikaten  oder  Statuten 
hervor,  so  musste  dieses  Mass  und  Verhältnis  nach 

seinen  Kreis  üble  Folgeerscheinung  machte  zuerst  Herr  von 
Bodelschwingh  in  dem  Schreiben  vom  29.  September  1822 
an  die  General-Kommission  aufmerksam.  Es  befindet  sich  bei 
den  Akten  dieser  Behörde,  leider  kann  ich  es  nicht  näher  an- 
geben, da  dem  Aktenstück  der  Titelbogen  fehlt,  ln  dem  gleich 
anzuführenden  „Gutachten  der  Landräte“  wiederholte  der  Nach- 
folger, Herr  von  Diepenbroick-Grüter  das  bewegliche  Klagelied. 

1)  Prov.-Landt-Akten  1830|31  (3.  Sess.),  Fach  19,  Nr.  1, 
Band  3,  und  Fach  18,  Nr.  5:  Band  5,  Verhandlungen  des 
10.  Ausschusses. 
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dem  Besitzstände  in  den  letzten,  der  Einleitung 
der  Teilung  vorhergegangenen  zehn  Jahren  bestimmt 
werden.  Der  Besitzstand  wiederum  wurde  nach  der 
Zahl  des  Viehes,  nach  der  Art  desselben,  und  nach 
den  Zeiträumen,  mit  und  in  welchen  jährlich  jeder 
Teilnehmer  die  Hütung  ausgeübt  hatte,  auf  die  Weise 
berechnet,  dass  dabei  der  Durchschnitt  aller  drei 
Sätze  aus  den  erwähnten  zehn  Jahren  zu  Grunde 
gelegt  wurde.  Jetzt  endlich  schrieben  kniffige  Ab- 
sätze vor,  dass  bei  dieser  Berechnung  die  Viehzahl 
verarmter  oder  durch  Unglücksfalle  betroffener  Mit- 
glieder bis  zu  der  Mittelzahl  zu  erhöhen,  die  andere 
seiner  Klasse  gewöhnlich  gehalten  hatten,  und  bis 
zu  eben  dieser  Zahl  der  Viehstand  derjenigen  zu  ver- 
mindern war,  welche  denselben  darüber  hinaus  er- 
weitert hatten.  War  in  einer  Gegend  die  Viehherde 
allgemein  durch  Seuchen  oder  Krieg  verringert 
worden,  so  waren  diese  Jahre  unberücksichtigt  zu 
lassen  und  dafür  die  unmittelbar  vorhergehenden 
heranzuziehen  *).  Wie  trübe  und  trügerisch  mochten 
die  Zahlen  werden,  je  w’eiter  zurück  man  der  be- 
wegten Kriegszeit  gedachte!  Sass  man  vollends  in 
einer  Sackgasse  fest,  dann  hatte  das  A.E.R.  zu 
Hilfe  zu  eilen  2),  Da  nach  diesen  Bestimmungen 
sich  die  schwierige  Durch  Winterungsberechnung  3) 
richtete,  stellte  sie  natürlich  gleich  das  zweite  Glied 


1)  §§  30,  31,  32,  33  der  Ordnung. 

2)  §§  31,  34. 

3)  §§  35  ff. 
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in  der  langen  Kette  der  schwer  einleuchtenden  Be- 
griffe dar. 

Die  östliche  Frucht  gedeiht  nicht  auf  westfälischem 
Boden,  es  ist  der  leicht  herausgeschälte,  dünne  Kern 
der  wiederholten  Verhandlungen  über  die  Teilungs- 
ordnung im  Dandeshause  1). 

Jede  Session  von  1826  bis  1841  befasste  sich  mit 
der  Materie,  alle  Anträge  auf  Abänderung  verdichteten 
sich  schliesslich  in  dem  Rufe  nach  einem  ganz  neuen 
Gesetz,  welches  sich  den  westfälischen  Eigentümlich- 
keiten in  Form  und  Inhalt  genau  aupasse,  bessere, 
gestaltende  Vorschläge  aber  konnten  nicht  gemacht 
werden. 

Schwereren  Gehalt  zeigten  die  umfangreichen  Ent- 
würfe der  Aufteilungsbehörde  selbst,  war  sie  doch 
auch  in  erster  Linie  berufen,  nach  den  bei  ihrem 
Geschäft  wahrgenommenen  Mängeln  der  geeignetste 
Pfadfinder  zu  sein.  Naturgemäss  wandte  sich  daher 
Vincke,  von  dem  lebhaften  Wunsche  beseelt,  die 
rasch  erhaschte  Gabe  nachträglich  noch  werter  zu 
machen,  zunächst  an  die  Generalkommission.  Klangen 
vom  Provinzial-Landtage  zwar  laute  und  dafür  mark- 
lose Stimmen  herüber,  so  verfiel  der  stille  Bienenfleiss 
des  Justizrats  Hiltrop  bei  der  Kommission  in  das 
andere  Extrem.  Nicht  weniger  denn  270  eng  ge- 


ll Alle  Berichte  und  Eingaben  des  10.  Ausschusses  be- 
finden sich  in  den  Fächern  18  und  19  des  Landeshausarchives, 
für  die  späteren,  unwesentlichen  Verhandlungen  siehe  die  Prov.- 
Akten  in  den  folgenden  Fächern. 
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schriebene  Seiten  umfasste  der  in  kurzem  gelieferte 
Entwurf  einer  Westfalen  berücksichtigenden  Teilungs- 
ordnung 1),  den  der  Oberpräsident  nach  Berlin  sandte. 
Ein  „flüchtiger  Einblick“  Minister  Schuckmanns  durfte 
mit  vollem  Recht  Vincke  nur  bestätigen,  dass  die 
Arbeit  viel  zu  weitläufig  geraten  sei  2). 

Ganz  von  selbst  wieder,  wie  immer,  wenn  Schwierig- 
keiten sich  auftürmten,  war  man  auf  die  gern  be- 
fahrene, bekannte  Bahn  der  Kommissionsverhand- 
lungen gedrängt.  Hierzu  hatte  Vincke  je  zwei  Mit- 
glieder seiner  Regierung  und  der  Generalkommission 
zu  ernennen  3),  der  Justiz  minister,  auf  Wunsch  von 
Schuckmann,  eins  des  Münsterschen  Oberlandes- 
gerichts, welches  in  dem  Rat  von  Olfers  gefunden 
wurde  0-  Nach  vorbereitender  Tätigkeit  des  so  zu- 
sammengesetzten Ausschusses  beabsichtigte  man  dann 
Abgeordnete  des  Provinzial-Landtages  zu  den  Be- 
ratungen zuzuziehen.  Sowohl  Ministerium  wie  Ober- 

1)  Der  Entwurf  befindet  sich  in  Abschrift  bei  den  Akten 
der  Generalkommission.  Leider  versagt  bei  den  Generalakten, 
weil  manche  davon  an  des  Staatsarchiv  abgegeben  sind,  die 
Registratur  fast  vollständig,  so  gut  und  übersichtlich  sie  bei  den 
eigentlichen  Aufteilungsakten  ist,  nur  suche  man  hierbei  nicht 
nach  Namen  der  abgefundenen  Markengenossen,  sondern  be- 
grenze örtlich. 

2)  M.  St.-A.  173,  Schreiben  des  Ministers  Schuckmann  an 
Vincke  vom  17.  Juli  1831. 

3)  Ebenda.  Ernannt  wurden  für  die  Regierung:  Langenberg 
und  Delius,  für  die  Kommission:  Hiltrop  und  Schulten. 

4)  Mitteilung  vom  21.  Oktober  1831.  Ebenda. 
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Präsidium  stimmten  überein,  kein  vollständig  neues 
Gesetz  zu  schaffen,  sondern  in  Gestalt  zusätzlicher 
Artikel  sollten  sich  die  anders  gearteten  westfälischen 
Verhältnisse  an  die  Ordnung  herankristallisieren. 
Was  nun  diese  Verhandlungen  zu  Tage  förderten, 
wobei  die  Räte  der  Kommission  die  Feder  führten, 
den  Inhalt  der  mancherlei  Vorschläge  und  späteren 
Entwürfe!)  näher  zu  analysieren,  wir  dürfen  davon 
absehen,  denn  nach  der  ersten,  stehen  wir  der  zweiten 
Ueberraschung  in  diesem  Abschnitte  gegenüber,  es 
ist  die  Denkschrift  des  Ministers  des  Innern  vom 
17.  Februar  18412). 

Im  Spiegelbilde  zeigte  sie  noch  einmal  unend- 
liches Mühen  an  amtlicher  Stelle  und  stetes  V^er- 
neinen  seitens  der  Provinzialabgeordneteu,  nm  daranf 
zu  finden,  dass  ein  Bedürfnis  für  anschmiegsame  Be- 
stimmungen, geschweige  denn  für  ein  eigenes  west- 
fälisches Teilungsgesetz  nicht  mehr  vorlag.  Beweise 
der  Depntierten  „hervorleuchtender  Mangel  an  Inter- 
esse für  den  Gegenstand“,  ihre  beharrliche  Ablehnungs- 
sucht gegen  mundgerecht  gemachte  V^orschläge  es 
nicht  am  deutlichsten?  Da  die  Behörden  und  selbst 
die  Beteiligten  mit  der  Tendenz  und  dem  Inhalt  der  Ge- 
meinheitsteilungsordnung vertrauter  geworden  seien, 

1)  Am  bequemsten  lässt  sich  der  Verlauf  der  langen,  nutz- 
losen Arbeit  an  der  Hand  des  dickleibigen  Aktenstückes:  Oberpr. 
Betr.  die  G.Th.  O.  u.s.w.  M.  St-A.  173  verfolgen. 

2)  Sie  wurde  sofort  gedruckt  den  verschiedenen  Behörden 
zugestellt. 
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schwänden  die  gerügten  Uebelstände  mit  jedem  Jahre 
mehr.  Ja  sogar  die  Auseinandersetzung  der  der  Provinz 
eigentümlichen  Gattungen  von  Gemeinheiten,  der 
Marken,  sei  entweder  schon  ganz  vollendet  oder  doch 
sow’eit  gediehen,  dass  Modifikationen  der  Gesetzgebung 
darauf  eher  einen  nachteiligen,  denn  einen  günstigen 
Einfluss  haben  würden.  Die  übrigen  Gemeinheiten 
aber  seien  denen  in  der  östlichen  Hälfte  der  Monarchie 
sehr  ähnlich,  unbewusst  seien  die  auf  den  Osten  hin- 
zielenden V^orschriften  der  Ordnung  auch  für  west- 
fälische Zustände  gegossen  worden.  Nachträge  würden 
auf  jeden  Fall  jetzt  zu  spät  kommen. 

In  der  Tat,  das  Bessere  wäre  auch  hier  der  Feind 
des  Guten  geworden,  der  gegebene  Augenblick  für 
Aenderungen  war  in  Wirklichkeit  schon  da  verpasst, 
als  man  eine  emsige  Generalkommissiou  beauftragte, 
das  Aufteilungswerk  gemäss  der  Ordnung  von  1821 
zu  beginnen.  Schob  der  schw'er  geladene  Wagen 
beim  Antrieb  sich  langsam  und  mühsam  dahin,  bald 
rollte  er  in  unaufhaltsamer  Schnelligkeit,  seit  dem 
Ende  der  zwanziger  Jahre  mehrten  .sich  die  Aus- 
einandersetzungen ständig.  Eine  tabellarische  Ueber- 
sicht  vom  Jahre  1835  mag  am  Schluss  die  gewonnene 
Strecke  veranschaulichen.  Die  Männer  der  Praxis 
hatten  ihre  Hände  nicht  in  den  Schoss  gelegt  in  der 
Zeit,  als  der  Theorie  gehuldigt  wurde. 

Leicht  war  der  Behörde  mit  dem  nicht  gut- 
getroffenen  Titel  diese  berufliche  Tätigkeit  nicht  ge- 
macht. Durfte  sie  bei  den  Markenherreu,  den  Be- 
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rechtigten  schon  ob  der  ihr  gleichfalls  zugewiesenen 
Abwickelung  der  Ablösegesetzgebung,  ihrer,  wie  wir 
früher  sahen,  ausgesprochenen  Hinneigung  zu  den 
Pflichtigen,  nicht  auf  allzu  grosses  Entgegenkommen 
hoffen,  so  hatte  sie  dagegen  bei  den  Märkern  mit 
der  im  bäuerlichen  Wesen  scharf  ausgeprägten  Starr- 
köpfigkeit, womit  der  westfälische  Bauer  noch  im 
besonderen  Masse  ausgestattet  war,  zu  rechnen.  Harte 
Geduldsproben  galt  es  oft  zu  bestehen,  erwiderte 
auch  mal  der  Dezernent  ärgerlich  auf  eine  an  den 
König  gerichtete  Eingabe  von  durch  die  Teilung  sich 
benachteiligt  wähnenden  Genossen : „Wir  können 
nicht  erfolgreich  Weiterarbeiten,  da  wir  zwecklosen  und 
belästigenden  Widersprüchen  ausgesetzt  bleiben“  '),  im 
allgemeinen  war  der  Kommission  eine  hervorragende 
Anpassungsfähigkeit  eigen,  immer  beobachtete  sie  bei 
ihrem  Tun  die  aussichtsreichsten,  zum  begehrten  End- 
zweck hinweisenden  Möglichkeiten.  Was  nützte  es  zum 
Beispiel,  wenn  die  Geometer  die  Weidegründe  abmassen, 
die  Bauern  dagegen  keine  Zäume  errichteten  ? Das  ge- 
wählte Hilfsmittel  konnte  vielleicht  einigenErfolg  ver- 
sprechen. Die  Geistlichen  möchten  die  aus  der  Mark 
fallenden  Anteile  für  die  Pfarre  einfriedigen  lassen,  un- 
beliebte Seelenhirten  aber  sollten  sich  nicht  bemühen, 
denn  ihnen  würde  es  nicht  besser  ergehen,  wie  eifrigen, 
ihr  Eos  empfangenen  Bauern  auch,  welchen  in  der 
Nacht  das  am  Tage  aufgestellte  Gitter  wieder  zu- 
ll M.  St.-A.  173.  Aus  dem  Antwortschreiben  vom  16.  April 
1830  auf  die  Beschwerde  der  Aistetter  Markengenossen. 
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sammengeworfen  wurde.  In  dem  Sinne  ward  an  den 
Generalvikar  der  Diözese  Münster  geschrieben  i). 

Eine  Neuschöpfung  hat  um  Anerkennung  zu 
ringen,  dieser  Kampf  des  Alten  mit  dem  Neuen  spielt 
sich  auch  innerhalb  des  Staatsorganismus  ab,  es  darf 
uns  deshalb  nicht  Wnnder  nehmen,  dass  bald  zwischen 
den  rangälteren  Institutionen  und  der  jüngeren 
Reibungsflächen  entstanden.  Die  Generalkommission 
sei  als  Oberbehörde  eingesetzt  worden,  verfüge  selb- 
ständig und  sei  befugt,  den  Untergerichten  Aufträge 
zu  geben,  so  musste  schon  gleich  der  Justizminister 
das  Oberlandesgericht  Münster  belehren  2).  Er  bäte 
doch  sehr,  alle  Misshelligkeiten  zu  vermeiden,  sondern 
vielmehr  zur  Erreichung  des  wichtigen  Geschäfts- 
zweiges mit  der  Kommission  Hand  in  Hand  zu  ar- 
beiten. Bei  den  inneren  Zwistigkeiten  erfreute  sich 
diese  des  besonderen  Schutzes  des  Oberpräsidenten, 
der  als  solcher  nach  der  Dienstinstruktion  ja  auch 
ihr  erster  Vorgesetzter  war.  „Prout  jacent“  sind  die 
Akten  herauszugeben  ^3,  rief  sein  gebietendes  Wort 
der  Mindeuer  Regierung  zu,  welche  Teilungsverhand- 
lungen  aus  früherer  Zeit  gern  behalten  hätte,  und 
womöglich  noch  zu  Endefgeführt  haben  würde.  Den 
schärfsten  Vorstoss  gegen  die  Generalkommission, 

1)  Brief  im  Konzept  bei  den  Akten  der  Generalkommission. 

2)  M.  St.-A.  173.  Schreiben  des  Justizministers  an  das 
Oberl.  vom  19.  Nov.  1821. 

3)  Ebenda.  Bemerkung  von  Vincke  zu  dem  Antrag  der 
Mindener  Regierung  vom  24.  September  1821. 


;1 


— 124  — j 

gegen  ihren  Lebensnerv  selbst  aber  unternahm  im  I 

Jahre  1835  Vinckes  Münsterscher  Regierungsvize-  - 

Präsident,  wir  wissen,  Ober-  und  Regierungspräsidium 
standen  hier  in  Personalunion.  Sein  spontan  ab- 
gesandter,  äusserst  ungünstiger  Bericht  0 an  den  ( 

Minister  des  Innern  gab  die  Veranlassung  zu  sofort 
eingeforderten,  umfangreichen  Gutachten  der  Land- 
räte aller  Kreise. 

Wiegt  beim  Urteil  der  Wirkung  der  Gemeinheits- 
teilungen der  nachherige,  das  Gesamtergebnis  über- 
schauende  Betrachter  Für  und  Wider  von  neuem  ab, 

i 

dann  vermag  er  aus  diesem  Aktenbündel,  wie  aus  ^ 

einer  wahren  Fundgrube  in  vollen  Zügen  zu  schöpfen.  ! 

1)  Unterm  1.  Juli  1835  wurde  er  vom  Ministerium  des  1 

Innern  der  Generalkommission  zugesandt  und  befindet  sich  in 

■ 

den  Akten  der  Generalkommission;  Ueber  die  Vorteile  und 
Nachteile  der  Markenteilungen.  1835.  Gutachten  der  Landräte. 
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1)  Angefertigt  1835  von  der  Generalkommission  (bei  den  zuletzt  angeführten  Akten). 

2)  Da  die  Neuansiedlungen  als  eine  nachteilige  Wirkung  der  Gemeinheitsteilung  in  vielen  Gutachten  der 
Landräte  den  Hauptvorwurf  bilden,  seien  sie  in  der  Tabelle  berücksichtigt. 
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Lebenslauf. 

Ich,  Wilhelm  Keimet,  kathol.  Konfession,  bin 
geboren  zu  Hovestadt,  Kreis  Soest,  den  6.  Januar  1887 
als  Sohn  des  Rentmeisters  Wenzel  Keimet  und  seiner 
Ehegattin  Elisabeth  geh.  Pieper.  Meine  Vorbildung 
empfing  ich,  abgesehen  von  einem  dreijährigen  Be- 
suche des  Gymnasiums  zu  Brilon  auf  den  unteren 
Klassen,  durch  Selbststudium  und  Privatstunden, 
Nachdem  ich  das  Zeugnis  der  Reife  für  Prima  als 
Extraneer  erworben  hatte,  hörte  ich  in  den  Jahren 
1907  und  1908  au  der  Universität  Halle -Wittenberg 
4 Semester  lang  Vorlesungen.  Hierauf  trat  ich  eine 
längere  Auslandsreise  an,  während  welcher  ich  in 
2 Halbjahren  den  Hebungen  an  der  Universität  Lyon 
folgte.  Zurückgekehrt,  legte  ich  wiederum  als  Ex- 
traneer, September  1911,  am  Gymnasium  zu  Bocholt 
die  Reifeprüfung  ab.  Seit  dieser  Zeit  widmete  ich  mich 
in  Heidelberg  historischen,  nationalökonomischen, 
staats-  und  verwaltungsrechtlichen  Studien.  Das  Ri- 
gorosum  bestand  ich  am  23.  Juli  1914. 

Bei  folgenden  Herren  Professoren  und  Dozenten 
nahm  ich  an  Vorlesungen  bezw.  Hebungen  teil,  und 
zwar  in  Halle  bei  Bremer,  Conrad  J,  Droysen  J. 
Ebbinghaus  f,  Fester,  Ficker,  Fries,  Goldschmidt, 
Heldmaun,  Dindner,  Saran,  Uphues,  Wissowa;  in 
Heidelberg  bei  Altmann,  Dochow,  Gothein,  Hampe, 
V.  Jagemann,  v.  Kirchenheim,  C.  Neumann,  Oncken, 
Thoma,  v.  Waldberg,  Windelband  f. 
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